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Und wieder ist eine Dekade
vorbei! Das ist ein guter Anlass,
althergebrachte Muster zu hin-
terfragen und sich neue Ziele zu
setzen. Der Bürgermeister denkt
deshalb öfter an die Worte des
großen Erfinders Charles F.
Kettering: „Wenn du etwas
machst, wie du es seit zehn Jah-
ren gemacht hast, dann sind die
Chancen groß, dass du es falsch
machst.“ Seite 15
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DStGB-Bilanzpressekonferenz:

Reformen
anpacken!

Die Botschaft war klar: Vor dem Hintergrund, dass
die deutschen Städte und Gemeinden vor einem
schwierigen Jahr 2010 stehen - zwischen Einnahmen
und Ausgaben klafft ein Haushaltsloch von zwölf
Milliarden Euro mit fatalen Folgen für die Infra-
struktur und damit für Bürger und Unternehmen –
forderte der Präsident des Deutschen Städte- und
Gemeindebundes, Oberbürgermeister Christian
Schramm, auf der Bilanzpressekonferenz des DStGB
in Berlin „das Anpacken grundlegender Reformen“.

Mit Blick auf die anstehenden
Beratungen plädierte Schramm
dafür, durch grundlegende Wei-
chenstellungen den Sozialstaat
zukunftsfest zu machen, dem de-
mografischen Wandel Rechnung
zu tragen und die Wettbewerbs-
fähigkeit Deutschlands zu er-
höhen. Dazu gehöre eine Reform
der Sozialsysteme, die die Lei-
stungen auf die wirklich Bedürfti-
gen konzentriert, die Eigenverant-
wortlichkeit der Bürger stärkt und
die überbordende Bürokratie im
Sozialsystem reduziert. „Wir
brauchen eine Steuerreform, die
unser System transparenter, effek-
tiver und weniger bürokratisch
gestaltet sowie sicherstellt, dass
Bund, Länder und Gemeinden
handlungsfähig bleiben und we-
nigstens mittelfristig in die Lage
versetzt werden, ihre gesetzlichen
Aufgaben aus den Einnahmen zu
finanzieren ohne immer neue
Schulden aufnehmen zu müssen“,
hob der Präsident hervor.

Entwicklung verschärft sich

Neben einem Rettungsschirm
für Städte und Gemeinden (vgl.
GZ 24/2009) fordert der DStGB,
soziale Leistungen auf Bedürfti-
ge zu konzentrieren, Eingliede-
rungshilfen für Behinderte zu re-
formieren, die Pflegeversiche-
rung zukunftsfest zu machen und
die Altersarmut zu bekämpfen.
Eine enorme Belastung kommt
auf die Städte und Gemeinden
durch die Grundsicherung imAl-
ter und bei Erwerbsunfähigkeit
zu. Die Ausgaben hierfür haben

sich seit Einführung der Grund-
sicherung im Jahr 2003 nahezu
verdreifacht. Diese Entwicklung
werde sich weiter verschärfen.

Die wesentlichen Ursachen sei-
en in der demographischen Ent-
wicklung, insbesondere in den
gesetzgeberischen Maßnahmen
des Bundes zu suchen. Dazu zäh-
le u. a. die Privilegierung der
Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung gegenüber
den anderen Leistungsarten der
Sozialhilfe. Darüber hinaus führ-
ten auch die nur geringfügigen
Rentenanwartschaften von Lang-

Bayerische Krankenhausgesellschaft:

Wunsch nach
Stabilität

Nach einer fünf Jahre dauernden und erfolgreichen
Einführung eines neuen Finanzierungssystems mit
sogenannten Fallpauschalen brauchen die Kliniken
nach Ansicht der Bayerischen Krankenhausgesell-
schaft (BKG) jetzt Kontinuität und eine verlässliche
Planbarkeit der gesundheitspolitischen Rahmenbe-
dingungen. Dennoch sehen die Vertreter der bayeri-
schen Krankenhäuser, die der BKG-Mitgliederver-
sammlung in München beiwohnten, noch ausrei-
chend Korrekturbedarf für die schwarz-gelbe Koali-
tion in Berlin.

Wie der Vorsitzende der
Bayerischen Krankenhausgesell-
schaft, Forchheims OB Franz
Stumpf, bemerkte, sei es in der
Einführungsphase des neuen
Vergütungssystems bei vielen
Kliniken zu erheblichen Erlös-
einbußen gekommen. Trotzdem
habe man den Weg der Konver-
genz fortgesetzt und gleichzeitig
habe der stationäre Sektor in
Deutschland ein inzwischen
weltweit beachtetes Entgeltsy-
stem entwickelt. Stumpf: „Was
die Krankenhäuser in den letzten
Jahren geleistet haben, ist ein
beispielloser Kraftakt und eine
Erfolgsgeschichte, die interna-
tionale Anerkennung findet.“

Erfolgsgeschichte

Daran könnte sich der ver-
tragsärztliche Bereich ein Bei-
spiel nehmen, fuhr Stumpf fort.
Statt eine schrittweise Entwick-
lung vorzuziehen, habe man dort
geglaubt, das Honorarsystem
von einem Jahr aufs andere um-
krempeln zu können. Anders als
im stationären Bereich sei dies
mit einer kräftigen Erhöhung des
Vergütungsvolumens verbunden
gewesen. Dennoch seien auch
hier Verwerfungen aufgetreten:
„Hier verlegte man sich jedoch
auf lautstarken Protest, verun-
glimpfte die Politik und wird
von ihr nun fürsorglich behan-
delt und bekommt die Reform
der Reform versprochen.“

Der BKG-Vorsitzende plädierte
dafür, das Morbiditätsrisiko wie-
der von den Krankenhäusern zu
nehmen. Es sei „völlig inakzepta-
bel und ordnungspolitisch regel-
widrig“, wenn die Kliniken für die
steigende Morbidität einer altern-
den Gesellschaft finanziell haften
müssten Die Regelung, dass stei-
gende Behandlungsschweregrade

sich negativ auf den Landesbasis-
fallwert auswirken, müsse
schnellstmöglich revidiert werden.

Dem Fachkräftemangel
entgegenwirken

Neben dem ständigen Be-
mühen um die größtmögliche
Wirtschaftlichkeit sieht Stumpf
„in den vor uns liegenden Jah-
ren“ zwei zentrale Aufgaben:
zum einen dem Fachkräfteman-
gel, besonders im ärztlichen
Dienst, entgegenzuwirken und
zum anderen die beiden Sekto-
ren ambulant und stationär bes-
ser zu vernetzen. Im Vorder-
grund müsse dabei die Erhöhung
der Studienkapazitäten stehen.

(Fortsetzung auf Seite 4)

zeitarbeitslosen zu einer stärkeren
Inanspruchnahme. Die Kommu-
nen hätten auf diese Faktoren
keinen Einfluss. Der gefundene
Kompromiss von Bund und Län-
dern über den Anteil des Bundes
an den Kosten der Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbs-
minderung sei zwar ein Schritt in
die richtige Richtung, „fängt bei
weitem jedoch nicht die immen-
sen Kostenbelastungen der Kom-
munen auf“, so der DStGB.

Solide Finanzierung

Neben einer soliden Finanzie-
rung des Ausbaus der Kleinkin-
derbetreuung und dem Voran-
treiben der Bildung als gesamt-

gesellschaftliche Aufgabe plä-
diert der Verband für eine
Grundsicherung für Arbeitsu-
chende und die Erhöhung des
Bundesanteils an den Unter-
kunftskosten. Außerdem sei es
notwendig, einen Sachverständi-
genrat für Gewaltprävention ein-
zurichten. Der Anti-Gewalt-Rat
sollte den Auftrag erhalten, die
aktuelle Situation von Jugendge-
walt einzuschätzen und ein Maß-
nahmenpaket zu entwickeln, wie
die Gewaltentwicklung nachhal-
tig gestoppt werden kann. Es ge-
he um „Gewaltprävention vom
Kindergarten bis zum Alten-
heim“, Ausbildung der Erziehe-
rinnen und Lehrer, Antigewalt-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Bürgerschaftliches Engagement:

Traditionen erneuern,
Innovationen verankern

Tagungs-Dokumentation der Bayerischen Akademie Ländlicher Raum
Traditionen erneuern und gleichzeitig den neuen Initiativen des
Ehrenamts und der Bürgermitwirkung Gestaltungsmöglichkei-
ten geben - das scheint das Gebot der Stunde für eine voraus-
schauende Kommunalpolitik. Die Vision ist die nachhaltige Bür-
gerkommune, in der die Menschen gemeinschaftlich Verantwor-
tung und Pflichten auf lokaler Ebene übernehmen. Was Kom-
munalpolitik tun kann, um lebendiges Engagement und diese
Verantwortlichkeit zu fördern, darüber informierte die Tagung
„Bürgerschaftliches Engagement im ländlichen Raum“ der
Bayerischen Akademie Ländlicher Raum in Neumarkt i. d. OPf.

Nach einführenden Worten
von Akademie-Präsident Dr.-
Ing. Holger Magel und Albert
Löhner, Landrat des Landkreises
Neumarkt i. d. OPf., wies Sozial-
staatssekretär Markus Sackmann
darauf hin, dass das Bayerische
Sozialministerium eine Anre-
gung der Wohlfahrtsverbände
zur Einrichtung eines Runden
Tisches zum bürgerschaftlichen
Engagement aufgegriffen habe.
Ziel sei es, Möglichkeiten zur
Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen für das bürgerschaftliche
Engagement zu diskutieren und
die Kooperation der Akteure
auszubauen.

Kultur der Anerkennung

Die Förderpolitik des Bayeri-
schen Sozialministeriums ziele
darauf ab, die Infrastruktur für
das bürgerschaftliche Engage-
ment auszubauen und dessen
Kultur der Anerkennung und
Würdigung zu verbessern. So
werde z. B. seit 2002 das nicht-
staatliche Landesnetzwerk Bür-
gerschaftliches Engagement ge-

fördert. Es bestehe aus einer Ge-
schäftsstelle sowie drei Fach-
knoten für die Bereiche Selbst-
hilfe, Freiwilligenagenturen so-
wie Mütter- und Familienzen-
tren. Aufgaben des Landesnetz-
werks seien Beratung, Informati-
on, Fortbildung und Vernetzung.

Eine Erweiterung des Netzwerks
um zusätzliche Fachknoten bei-
spielsweise für die Bereiche Se-
nioren, Integration und Bürger-
stiftungen wäre nach Ansicht
Sackmanns wünschenswert.

Zukunftsfähig

Landtagspräsident a. D. Alois
Glück bezeichnete es als „ei-
gentliche Aufgabe“, eine zu-
kunftsfähige Kultur zu ent-
wickeln. Auch hänge die Zu-
kunft einer Gesellschaft ent-
scheidend von ihrer Innovations-
kraft ab, also von der Kraft zu

(Fortsetzung auf Seite 4)

Spätestens seit den massiven Schneefällen zwischen den Jahren
boomt der Skitourismus in den Alpen, wie hier im Skigebiet
Fellhorn/Kanzelwand im Kleinwalsertal. ��

Kirchheim im Innkreis:
Das Kulturdorf Europas 2010 an Silvester.
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ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Johann Kalb

96155 Buttenheim
am 20.1.

Bürgermeisterin Maria Beck
96170 Priesendorf

am 23.1.

Bürgermeister Gerald Kolb
95436 Bindlach

am 23.1.

Bürgermeister Franz Göbl
84172 Buch am Erlbach

am 25.1.

Bürgermeister Claus Pichler
83324 Ruhpolding

am 30.1.

Bürgermeister Johann Schild
83413 Fridolfing

am 31.1.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Thomas Schneider

91187 Röttenbach
am 20.1.

Bürgermeister
Dr. Wolfgang Fendt
89264 Weißenhorn

am 21.1.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Josef Botzler

93099 Mötzing
am 19.1.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Johann Wegerbauer
94118 Jandelsbrunn

am 1.2.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Wilfried Glässer
90542 Eckental

am 28.1.

Bürgermeister Boris Damzog
92721 Störnstein

am 29.1.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Gerhard Kubek

91239 Henfenfeld
am 1.2.

Bürgermeister Johannes Wegner
97711 Maßbach

am 23.1.

Bürgermeister Manfred Merz
91589 Aurach

am 27.1.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Positionspapier der Bundes-SGK:

„Bündnis für Kommunen“
In einem Positionspapier mit dem Titel „Schwarz-gelbe Koaliti-
on gefährdet die Handlungsfähigkeit der Kommunen“ fordert
die Bundes-SGK eine Stärkung der Städte, Gemeinden und
Kreise, damit diese ihre vielfältigen Leistungen für die Siche-
rung der Lebensqualität der Bürgerinnen und Bürger auch
künftig aufrechterhalten können. Ohne ein solches Bündnis
werde es insbesondere in finanzschwachen Kommunen zu deut-
lichen Leistungseinschränkungen und einem Verfall öffentlicher
Infrastruktur kommen, befürchtet die Sozialdemokratische Ge-
meinschaft für Kommunalpolitik.

Die soziale Spaltung der Ge-
sellschaft werde sich in einigen
Regionen vertiefen, mutmaßt die
Bundes-SGK. Deshalb fordert
sie Bund und Länder dazu auf,
die Initiative für ein Bündnis für
Kommunen aufzugreifen und
ein zwischen Bund, Ländern
und Kommunen abgestimmtes
Maßnahmepaket zu vereinbaren.

Die Sozialdemokratische Ge-
meinschaft für Kommunalpolitik
plädiert für ein „Bündnis für
Kommunen“, das zunächst die
Stabilisierung der Einnahmen
der Kommunen zum Ziel hat.
Die Gewerbesteuer als wichtige
kommunale Einnahmequel-
le müsse erhalten bleiben und
weiterentwickelt werden. Auch
sei eine Reduzierung der Gewer-

der über die kommunalen Finanz-
ausgleiche ausreichende Finanz-
mittel für die Kommunen bereit-
stellen und diese Ausgleichssy-
steme besser auf die strukturel-
len Finanzkraftunterschiede der
Kommunen ausrichten.

Soziale Sicherungssysteme

Als wichtigstes Instrument zur
Verbesserung der Finanzsituati-
on der Kommunen bezeichnet
die SGK die Stärkung vorgela-
gerter sozialer Sicherungssyste-
me sowie Veränderungen in der
Struktur der Mitfinanzierung so-
zialer Sicherungssysteme durch
die Kommunen. Deshalb plä-
diert sie dafür, dass die Sozialhil-

Wenn die hohen quantitativen
und qualitativen Ansprüche an
denAusbau der Kinderbetreuung
und die Einhaltung des Rechtsan-
spruches auf einen Kinderkrip-
penplatz von den Kommunen er-
füllt werden sollen, müsse auch
der Bund seine finanzielle Unter-
stützung ausweiten.

Investitionspakt

Stichwort kommunale Da-
seinsvorsorge: Um diese zu stär-
ken, plädiert die SGK für einen
Investitionspakt, der zwischen
Bund, Ländern und Kommunen
abgestimmt wird und gesell-
schaftspolitisch notwendige Zie-
le verfolgt. Dabei müsse insbe-
sondere sichergestellt werden,
dass Kommunen in so genannten
Haushaltsnotlagen Fördermittel
für Investitionen in Anspruch
nehmen können.

In diesem Zusammenhang sei-
en die verschiedenen bewährten
Programme der Städtebauförde-
rung, wie z.B. die Programme So-
ziale Stadt, Stadtumbau-Ost und
Stadtumbau-West, Städtebauli-
cher Denkmalschutz, Aktive
Stadt- und Ortsteilzentren entspre-
chend der künftigenAufgabenfel-
der weiterzuentwickeln und zu

verstärken. Darüber hinaus wür-
den eine Verstetigung und Weiter-
entwicklung der Instrumente für
eine integrierte Entwicklung
strukturschwacher ländlicher
Räume benötigt. Zudem fordern
die Kommunalpolitiker faire
Wettbewerbsregelungen für öf-
fentliche Unternehmen im natio-
nalen und europäischen Recht ein.

Gesamtgesellschaftlichkeit

Schließlich tritt die Bundes-
SGK dafür ein, dass in zentralen
Handlungsfeldern ressort- und
ebenenübergreifende Koopera-
tionen ermöglicht werden. Bund,
Länder und Kommunen müssten
besser im Interesse der Bürger
zusammenarbeiten können. Die
Kommunen seien dabei gleich-
berechtigte Partner von Bund
und Ländern zur Bewältigung
der gesamtgesellschaftlichen
Herausforderungen.

In Übereinstimmung mit den
Kommunalen Spitzenverbänden
wird gefordert, dass die Kom-
munen qualifizierte, rechtlich
abgesicherte Anhörungsrechte
im Deutschen Bundestag bei al-
len Gesetzgebungsverfahren er-
halten, die kommunale Belange
berühren. Die Einsetzung eines
kommunalpolitischen Ausschus-
ses im Deutschen Bundestag wä-
re nach Auffassung der Bundes-
SGK ein wichtiger Schritt zur
Verbesserung der Anhörungs-
rechte der Kommunen. DK

Gemeinden
schlagen Alarm

Gemeindetagspräsident Brandl: Einbruch bei der
Einkommensteuerbeteiligung trifft ins Mark

„Im nächsten Jahr fehlen den Gemeinden, Märkten und Städ-
ten in Bayern flächendeckend 20 Prozent ihres Einkommensteu-
eranteils, das ist ein Minus von 1,1 Mrd. Euro. Diese Hiobsbot-
schaft übertrifft in der Summe und in ihren Auswirkungen noch
den aktuellen Fehlbetrag bei der Gewerbesteuer, der sich ganz
unterschiedlich auf die 2.056 bayerischen Gemeinden verteilt.
Die Erosion der beiden wichtigsten gemeindlichen Steuerquel-
len, die knapp 85 Prozent des gesamten Steueraufkommens der
Gemeinden ausmachen, wird uns in den kommenden Jahren da-
zu zwingen, die Ausgaben, vorwiegend für freiwillige Leistun-
gen, drastisch einzuschränken und/oder die Hebesätze für die
Grund- bzw. Gewerbesteuer spürbar zu erhöhen,“ sagte der Prä-
sident des Bayerischen Gemeindetags, Abensbergs Erster Bür-
germeister Dr. Uwe Brandl. „Uns bleibt nur die Entscheidung
zwischen Teufel und Beelzebub“.

Brandl kritisierte in diesem Zusammenhang insbesondere, dass
die neue Bundesregierung als Wohltäter Steuergeschenke ver-
teilt, die Länder mit Zusatzmilliarden bei der Bildung ruhigge-
stellt und die Kommunen zum Buhmann abgestempelt werden,
weil sie als letzter in der Kette ihren Bürgerinnen und Bürgern
das Geld wieder aus der Tasche ziehen müssen. „Bei allem Ver-
ständnis für die wirtschaftsbelebenden Konjunkturprogramme:
Steuergeschenke auf Pump und zu Lasten der Kommunen sind
unter dem Blickwinkel der Generationengerechtigkeit nicht zu
verantworten“, meinte Brandl.

Gerade in den ohnehin wirtschaftsschwachen Standorten Bay-
erns - etwa entlang der ehemals innerdeutschen Grenze - trifft das
jetzt prognostizierte Minus bei der Einkommensteuerbeteiligung
die Gemeinden ins Mark. Traditionell gewerbesteuerschwache
Standorte konnten sich auch in der Zeit sprudelnder Gewerbe-
steuereinnahmen kein Polster anlegen. Das beweisen die sog.
Konsolidierungsgemeinden, die schon in den „guten Zeiten“ nur
mit staatlicher Unterstützung überleben konnten und jetzt beson-
ders hart vom Einkommensteuerrückgang getroffen werden. In
ähnlicher Form trifft es zahlreiche weitere Gemeinden. Brandl
forderte deshalb einen Ausgleich der kommunalen Einnahmen-
verluste durch das Wachstumsbeschleunigungsgesetz. �

GZ trauert um
Günther Wolfbauer
Fast 84-jährig verstarb am
15. Dezember unser lang-
jähriger Kolumnist Gün-
ther Wolfbauer. Seinen ho-
hen Bekanntheitsgrad hat-
te sich der Verstorbene als
Sportjournalist und Mo-
derator unzähliger Sport-
sendungen beim Bayeri-
schen Rundfunk und beim
Bayerischen Fernsehen er-
worben, dem Medium, dem
er bis ins hohe Alter die
Treue bewahrte.
Hauptberuflich hatte Wolf-
bauer Anfang der 80er
Jahre ins Münchner Rat-
haus gewechselt und war
Pressesprecher der Stadt
München geworden. Dies
blieb er bis zu seiner Pen-
sionierung im Jahr 1991.
In dieser Zeit schrieb er
für jede Ausgabe der Baye-
rischen Gemeindezeitung
seine Kolumne, in der er
mit spitzer Feder kommu-
nalpolitische Themen auf-
griff.
Um den bekannten Jour-
nalisten trauern seine
Witwe Doris, seine drei
erwachsenen Kinder und
seine Enkelkinder. ��

AAbb iinn SSoonnnnee uunndd SScchhnneeee!!
Buchen Sie Last-Minute-Schnäppchen

direkt im Internet unter
www.1a-preisvergleichreisen.de

besteuerumlage erforderlich. Zu-
dem müsse die Grundsteuer zu-
kunftssicher umgestaltet werden.
Da neben der Gewerbesteuer die
Einnahmen aus der Einkommen-
steuer für viele Kommunen
ebenso wichtig sind, dürfe keine
Senkung der Einkommensteuer
erfolgen, die zu Lasten der Kom-
munen geht.

Konnexitätsprinzip

Neben diesen bundespolitisch
zu verantwortenden Handlungs-
feldern stünden die Länder in der
Pflicht, das Konnexitätsprinzip
strikt einzuhalten und bei allen
bundesgesetzlichen Regelungen
mit finanziellen Auswirkungen
auf die Kommunen eine ausrei-
chende Finanzierung der Kosten
durch den Bund sicher zu stellen.
Darüber hinaus müssten die Län-

fe wieder auf ihre eigentliche,
nachrangige Funktion zurückge-
führt wird. Insbesondere halten
die sozialdemokratischen Kom-
munalpolitiker ein Leistungsge-
setz des Bundes für die ausrei-
chende materielle Versorgung
von Menschen mit Behinderun-
gen für erforderlich. Zudem
müsse sich der Bund an den Ko-
sten für die Grundsicherung im
Alter und bei Erwerbsminderung
in ausreichendem Umfang betei-
ligen. Auch werde eine Weiter-
entwicklung der Pflegeversiche-
rung benötigt, indem das Lei-
stungsspektrum besser an die
Lebenssituation der Pflegebe-
dürftigen angepasst wird.

Die Bundes-SGK fordert die
Länder auf, ihren Verpflichtun-
gen zur Mitfinanzierung desAus-
baus der frühkindlichen Erzie-
hung und Kinderbetreuung un-
eingeschränkt nachzukommen.

Massiver Ausbau der
Ganztagsangebote

Bayern wird trotz knapper Kassen die Ganztagsangebote an al-
len Schultypen und in allen Regionen massiv ausbauen. Kultus-
minister Dr. Ludwig Spaenle: „Wir müssen die Ganztagsange-
bote weiter ausbauen, um unsere Schülerinnen und Schüler op-
timal zu fördern und gleichzeitig die Eltern zu unterstützen, Er-
ziehung und Erwerbsarbeit vereinbaren zu können.“

Im Einzelnen sind folgende
Ausbauvorhaben geplant:

Die Einrichtung von 270 zu-
sätzlichen so genannten gebun-
denen Ganztagszügen, das heißt
für alle Schüler, die dieses Ange-
bot wählen, wird der Unterricht
auf Vormittag und Nachmittag
verteilt. Davon werden 100 an
Grundschulen, 100 an Haupt-
schulen und 70 an Sonder-
pädagogischen Förderzentren
und Schulen zur Lernförderung
als Ausbauziel für das Schuljahr
2010/2011 festgelegt.

Dabei will der Freistaat ab
dem Schuljahr 2010/2011 erst-
mals auch die Einrichtung von
gebundenen Ganztagszügen an
Grund- und Hauptschulen in pri-
vater Trägerschaft unterstützen.

Alle Ganztagszüge, die bisher
an Gymnasien im Rahmen eines
Schulversuchs eingerichtet wor-
den waren, werden fortgeführt.

Ab dem Schuljahr 2011/2012
sollen gebundene Ganztagszüge

nach und nach auch an Real-
schulen und Gymnasien flächen-
deckend entsprechend dem Be-
darf in den Jahrgangsstufen 5
und 6 aufgebaut werden.

Zugleich beschloss das Ka-
binett, dass zum Schuljahr
2010/2011 insgesamt 200 zu-
sätzliche offene Ganztagsgrup-
pen als freiwilliges Angebot an
Schulen in Bayern eingerichtet
werden können.

Die Angebote der Mittagsbe-
treuung an Grundschulen (bis et-
wa 14.00 Uhr) von 2.728 Grup-
pen sollen erhalten und das der
verlängerten Mittagsbetreuung
(bis mindestens 15.30 Uhr) soll
auf 2.450 Gruppen ausgeweitet
werden.

„Mit dem geplanten Ausbau
von Ganztagsangeboten und
Mittagsbetreuung können wir
einen wichtigen Beitrag leisten,
um der veränderten gesellschaft-
lichen Wirklichkeit gerecht zu
werden und Familien dabei zu

begleiten“, unterstrich Spaenle.
Die Bilanz des vergangenen Jah-

res zeigt die Konsequenz, mit der
die Staatsregierung die gebunde-
nen und offenen Ganztagsangebo-
te ausbaut. So konnte zum laufen-
den Schuljahr dieAnzahl der Schu-
len, an denen gebundene Ganz-
tagszüge bestehen oder imAufbau
befindlich sind, um rund 50 Pro-
zent von 411 auf 617 gesteigert
werden. Darunter befinden sich
150 Grundschulen, 381 Haupt-
schulen, 67 Sonderpädagogische
Förderzentren und Schulen zur
Lernförderung, 7 Gymnasien und
12 Realschulen. Parallel dazu be-
suchen rund 60.000 Kinder und Ju-
gendliche 2.831 offene Ganztags-
gruppen an rund 1.050 Schulen.

Mittagsbetreuung

Allein für das laufende Schul-
jahr konnte das Kultusministeri-
um rund ein Drittel offene Ganz-
tagsgruppen mehr genehmigen,
als ursprünglich vorgesehen wa-
ren. An der Finanzierung der ge-
bundenen und offenen Ganztags-
angebote, deren Trägerschaft der
Freistaat ab dem Schuljahr
2009/2010 übernommen hatte,

beteiligen sich die Kommunen je
Gruppe bzw. Klasse mit 5.000
Euro. Auch die verlängerte Mit-
tagsbetreuung, die für die Schüler
der Jahrgangsstufen 1 bis 4 eine
verlässliche Betreuung bis minde-
stens 15.30 Uhr bietet, wird im
laufenden Schuljahr in 1994
Gruppen sicher gestellt, die nor-
male Mittagsbetreuung in 2.728
Gruppen. �

Finanzausgleichsänderungsgesetz 2010:

Kommunaler Finanzausgleich
wird auf hohem Niveau gehalten

Der kommunale Finanzausgleich und die staatlichen Mittel für In-
vestitionen der Kommunen werden auf hohem Niveau weiterge-
führt. Dies betonte Finanzminister Fahrenschon anlässlich des Ka-
binettsbeschlusses zum Finanzausgleichsänderungsgesetz 2010.

Über den kommunalen Finanz-
ausgleich werden die Kommunen
an den Steuereinnahmen des Frei-
staats beteiligt. Nachdem sich der
Finanzausgleich in den vergange-
nen Jahren sehr positiv entwickelt
hat, war aufgrund sinkender
Steuereinnahmen des Freistaats
für 2010 ein Rückgang vorge-
zeichnet.Allerdings stellt der Frei-
staat zusätzliche Haushaltsmittel
in Höhe von insgesamt 60 Millio-
nen Euro zur Verfügung, so dass
der Rückgang deutlich abgemil-
dert werden kann. Die reinen Lan-
desleistungen im kommunalen Fi-
nanzausgleich betragen insgesamt
6,3 Milliarden Euro und bleiben

damit nur geringfügig unter dem
Ansatz für 2009. Gegenüber 2008
steigen die reinen Landesleistun-
gen um 2,9 Prozent. Von den zu-
sätzlichen Haushaltsmitteln ent-
fallen 14,7 Millionen Euro auf die
Anhebung des Anteils der Kom-
munen am allgemeinen Steuer-
verbund auf nunmehr 12 Prozent.

Strukturelle Verbesserung:
Dauerhaft größererAnteil

Durch diese strukturelle Ver-
besserung haben die Kommunen
dauerhaft in einem größeren Um-
fang an den Steuereinnahmen des
Staates Anteil. Der Rückgang der

Schlüsselzuweisungen wird fer-
ner durch weitere staatliche Mittel
von 29,3 Millionen Euro abgefe-
dert. Für den Sozialhilfeausgleich
für die Bezirke werden zusätzli-
che staatliche Mittel in Höhe von
6 Millionen Euro zur Verfügung
gestellt, der somit auf rund 584
Millionen Euro steigt. Die Zu-
weisungen zu den Kosten der
Schülerbeförderung werden um 6
Millionen Euro auf 277 Millionen
Euro angehoben. Damit werden
steigende Belastungen der Kom-
munen für die Schülerbeförde-
rung berücksichtigt und eine
durchschnittliche Erstattungsquo-
te von 60 Prozent gehalten. Für
Zuweisungen an unverschuldet in
Notlage geratene Kommunen
werden zusätzlich 4 Millionen
Euro bereitgestellt. �
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Liebe Leserinnen
und Leser,

der Digitalfunk für unsere
Hilfsorganisationen kommt!

Schwierige Verhandlungen
sind dem nun gefundenen
Kompromiss vorausgegangen,
in deren Verlauf der bisherige
Innen-Staatssekretär Bernd
Weiß von seinem Amte zurück-
getreten ist. Dabei stellt der
Digitalfunk einen Meilenstein
in der Kommunikation unserer
Hilfsorganisationen dar.

Die Vorteile sind u. a. die
bessere Sprach- und Empfangsqualität und die
Möglichkeit von Gruppenkommunikationen.
Aber auch die Datenübertragung von Finger-
abdrücken und Fahndungsfotos, die Übertra-
gung der Vitalfunktionen von Einsatzkräften mit

Atemschutzgeräten wie Herz- und Atemfre-
quenz oder die verbleibende Restluft in einer
Pressluftatemflasche sind mit dem Digitalfunk
möglich. Kurz gesagt der digitale Funk entla-
stet die Einsatzkräfte und wird nach kurzer Zeit
nicht mehr wegzudenken sein.

Als Landesvorsitzender der Kommunalpoliti-
schen Vereinigung in Bayern (KPV) freut es
mich, dass nach mehreren Gesprächen mit den
Präsidenten des Bayerischen Gemeindetags Dr.
Uwe Brandl, des Bayerischen Städtetags Hans
Schaidinger und des Bayerischen Landkreista-
ges Theo Zellner sowie Finanzminister Georg
Fahrenschon und Innenminister Joachim Her-
mann letztendlich ein guter Kompromiss für
Alle gefunden werden konnte.

Dabei werden die jährlichen Betriebskosten

in Höhe von ca. 36 Millionen
Euro zu 60 Prozent vom Frei-
staat getragen, 20 Prozent ent-
fallen jeweils auf die Rettungs-
dienste und die Freiwilligen
Feuerwehren. Für letztere
müssten die Kommunen damit
7,6 Millionen Euro Betriebs-
kosten aufbringen. Diese wer-
den aber auf jährlich 3 Millio-
nen Euro gedeckelt, da die
kommunalen Vertreter ihre
Unterstützung bei der Stand-
ortsuche für die notwendigen
Funkmasten zugesagt haben,
so dass geeignete Grund-

stücke mietfrei überlassen werden. Dieser Be-
triebskostenanteil der Kommunen ist akzepta-
bel, zumal wir bislang schon ca. 1,6 Millionen
Euro jährlich für den Analogfunk aufbringen
mussten. Insbesondere dem Präsidenten des
Bayerischen Gemeindetags ist es zu verdanken,
dass sich der Freistaat Bayern darüber hinaus
mit 80 Prozent an der Beschaffung der End-
geräte beteiligt. Ursprünglich war angedacht,
dass die Kommunen die Endgeräte in Höhe von
ca. 100 Millionen Euro alleine besorgen und
der Freistaat Bayern dafür die Betriebskosten
übernimmt. Mit der jetzt gefundenen Lösung
sollte endgültig ein Schlussstrich unter die
schwierigen Verhandlungen gezogen werden,
zumal das Ergebnis sicherlich nicht zum Nach-
teil der kommunalen Haushalte ist.

Die KPV dankt dabei allen Verhandlungsfüh-
rern für die jetzt gefundene Lösung. Ist dies
doch ein positives Zeichen für alle unsere eh-
renamtlichen Helfer und ein sinnvolles neues
Arbeitsmittel zum Schutz und zur Rettung von
Menschenleben.

Herzliche Grüße
Ihr Stefan Rößle

KolumneGZ Stefan Rößle

Der Digitalfunk kommt!

Messe München-Jahrespressekonferenz:

Mehr Licht als Schatten
„Will man den Verlauf des Messejahres 2009 auf einen Nenner
bringen, dann war es erfolgreich, aber nicht durchgängig sta-
bil“, bilanzierte der scheidende Vorsitzende der Geschäfts-
führung der Messe München GmbH, Manfred Wutzlhofer (sie-
he Kasten) das Ergebnis der Messe München anlässlich der
Jahresschluss-Pressekonferenz. Die Auswirkungen der Wirt-
schaftskrise habe die Messe München erst im zweiten Halbjahr
zu spüren bekommen.

Nach der Frühjahrssaison ha-
be man noch über sehr gute Zah-
len berichten können, betonte
Wutzlhofer. Die moderaten Aus-
steller- und Besucherrückgänge
im Vergleich mit den Vorveran-
staltungen der MMG-Messen im
bzw. unter dem Bundesdurch-
schnitt hätten von einer Steige-
rung der Besucherqualität gut
aufgefangen werden können.

Im Jahr 2009 seien mit der Dis-
cuss & Discover ein neues Veran-
staltungsformat entwickelt sowie
neue Gastveranstaltungen akqui-
riert und das Auslandsmessepro-
gramm mit der Analytica Viet-
nam erfolgreich erweitert wor-
den. Darüber hinaus habe man
strategische Kooperationen mit
anderen Messeveranstaltern für
Messen im Ausland geschlossen
und das Auslandsvertretungsnetz
weiter ausgebaut. Das Geschäfts-
feld Internationale Standortbera-
tung habe weitere Aufträge hin-
zugewonnen. Der neue Eingang
Nord-West sei fertig gestellt und
gehe 2010 in Betrieb.

190 Mio. Euro Umsatz

Zum Ergebnis des Messejah-
res 2009 führte Wutzlhofer aus,
dass es am Messeplatz München
insgesamt 18 Veranstaltungen
der Messe München, sieben Ver-
anstaltungen der Gesellschaft für
Handwerksmessen und mehr als
280 Gastveranstaltungen in den
Hallen der Neuen Messe Mün-
chen, im Internationalen Con-
gress Center München (ICM)
und im Münchner Order- und
Veranstaltungscenter (M,O,C,)
gegeben habe.

„Die Messe München GmbH
(MMG) wird nach jetzigem
Stand im Messejahr 2009 einen
Umsatz von 190 Millionen Euro
erzielen“, berichtete Wutzlhofer
über das vorläufige Ergebnis.
„Der Messe München Konzern
(MMI) schließt das Jahr 2009
voraussichtlich mit einem Um-
satz von ca. 215 Millionen Euro
ab. Darin sind die Umsätze der
Tochter- und Beteiligungsgesell-
schaften enthalten, also die des
internationalen Messe- und Aus-
stellungsdienstes IMAG, der
Meplan GmbH sowie der aus-
ländischen Beteiligungsgesell-
schaften. Über 19 Millionen Eu-
ro Umsatz wurden im Ausland
erwirtschaftet. Dies entspricht
einem Anteil von neun Prozent
am Gesamtumsatz.“

Die Messe München GmbH
werde im Geschäftsjahr 2009 ein
Jahresergebnis aus dem Messebe-
trieb (EBITDA) von voraussicht-
lich 33 Millionen Euro erreichen.
Insgesamt werde aufgrund der
Finanzierungsstruktur der Mes-
severlegungskosten ein zusätzli-
cher Kapitaldienstbedarf von 25
Millionen Euro ausgewiesen, der
durch den dafür vorgesehenen
Gesellschafterzuschuss ausgegli-
chen wird.

Rund 33.000 Aussteller aus
104 Ländern, so der Geschäfts-
führer, hätten die Veranstaltungen
am Messeplatz München genutzt.
Die Messen und Ausstellungen
der MMG verzeichneten im Ver-
gleich mit den Vorveranstaltun-
gen minus vier Prozent bei den
ausstellenden Unternehmen. Dies
entspreche dem vom Ausstel-
lungs- und Messeausschuss der
Deutschen Wirtschaft AUMA
ermittelten Bundesdurchschnitt.
Der Auslandsanteil liege bei den
MMG-Messen bei 39 Prozent.

Zum Besucheraufkommen des
Jahres 2009 berichtete Wutzlho-
fer, dass nach vorläufigen Be-

rechnungen rund 1,8 Millionen
Besucher aus 201 Ländern zu den
Veranstaltungen am Messeplatz
München gekommen seien. Die
MMG-Messen hätten im Ver-
gleich mit den Vorveranstaltun-
gen einen Besucherrückgang von
fünf Prozent. Damit liege man
unter dem Bundesdurchschnitt
von minus acht Prozent. Der An-
teil der ausländischen Besucher
belaufe sich auf 25 Prozent.

12-facher Umschlag

Hinsichtlich der Flächen seien
durch die Messen und Ausstel-
lungen rund 2,3 Millionen Qua-
dratmeter Fläche brutto belegt
worden. Bezogen auf die Brutto-
Hallenfläche des Messeplatzes
München ergebe sich ein 12-fa-
cher Umschlag. Eine durchgän-
gig gute Belegung auch in
schwierigem Marktumfeld könne
das Internationale Congress Cen-
ter München ICM ausweisen. Zu
den insgesamt 136 Kongressen,
Tagungen und Events seien rund
130.000 Besucher und Fachleute
aus aller Welt gekommen.

Zum Auslandsmessepro-
gramm erläuterte Wutzlhofer,
dass im Jahr 2009 insgesamt 37
Messen und Messebeteiligungen
durchgeführt worden seien, dar-
unter elf Veranstaltungen der
Messe München GmbH und 26
Messen und Messebeteiligungen
ihrer Tochtergesellschaft IMAG
- Internationaler Messe- und
Ausstellungsdienst. Eine Reihe
von Veranstaltungen wie z. B.
die ispo china, habe trotz der
Krise deutlich zugelegt.

Klaus Dittrich, Geschäftsfüh-
rer und designierter Vorsitzender
der Geschäftsführung der Messe
München GmbH gab im An-
schluss eine Vorschau auf das
Messejahr 2010. Nach derzeiti-
gem Stand werden insgesamt 49
größere Messen und Ausstellun-
gen in der Neuen Messe Mün-
chen und im M,O,C, stattfinden.
Darunter 17 Veranstaltungen der

Messe München GmbH, sieben
Veranstaltungen der GHM sowie
25 große Gastveranstaltungen.
Darüber hinaus gebe es voraus-
sichtlich etwa 300 kleinere Kon-
gresse und Veranstaltungen im
ICM, im M,O,C, und in der Neu-
en Messe München.

Dittrich wies besonders auf die
BAUMA und die IFAT hin und
erklärte: „Ein Highlight wird die
Weltmesse der Bauindustrie
BAUMA, die in der zweiten
Aprilhälfte stattfindet. Sie ist
komplett ausgebucht, hat eine
Warteliste von ca. 300 Firmen und
belegt die Rekordfläche von
555.000 Quadratmetern. Eine
Turnusverkürzung von drei auf
zwei Jahre wurde bei der Um-
welttechnologiemesse IFAT be-
schlossen. Sie findet deshalb 2010
bereits im September statt. Schon
jetzt verzeichnet sie eine rege
Nachfrage nach Ausstellungs-
fläche.“ Nicht zuletzt der Erfolg
der BAUMA mache deutlich,
dass sich die internationalen Leit-
messen auch in Krisenzeiten als
außerordentlich stabil erweisen.

Neu im Jahr 2010 sei indes die
Publikumsveranstaltung BIO MES-
SE MÜNCHEN im Juni. Sie zeige
die gesamte Wertschöpfungskette
von ökologischen Nahrungsmit-
teln und Naturkosmetik. Auch
werde der Ökumenische Kirchen-
tag im Mai ein weiteres Großereig-
nis sein, das alle Hallen der Neuen
Messe München belege.

(Fortsetzung auf Seite 4)

Wechsel an der Messespitze
Bei einer Feierstunde zum Wechsel an der Spitze der Messe

München hat Ministerpräsident Horst Seehofer die herausragen-
de Bedeutung leistungsfähiger Messen für den Erfolg eines Wirt-
schaftsstandortes hervorgehoben und eine verbesserte Verkehrs-
anbindung der Messe angekündigt. Seehofer zufolge leistet die
Messe München einen wichtigen Beitrag zum wirtschaftlichen
Erfolg des Freistaates Bayern. Als Top-Adresse unter den
führenden Messeplätzen der Welt ist sie „Bayerns Angebot zur
internationalen Zusammenarbeit, Impulsgeber für die Wirtschaft
und hat eine wichtige Bündelungsfunktion für die Zukunft-
strends der globalen Wirtschaft“.

Im Freistaat Bayern habe die Messe München einen starken
Partner, führte Seehofer aus. „Mit unserer bayerischen Standort-
und Infrastrukturpolitik werden wir die Messe weiter nachhaltig
stärken.“ Der Ministerpräsident verwies darauf, dass die Staats-
regierung seit 1994 knapp 470 Millionen Euro in die Weiterent-
wicklung der Messe München investiert habe. Gerade bei der
guten verkehrsmäßigen Erreichbarkeit, einem entscheidenden
Standortfaktor für eine starke Messe, werde sich die Staatsregie-
rung mit dem bisher Erreichten nicht zufrieden geben, bekräftig-
te Seehofer. „Insbesondere wollen wir die Erreichbarkeit der
Messe aus Richtung Osten durch den Weiterbau der A 94 ver-
bessern.“

Dem scheidenden Messechef Manfred Wutzlhofer dankte
Seehofer für seine herausragende Leistung und wünschte dem
Nachfolger an der Spitze der Messe München, Klaus Dittrich,
viel Erfolg für die Zukunft. Seehofer: „Manfred Wutzlhofer hat
als bayerische Geheimwaffe und erfolgreicher Kapitän dafür ge-
sorgt, dass die Messe München nur eine Richtung kennt: Auf-
wärts!“ Dem neuen Messechef wünschte Seehofer eine glückli-
che Hand, um die Chancen der Zukunft zu nutzen und bot ihm
eine vertrauensvolle und partnerschaftliche Zusammenarbeit mit
der Staatsregierung an.

Wirtschaftsminister Martin Zeil nannte Wutzlhofers Bilanz
„mehr als beeindruckend“. So habe sich dieser von Anfang an
für die Modernisierung und erfolgreiche Vermarktung des Mes-
segeländes eingesetzt und ein internationales Netzwerk von Ver-
tretungen und Beteiligungsgesellschaften aufgestellt. DK

Zum 60. Geburtstag von Landrat Georg Huber:

Kämpfer, Partner, Freund
Mit rund 300 geladenen Gästen feierte der Mühldorfer Landrat
Georg Huber in der Aula der Berufsschule seinen 60. Geburts-
tag. In zahlreichen Würdigungen wurde der Jubilar als Politiker
beschrieben, der den Menschen in den Mittelpunkt seines Han-
delns stellt. Dies wiederum werde von den Bürgern goutiert:
„Wer braucht schon einen Monarchen, wenn er den Landrat zu
seinem König erheben kann?“, bemerkte hierzu Regierungs-
präsident Christoph Hillenbrand.

Geboren am 6. Januar 1950, er-
lernte Georg Huber den Beruf des
Maurers. Von 1982 bis 2002 leite-
te der CSU-Politiker ein Pla-
nungsbüro. 1981 wurde der zwei-
fache Familienvater und stolze
Großvater zum ehrenamtlichen 1.
Bürgermeister der Gemeinde

Schwindegg gewählt, 2002 zum
„Landkreischef“ in Mühldorf.
Huber fungiert zudem als Mit-
glied des KPV-Bundesvorstan-
des, stellvertretender KPV-Lan-
desvorsitzender Bayern und als
oberbayerischer Bezirksvorsit-
zender. Er ist Mitglied der Kreis-
vorstandschaft der CSU im Land-
kreis Mühldorf a. Inn, 1. Vorsit-
zender des Vereins Mühldorfer
Netz Leben an Inn, Isen und Rott
e.V., Vorsitzender des Kreisver-
bandes für Gartenbau und Lan-
despflege des Landkreises Mühl-
dorf und Stellvertretender Vorsit-
zender des Fördervereins „Inn-
Salzach Sommer“.

Näher am Menschen

AmAnfang seinerAmtszeit als
Landrat standen nach eigenem
Bekunden „Visionen, die in
großem Maße in konkrete Ziele
umgewandelt und schließlich
auch umgesetzt wurden“. Nun
gelte es, den eingeschlagenen
Weg unter dem Motto „Näher am
Menschen“ weiter aktiv und
innovativ zu verfolgen – „zum
Wohle unserer Region, unserer
Heimat und unserer Bürgerinnen
und Bürger“.

Die Landkreisverwaltung soll
Partner für den Bürger sein –
Stichwort Dienstleistungsoffen-
sive. Seit Anfang 2007 gibt es
einen offiziellen Fachbereich
„Bürgerservice“. Wo früher nur
eine Telefonzentrale war, befin-
det sich jetzt eine ansprechende
Anlaufstelle für die Bürgerinnen
und Bürger. Hochqualifiziertes
Personal berät zentral und ver-
mittelt die Kontakte.

Außerdem wurde im selben
Jahr in Haag ein Bürgerbüro
eröffnet. „Ortsnah“ können die
Bürger aus dem westlichen
Landkreis Dienstleistungen des

Landratsamtes in Anspruch neh-
men. Weitere Bürgerbüros wer-
den, dort wo es sinnvoll, wirt-
schaftlich, wichtig ist und wo
dies von den Städten und Ge-
meinden gewollt ist, gemeinsam
eingerichtet.

Von Reaktion zu Prävention

„Von der Reaktion zur Präven-
tion“ lautet das Motto im Sozial-

ist nach Christoph Hillenbrands
Worten „Motor des Landkreises“.
Lobend erwähnte der Regierungs-
präsident auch die von Huber an-
lässlich seines Geburtstags initi-
ierte Stiftung „Mehr Licht für
Kinder“, die Minderjährige mit
sozialen, wirtschaftlichen und ge-
sundheitlichen Schwierigkei-
ten unterstützen soll.

Grußworte und Gratulationen
kamen zudem vom stellvertre-
tenden Bezirksvorsitzenden der
CSU, Erdings Landrat Martin
Bayerstorfer, MdB Stephan
Mayer, dem Sprecher der Ober-
bayerischen Landräte Thomas
Karmasin (Fürstenfeldbruck)
und von Dr. Karl Dürner, Hubers
Nachfolger als Bürgermeister
von Schwindegg und Vorsitzen-
der des Gemeindetages im Land-
kreis Mühldorf. Staatssekretär
Dr. Marcel Huber schickte seine
Grüße per Videobotschaft.

„Verein für klare Sprache“

Martin Bayerstorfer zufolge
ist Georg Huber die Kommunal-
politik auf den Leib geschrieben.
Er gehöre dem „Verein für kla-
re Sprache“ an, sei durchset-
zungsfähig und ein Kämpfer für
alle Belange der kommunalen
Familie. MdB Mayer charakteri-
sierte den Landrat mit den Wor-
ten „Kämpfer, Partner, Freund“.

Landrat Karmasin lobte Huber
als einen Politiker, der seine
Überzeugungen nachhaltig ver-
trete, gleichzeitig aber nie den
Sinn für die praktische Realisier-
barkeit seiner Ideen verliere. Dr.
Karl Dürner schließlich bezeich-
nete den durchsetzungsfähigen
und visionären Kommunalpoliti-
ker als einen „immer verlässli-
chen Partner“ der Städte und Ge-
meinden im Kreis Mühldorf.

Der Jubilar selbst dankte ins-
besondere seiner Familie für die
stets gewährte Geduld und Un-
terstützung. Auch mit 60 wolle
er „noch voran“.

Launig moderiert wurde die
Geburtstagsfeier von Mühldorfs
Bürgermeister Günther Knob-
lauch und der stellvertretenden
Landrätin Eva Köhr. Sie zeigten
in einer amüsanten Bildershow,
wie Landrat Georg Huber sich
darstellt. Als „ein Mensch mit
Ecken und Kanten“, wie der Ju-
bilar selbst von sich sagt. DK

Landrat Georg Huber. �

bereich. In der Kinder-, Jugend-
und Familienhilfe setzt der Land-
kreis auf früh ansetzende, ambu-
lante Hilfen wie sozialpädagogi-
sche Familienhilfen und Erzie-
hungsbeistandschaften. Die Ju-
gendsozialarbeit an Schulen wur-
de ebenfalls ausgebaut. Mittler-
weile sind drei Hauptschulen ab-
gedeckt. Mit der Plattform „El-
tern im Netz“ bietet das Amt für
Jugend und Familie auch eine In-
formations- und Beratungsmög-
lichkeit über das Internet.

Reinste Form
der Kommunalpolitik

Regionalentwicklung ist für
Georg Huber „die reinste Form
der Kommunalpolitik“. „Nur ei-
ne Region, die bereit ist, sich zu
verändern, hat Zukunft und kann
sie positiv mit seinen Menschen
gestalten!“, so der „Vollblutpoli-
tiker“ und „Bürgerlandrat“, wie
er von einigen Laudatoren im
Rahmen der Feierstunde be-
zeichnet wurde.

Der „gut geerdete Oberbayer“
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(Fortsetzung von Seite 1)
Stumpf zufolge „war es ein
falsches Signal, dass im Jahr
2002 im Zuge der Reform der
Approbationsordnung die Studi-
enkapazitäten reduziert wur-
den“. Erschwerend komme hin-
zu, dass die Zahl der Aussteiger,
also jener, die sich während des
Studiums umorientieren, an-
steigt. Somit sei auch das Aus-
wahlverfahren für das Medizin-
studium zu überprüfen. Die Zu-
ständigkeit, hier einzugreifen,
liege weitgehend bei den Län-
dern. Erste Signale, hier aktiv zu
werden, hätten die Krankenhäu-
ser erhalten. Bleibe zu hoffen,
„dass dem nun rasch ein ent-
schlossenes Handeln folgt“.

Ärztemangel droht

Schon allein wegen des dro-
henden Mangels an ärztlichem
Personal sei es unverzichtbar, die
strikte Trennung von ambulantem
und stationärem Bereich aufzu-
brechen und die personellen Res-
sourcen und das Know-how bei-
der Sektoren zu bündeln, um eine
adäquate Patientenversorgung
weiterhin zu gewährleisten, stellte
der Vorsitzende fest. Übergreifen-
de, integrierte Behandlungsabläu-
fe, gebündeltes Wissen, kurze
Wege, ein besserer Informations-
fluss - all dies bedeute Qualitäts-
steigerung und liege eindeutig im
Patienteninteresse.

Absage an Preiswettbewerb

Eine klare Absage erteilte
Stumpf den Ideen um einen
Preiswettbewerb mit Rabattver-
trägen zwischen Klinken und
Krankenkassen. „Wenn der
neue Gesundheitsminister Rös-
ler die alten Ideen seiner Vorgän-
gerin Ulla Schmidt wieder aus-
gräbt, um damit vielleicht sogar
noch Einsparungen realisieren
zu können, stehen Qualität und
Planungssicherheit der gesamten
stationären Gesundheitsversor-
gung auf dem Spiel.“

Besonders an Bayerns Ge-
sundheitsminister Dr. Markus
Söder erging die Forderung

(Fortsetzung von Seite 1)
Veränderung, Erneuerung und
Weiterentwicklung. „Momen-
tan verhalten wir uns sehr ängst-
lich, weil wir Sicherheiten su-
chen. Als wäre es das Beste, alles
festzuhalten und zu zementieren.
Um die Fehlentwicklungen in
der Vergangenheit zu korrigieren
und die Zukunftsaufgaben zu be-
wältigen, müssen wir uns aber
verändern“, forderte Glück.

Spitzenforschung nötig

Beispielsweise werde die Spit-
zenforschung benötigt, „um hof-
fentlich Lösungen zu finden, wie
in einigen Jahrzehnten eine ver-
fügbare, bezahlbare und umwelt-
verträgliche Energieversorgung
aussehen kann“. Das wisse mo-
mentan niemand. Auch in vielen
anderen Bereichen wie beispiels-
weise der Energieeffizienz gebe
es ein gigantisches Feld notwen-
diger technischer Innovationen.
„Wir müssen die kreativen und
unternehmerischen Kräfte för-
dern, sonst haben wir keine
Chance, die anstehenden Aufga-
ben in ihrer Dichte zu bewälti-
gen“, so der CSU-Politiker.

Neben der Dynamik werde
aber auch Stabilität benötigt.
Diese werde gefördert durch die
Themen jenseits von Angebot
und Nachfrage, die Qualität un-
seres Zusammenlebens. „Und
die ist bekanntlich ohne bürger-
schaftliches Engagement nicht
zu gestalten. Es ist die Bedeu-
tung der Kultur, der Identität, die
Frage was uns bei aller Vielfalt
in einer modernen Gesellschaft
zusammen hält“, betonte Glück.

Diese neue Qualität des Mit-
einanders von Bürger und Staat
werde allerdings nicht durch
mehr Volksentscheide gelöst und
auch nicht mit mehr punktuellem
Anspruch auf Mitbestimmung.
Beim Regelwerk der Dorfer-
neuerung in Bayern arbeiteten
Politik, Fachwelt und Bürger zu-
sammen – für Alois Glück „das
Glanzbeispiel schlechthin“.

Dynamik und Verwurzelung

Laut Dr. Thomas Röbke, Ge-
schäftsführer Landesnetzwerk
Bürgerschaftliches Engagement,
lebt dieses von zwei „Zustän-
den“: „von Dynamik und von
Verwurzelung“. Der eine stehe
für Lebendigkeit, Innovation
und schnelle Anpassungsfähig-
keit an geänderte Lebenslagen,
der andere für Halt und Traditi-
on. Wenn das Mischungsverhält-
nis dieser beiden gut sei, dann
könne dies ungeahnte Energien
freisetzen, meinte Röbke.

All das zeige, „dass wir unsere
Traditionen nur dann am Leben
erhalten können, wenn wir sie
zeitgemäß weiterentwickeln und
dies auch ernsthaft mit Personal,
Ressourcen und Wissen unter-
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training im Internet, Ausbau von
Polizeipräsenz und Sicherheits-
kräften im ÖPNV sowie um
die konsequente Vernetzung von
Akteuren wie Erzieher, Justiz,
Jugendamt, Polizei, Kommunal-
verwaltung, Schulen und Sport-
verbänden. Nicht zuletzt müsse
sich der Rat auch damit befas-
sen, wie eine bessere Gewalt-
prävention finanziert werden
könnte.

Die Entbürokratisierung des
Vergaberechts steht laut Städte-
und Gemeindebund ebenso auf
der Tagesordnung wie das The-
ma Klimaschutz. Der Klima-
schutz sei fester Bestandteil ei-
ner verantwortungsvollen Kom-
munalpolitik. Aktive Gestalter
seien die Städte und Gemeinden
insbesondere in ihrer Eigen-
schaft als Planungsträger zur Be-
reitstellung Erneuerbarer Energi-
en (Windkraft, Photovoltaik,
Biomasse etc.), als Lieferant
(Stadtwerke) und Verbraucher
von Energie (Öffentliche Gebäu-
de und Beleuchtung etc.) sowie
als größter öffentlicher Auftrag-
geber. Daneben motivierten die
Kommunen als bürgernächste
Ebene Privathaushalte und Un-
ternehmen zu eigenen Klima-
schutzbeiträgen.

Erfolgreiche Klimapolitik

Eine erfolgreiche Klimapolitik
der EU, des Bundes und der
Länder muss nach Ansicht des
Städte- und Gemeindebundes
die in den Städten und Gemein-
den vorhandenen Potenziale
stärker unterstützen. Die gezielte
Förderung kommunaler Investi-
tionen zur energetischen Sanie-
rung von Schulen und Kinder-
gärten im Rahmen des Konjunk-

turpakets II „war und ist ein gut-
es Beispiel eines effektiven Kli-
maschutzes“. Diese Investitio-
nen schützten das Klima und
senkten die Energiekosten. Sie
förderten zudem die ortsansässi-
ge und mittelständische Wirt-
schaft und sicherten Arbeitsplät-
ze. Perspektivisch biete insbe-
sondere die Elektromobilität ein
erhebliches Klimaschutzpotenzi-
al, das sich durch die Förderung
kommunaler Konzepte realisie-
ren lasse.

Nationale Aufgabe

Last but not least stehen auch
die Sicherung der Kommunalen
Daseinsvorsorge als nationale
Aufgabe und die Forderung nach
mehr kommunalem Einfluss im
Ausschuss der Regionen auf der
Agenda. Die Vergrößerung des
Ausschusses der regionalen und
lokalen Gebietskörperschaften
der Europäischen Union (AdR)
stärke den Einfluss auf die Poli-
tik der Europäischen Union.

Der Vertrag von Lissabon hebe
die bisherige starre Festlegung
von 24 Sitzen im AdR für
Deutschland auf. Über die zu-
künftige Größe der deutschen
AdR-Delegation und deren Zu-
sammensetzung sei daher neu zu
befinden, auf Vorschlag der Kom-
mission durch einstimmigen Be-
schluss des Rates. Es zeichne sich
ab, dass die deutsche AdR-Dele-
gation vergrößert werden wird.
Darüber hinaus bekomme der
AdR ein eigenes Klagerecht, um
auch im „Namen der Städte und
Gemeinden“ beim Europäischen
Gerichtshof Klage einzureichen,
wenn die EU ihre Kompetenzen
übermäßig ausübt und vor allem
in das kommunale Selbstverwal-
tungsrecht eingreift. DK

Reformen anpacken!

Stumpfs nach ausreichenden In-
vestitionsmitteln für die Kliniken
im Freistaat: „Wir wissen um die
schwierigen Rahmenbedingun-
gen in der Wirtschaftskrise, aber
die Kliniken als größter Bereich
in der Wachstumsbranche Ge-
sundheitswesen können nur Mo-
tor für den medizinischen Fort-
schritt sein und eine ausreichen-
de und qualitative stationäre Ver-
sorgung mit höchster Qualität
nur dann sichern, wenn ihnen
wieder mehr Investitionsmittel
zur Verfügung gestellt werden.“

Neben Stumpf wies auch der
Geschäftsführer der Bayerischen
Krankenhausgesellschaft, Sieg-
fried Hasenbein, am Rande der
Mitgliederversammlung auf den
drohenden Fachkräftemangel im
Gesundheitswesen hin. Den Kli-
niken gehe es bei der Bündelung
personeller Ressourcen um eine
Ergänzung und ein sinnvolles
Miteinander.

MVZ als Optimum

Die derzeit geplanten politi-
schen Vorstellungen um die so-
genannten Medizinischen Ver-
sorgungszentren zum Beispiel
stünden dazu allerdings im Wi-
derspruch. Diese neuartige Orga-
nisationsform beinhalte in opti-
maler Form die fachübergreifen-
de Behandlung auf kurzem Weg.
Sie biete die Chance, dass Ärzte
optimal ambulant und stationär
zusammenarbeiten können.

Darüber hinaus komme sie
den Wünschen vieler gerade
junger Ärzte nach einem Anstel-
lungsverhältnis entgegen, weil
sie das Investitionsrisiko einer
eigenständigen Niederlassung
scheuten, regelmäßige Arbeits-
zeiten bevorzugten und dies ge-
rade den weiblichen Ärzten be-
deutend besser ins eigene Fami-
lien- und Lebenskonzept passe.

„Mit den geplanten Einschrän-
kungen beim Betrieb von Medizi-
nischen Versorgungszentren wür-
de man viele positive Ansätze, die
im Interesse von jungen Ärzten
und Patienten liegen, gefährden.
Das wäre ein Schritt in die falsche
Richtung“ meinte Hasenbein. KI

Wunsch nach...

stützen“. Der Engagementatlas
09 beispielsweise wage einige
Prognosen über die zukünftige
Entwicklung des bürgerschaftli-
chen Engagements, die sehr
nachdenkenswert seien. So
nimmt er an, dass sich eine Ver-
schiebung der Aktivitäten erge-
ben wird. Kirchliches und reli-
giöses Engagement wird deut-
lich zurückgehen, gewinnen
werden Themen wie Kinder, Al-
ter und Pflege, Gesundheit und
Geselligkeit und Nachbar-
schaftshilfen. Es gibt auch noch
ein großes Potenzial an Men-
schen, die sich engagieren wür-
den, es aber noch nicht tun - vor
allem bei den 50 bis 75-Jährigen,
die in der Regel körperlich fit
sind und große Erfahrungen aus
dem Berufs- und Familienleben
mitbringen.

Ehrenamtliche Basis

„Was in Sachen nachhaltige
Bürgerkommune möglich ist, ist
in der Broschüre „Agenda 21 -
21 gute Beispiele aus einem Mo-
dellvorhaben“ dargestellt, hob
Umweltstaatssekretärin Melanie
Huml hervor. In der oberpfälzi-
schen Gemeinde Pettendorf z. B.
habe man in über 2.000 Stunden
ehrenamtlicher Arbeit in vier
Ortsteilen Spielplätze gestaltet.
Das freue die Kinder und den
Kämmerer. In Neumarkt wie-
derum sei ein Bürgerhaus ent-
standen. Auf ehrenamtlicher Ba-
sis seien viele wertvolle Angebo-
te möglich geworden - von der
Kleinkindbetreuung über Ange-
bote für Schüler, Familien und
Senioren bis zu Hilfen für aus-
ländische Mitbürger.

Die nachhaltige Bürgerkom-
mune bedeute aktive Mitgestal-
tung der Zukunft durch alle Bür-
gerinnen und Bürger, so Huml.
Sie sei „kein Oppositionsinstru-
ment und keine Plattform für Po-
litisierung“. Den gewählten Re-
präsentanten dürften und sollten
keine Parallelgremien vor die
Nase gesetzt werden. Ihre kom-
munalrechtliche Verantwortung
für ihre Entscheidungen bleibe
unberührt und müsse es auch
bleiben. „Wenn wir diese Eck-
punkte beherzigen, werden wir
den Weg zur nachhaltigen Bür-
gerkommune erfolgreich gehen
können“, zeigte sich die Staats-
sekretärin überzeugt.

Fünf parallele Workshops zu
den Themen „Neue Kooperatio-
nen“, „Projekte des sozialen Zu-
sammenhalts“, „Neue Anlauf-
stellen im ländlichen Raum“,
„Klimaschutz als Impulsgeber
für neue Kooperationen zwi-
schen Kommune und Bürgern“
und „Aufbau von Netzwerken
für eine nachhaltige Bürgerkom-
mune“ sowie eine Führung
durch das Bürgerhaus Neumarkt
rundeten die informative Tagung
ab. DK

Traditionen erneuern...

(Fortsetzung von Seite 3)
Für die Messe München GmbH
sei im Jahr 2010 entsprechend
der turnusbedingten Zusammen-
setzung des Messeprogramms
voraussichtlich ein Umsatz von
241 Millionen Euro zu erwarten.
Im Ausland wird laut Dittrich die
Messe München International
mit einer starken Vertriebsmann-
schaft ein qualitativ hochwerti-
ges Messeprogramm mit 45
Messen und Messebeteiligungen
durchführen.

Dittrichs Resümé: „Durch die
weltweite Krise wird auch 2010
eine Herausforderung für uns
sein, der wir mit guten und zu-

Mehr Licht als...
kunftsfähigen Messekonzepten,
mit ausgezeichnetem Service
und mit Mitarbeitern, die den
Bedarf ihrer Kunden kennen, be-
gegnen. Gerade in schwierigen
Zeiten zeigt sich die Bedeutung
internationaler Fachmessen für
die globale Wirtschaft, da die
teilnehmenden Akteure hier
weltweite Wirtschaftsaktivitäten
auslösen. Darüber hinaus sind
Messen wichtige Motoren eines
globalen Know-how-Transfers.
Unsere Aufgabe für die Zukunft
ist daher, auch weiterhin exzel-
lente Plattformen für unsere in-
ternationalen Kunden bereit zu
stellen.“ DK

„Ländlicher Raum
im Fokus“

Kabinett beschließt monatliche Schwerpunktsitzung
Die Bayerische Staatsregierung rückt den Ländlichen Raum
noch stärker in den Fokus ihrer Arbeit. Der Ministerrat hat be-
schlossen, die Interessen des Ländlichen Raums einmal im Mo-
nat in den Mittelpunkt der Kabinettssitzung zu stellen. Bayerns
Wirtschaftsstaatssekretärin und Vorsitzende des Staatsse-
kretärausschusses ‚Ländlicher Raum in Bayern’ Katja Hessel:
„Ich freue mich, dass die Themen, die die Menschen im Ländli-
chen Raum bewegen, in 2010 regelmäßig auf der Tagesordnung
des Kabinetts stehen. Damit bearbeiten wir systematisch die
dringendsten Zukunftsaufgaben für gleichwertige Lebensbedin-
gungen in Stadt und Land. Oft können die Herausforderungen
nur gemeinsam gemeistert werden.“

Hessel weiter: „Ich bin mir si-
cher, dass wir durch die Kabi-
nettsbehandlungen zum Beispiel
bei der Versorgung der ländlichen
Gebiete mit Ärzten, Schulen und
schnellem Internet zügig weiter
vorankommen werden.“

In den Kabinettssitzungen soll

nicht nur die aktuelle Situation im
Ländlichen Raum genau analy-
siert werden.

Handlungsoptionen

Es werden auch Handlungsop-
tionen erörtert. Hessel: „Wir wer-

den ganz konkrete Ziele formu-
lieren und die nötigen Maßnah-
men diskutieren. In vielen Fällen
wird es sich anbieten, die Vor-
schläge zunächst in den Beispiel-
regionen des Staatssekretäraus-
schusses umzusetzen.“ Der
Staatssekretärausschuss wird die
Themen des Kabinetts vorab be-
raten und vorbereiten. Hessel:
„Der Ländliche Raum muss Vor-
fahrt haben. Der Staatsse-
kretärausschuss kennt durch die
Sitzungen vor Ort die Situati-
on und die Wünsche der Men-
schen in den ländlichen Gebieten
sehr gut. Wir werden weiterhin
darauf achten, dass wirklich die
Interessen des Ländlichen Raums
im Mittelpunkt stehen.“

Verschiedene
Schwerpunktthemen

In den kommenden Monaten
werden unter anderem. folgende
Themen auf der Tagesordnung
der monatlichen Schwerpunkt-
sitzung des Kabinetts stehen:

Ärzteversorgung im ländli-
chen Raum

Schulversorgung im ländli-
chen Raum

Bayernweite Stärkung der
Fachhochschulstandorte

Verkehrs- und Telekommuni-
kationsinfrastruktur

Stärkung der Innenstädte und
Ortskerne / Innenentwicklung

Energienutzung und -erzeu-
gung im Ländlichen Raum

Regional- und Innovations-
förderung, Arbeitsmarkt

Bürgerschaftliches Engage-
ment in den Bereichen Soziales,
Kultur, Kunst und Sport

Tourismus
Interkommunale Zusammen-

arbeit �

„Unterstützung aus Berlin für
bayerische Verkehrsprojekte“

„Ich habe die Gelegenheit ge-
nutzt, dem Bundesverkehrsmini-
ster die Ergebnisse der von der
Staatsregierung beauftrag-
ten Untersuchungen zur Flugha-
fenanbindung und zur zweiten S-
Bahn-Stammstrecke vorzustel-
len. Gemeinsam wollen wir jetzt
zügig ein Realisierungs- und Fi-
nanzierungskonzept für ein zu-
kunftsfähiges Schienensystem
im Großraum München aufstel-
len“, fasst Verkehrsminister Zeil
einen zentralen Aspekt des Ge-
sprächs zusammen. „Wir haben
heute eine Arbeitsgruppe einge-
richtet. Jetzt gilt es, die Weichen
richtig zu stellen“, betonten
Ramsauer und Zeil nach dem
einstündigen Gespräch.

Ansprechpartner in Berlin

„Für den Freistaat ist es gut,
dass wir jetzt in Berlin einen
neuen Ansprechpartner für drin-
gende Neu- und Ausbaumaßnah-
men im Schienenbereich haben.
Ich bin zuversichtlich, dass wir
gemeinsam ein klares Zielkon-
zept für die notwendigen Maß-
nahmen entwickeln und in ver-
kehrlich sinnvollen Schritten
umsetzen können“, so Zeil wei-
ter. Besprochen wurde neben
den Vorhaben im Großraum
München unter anderem das
weitere Vorgehen auf der trans-
europäischen Magistrale Paris –

Bratislava. Die bayerischen Ab-
schnitte dieser TEN-Strecke lau-
fen von Neu-Ulm bis Freilas-
sing. Der Ausbau der Strecke
von München über Freilassing
nach Salzburg hat besondere Be-
deutung sowohl für die Anbin-
dung des Münchener Flughafens
als auch zum bayerischen Che-
miedreieck. Beide Minister wie-
sen auf die besondere Bedeutung
dieser Strecke als Entlastung des
künftigen Zulaufs des Brenner-
basistunnels hin. Zeil betonte in
Berlin auch die große Bedeutung
der Elektrifizierung der Strecken
Nürnberg - Hof und Regensburg
- Hof für den Freistaat.

Der Bund lässt zurzeit die Vor-
haben des Bedarfsplans Schiene
überprüfen, der auch die genann-
ten Strecken betrifft. Ergebnisse
werden im Frühjahr 2010 erwar-
tet. „Wir wollen, dass das vom
Bayerischen Kabinett grundsätz-
lich gebilligte Zukunftskonzept
für den Bahnknoten München

bei den Ergebnissen der Unter-
suchung Berücksichtigung fin-
det. Es geht darum, umgehende
konkrete Finanzierungs- und
Realisierungsschritte zu verein-
baren“, so Zeil.

Neue Akzente

Er sei überzeugt, dass der
Bund neue Akzente im Schie-
nenbereich setzen werde. Ein
wichtiger Akzent ist die Finan-
zierung von Planungen aus ei-
nem Bundesbudget, für die sich
Bayerns Verkehrsminister Zeil
massiv eingesetzt hatte. „In un-
serem heutigen Gespräch habe
ich konkrete Vorschläge unter-
breitet, um von der Möglichkeit
der Vorratsplanung möglichst
umfassend Gebrauch zu machen
und dabei auch unsere bayeri-
schen Vorhaben zu berücksichti-
gen“, so Zeil. Bundesverkehrs-
minister Ramsauer betonte, dass
die bayerischen Projekte als in-
ternationale, vor allem aber als
europäische Vorhaben besondere
Aufmerksamkeit erfordern. �

In einem Spitzengespräch erörterten Bundesverkehrsminister
Peter Ramsauer und Bayerns Verkehrsminister Martin Zeil in
Berlin mehrere für Bayern zentrale Bahnthemen.
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Trinkwasserversorgung und

Abwasserentsorgung
optimieren? Wir machen das für Sie.

Haben Sie Probleme mit Ihrer Trinkwasserversorgungs- oder Kläranlage? Planen Sie Investitionen in diesem
Bereich? Sprechen Sie einfach mit uns. Denn wir, die SüdWasser GmbH, sind darauf spezialisiert.Wir bieten
Ihnen von der Beratung, Planung und Errichtung bis zum kompletten Betreiben der Anlagen eine breite
Palette von Dienstleistungen und arbeiten dabei mit Behörden und Fachbetrieben vor Ort zusammen.

Mehr als 70 Kommunen profitieren bereits von unserem Know-how. Im Trinkwasserbereich sind das beispiels-
weise die Stadt Rehau, die Stadt Eschenbach i.d.OPf. und deren Siedlung „New-Town“. Bei der Abwasserent-
sorgung betreuen wir u.a. die Kläranlagen Oberhaid,Waldsassen und Emmerting.

Als regional verankertes Unternehmen haben wir uns mit einem qualifizierten Team erfolgreich auf dem bay-
erischen Markt etabliert.Wir entwickeln für Kommunen und Zweckverbände maßgeschneiderte Konzepte und
Problemlösungen für die verschiedensten Anforderungen. Das macht uns zum kompetenten Partner für viele
Formen der Zusammenarbeit und nachhaltige Kosteneinsparungen. Nutzen auch Sie unsere Möglichkeiten
zu Ihrem Vorteil.

Wir sind für Sie da
SüdWasser GmbH
Nägelsbachstraße 38-40
91052 Erlangen
T 0 91 31-9 33 07 0
F 0 91 31-9 33 07 55 79
info@suedwasser.com

Photovoltaik-Boom
in Bayern ungebrochen

Werner Weigl aus Moos nimmt 100.000 Anlage
im E.ON Bayern Gebiet in Betrieb

Photovoltaikanlagen sind zurzeit einer der großen Renner:
Während im Jahr 2007 im Netzgebiet von E.ON Bayern ein Zu-
wachs von rund 10.000 neuen Anlagen zu verzeichnen war, stieg
die Anzahl der Neuanlagen in 2008 bereits auf 17.000 an. 2009
hat sich die Anzahl der Neuanschlüsse auf 35.000 erhöht und da-
mit mehr als verdoppelt. Vor kurzem war es nun so weit: die
100.000 Photovoltaikanlage im Gebiet der E.ON Bayern AG
ging in der niederbayerischen Gemeinde Moos ans Netz.

Werner Weigl, Eigentümer der
neuen Anlage, nahm gemeinsam
mit Hans Jäger, erster Bürgermei-
ster der Gemeinde Moos, Chri-
stoph Henzel, Mitglied der Ge-
schäftsleitung der E.ON Bayern
AG und Horst Altenhofer, Leiter
des zuständigen E.ON Bayern
Netzcenters in Vilshofen, die An-
lage in Betrieb.

Immenses Engagement

„Die Menschen in Bayern kön-
nen auf unser Know-how und un-
sere Einsatzbereitschaft im Be-
reich der Regenerativen Energien
vertrauen. Der Anschluss der
100.000. Photovoltaikanlage ist
dafür ein sichtbarer Ausdruck.
Gleiches gilt aber auch für an-
dere regenerative Energien von
Biogas bis Geothermie“, so Chris-
toph Henzel. Er verwies zudem
darauf, dass der Anschluss von
35.000 Neuanlagen im Jahr 2009
den Netzbetreiber E.ON Bayern
vor immense Herausforderungen
stellt: „Mit größtem Engagement
arbeiten unsere Mitarbeiter und
die beauftragten Dienstleisterfir-
men in den Regionen am An-
schluss neuerAnlagen.“

Allerdings komme es aufgrund
derAntragsflut zurzeit bei der Be-
arbeitung teilweise zu Verzöge-
rungen. „Wir arbeiten intensiv
daran, eine angemessene Bear-
beitungszeit zu gewährleisten“,
betont Henzel. „Dazu zählt auch
ein erhöhter Personaleinsatz so-
wie die verstärkte Einbindung von
Dienstleisterfirmen.“ HorstAlten-
hofer, Leiter des E.ON Bayern
Netzcenters in Vilshofen, zeigt
sich überzeugt, dass die Anstren-

gungen des Unternehmens den
gewünschten Erfolg bringen und
die derzeit verzögerte Bearbei-
tungsdauer wieder spürbar zurück-
gehen wird. In diesem Zusam-
menhang dankten Christoph Hen-
zel und Horst Altenhofer den
E.ON Bayern-Mitarbeitern und
den beteiligten Dienstleisterfir-
men für deren hohe Einsatzbereit-
schaft. �

Illumination:

Kommunen erstrahlen
in neuem Licht

Und es werde Licht: E.ON Bayern und die Partnerfirmen Phi-
lips und Schréder verhelfen Gebäuden oder Straßenzügen in
Ihrer Kommune zu nächtlichem Glanz. Bei der verwendeten
Beleuchtungstechnik legen die Hersteller besonderen Wert auf
innovative und energetisch sparsame Lichttechnik.

Gebäude so anzustrahlen und
auszuleuchten, dass ihr Charakter
auch bei Dunkelheit zur Geltung
kommt, ist das Ziel der Illumina-
tion. Geeignet ist fast jedes Ob-
jekt, sowohl Gebäude wie Rat-
häuser oder Kirchen als auch
Parkanlagen, Denkmäler oder In-
dustrieschornsteine.

Licht schafft Atmosphäre. Es
steigert die Lebensqualität der
Einwohner und erhöht die At-
traktivität der Stadt für Touri-
sten. Gelungene Beispiele gibt
es in der Region mittlerweile

reichlich. In Geiselhöring etwa
werden zwei Fassaden – Rat-
haus und Bürgerhaus – mit
Scheinwerfern eindrucksvoll
in Szene gesetzt.

Bei der Lichtplanung legen
die E.ON-Partner großen Wert
auf innovative Leuchtmittel.
Hier eignet sich besonders die
LED-Technik, die sich neben
Langlebigkeit auch durch ge-
ringen Energieverbrauch aus-
zeichnet. Illumination ist also
nicht nur schön, sondern kann
auch sparsam sein. �

E.ON Bayern Vertrieb:

Stabile Gaspreise für Heizperiode
2009/2010 garantiert

Gute Nachrichten für Kunden der E.ON Bayern Vertrieb
GmbH: Das Unternehmen garantiert Privat- und kleineren Ge-
werbekunden stabile Gaspreise bis mindestens Frühjahr 2010.

Im laufenden Jahr hatte E.ON Bayern Vertrieb die Gaspreise
drei Mal um insgesamt mehr als 30 Prozent gesenkt. Pünktlich
zum Beginn der Heizperiode im Oktober lag das Preisniveau für
Kunden der E.ON Bayern Vertrieb damit auf dem niedrigsten
Stand seit Sommer 2005. „Obwohl die Ölpreise seit längerem wie-
der anziehen, können sich unsere Kunden in diesem Winter und
damit während der gesamten Heizperiode auf stabile Gaspreise
verlassen“, sagte der für das Privatkundengeschäft zuständige Ge-
schäftsführer der E.ON Bayern Vertrieb GmbH, Otmar Zisler.

Auch Strompreise bleiben stabil

Auch für Stromkunden von E.ON Bayern Vertrieb bleiben die
Preise über den Jahreswechsel hinaus mindestens im ersten
Quartal 2010 stabil. „Mit den Preisgarantien für Strom und Gas
wollen wir unseren Kunden Planungssicherheit für den gesam-
ten Winter geben“, so Otmar Zisler. �

Poing:

Fernwärme-
Versorgung wird

ausgeweitet

Das Poinger Wohngebiet W5,
Zauberwinkel, wird mit Beginn
der Heizperiode 2010/2011 mit
umweltfreundlicher Fernwärme
aus dem Geothermie-Projekt der
E.ON Bayern Wärme GmbH
versorgt. Albert Hingerl, Erster
Bürgermeister der Gemeinde
Poing, Dr. Matthias Ottmann,
Geschäftsführender Gesellschaf-
ter der Südhausbau Verwaltung,
und für die E.ON Bayern Wärme
GmbH Geschäftsführer Werner
Dehmel und Robert Budde, Lei-
ter Vertrieb, unterzeichneten den
Rahmenvertrag über den An-
schluss des Wohngebietes an das
Fernwärmenetz.

Die Anschlussleistung für die
rund 260 Wohneinheiten samt
Kindertagesstätte beträgt 3,2 Me-
gawatt, der jährliche Wärmebe-
darf liegt beim KfW 60-Standard
bei etwa 4.700 Megawattstunden.
Der Anschluss des neuen Wohn-
gebiets an das bestehende, bisher
12,4 km lange Fernwärmenetz er-
fordert die Verlegung von 5,75 km
zusätzlicher Leitungen. Dafür
werden rund 2,7 Millionen Euro
investiert. Mit den erstenArbeiten
wurde bereits im Zuge der Er-
schließungsarbeiten begonnen.

Mit Abschluss dieses Rahmen-
vertrages sowie der erfolgreichen
Gewinnung weiterer bedeutender
Kunden im Bereich der Gruber
Straße konnte in Poing allein in
diesem Jahr der Wärmeabsatz um
fast 50 Prozent auf 48.000 MWh
gesteigert werden. �



„Guter Whisky
braucht Zeit zum Reifen.
Gutes Klima braucht
aktiven Einsatz!“

Florian Stetter ist Inhaber von Slyrs, der einzigen
Whisky-Destillerie in Bayern. Er hat sich für
CO2-neutrales Erdgas der ESB entschieden
und ist damit ein Vorbild für den Klimaschutz.

Erdgas Südbayern GmbH · Ungsteiner Straße 31 · 81539 München · www.esb.de
* 3,9 Ct./Min. im dt. Festnetz, abweichende Mobilfunkgebühren

Entscheiden auch Sie sich jetzt für das CO2-neutrale Erdgas der ESB mit Klimaschutzgarantie.

+++ Neutralisierung der gesamten CO2-Emission aus der Erdgasverbrennung +++ aktive Förderung von
Projekten zur Gewinnung erneuerbarer Energien +++ auf Wunsch Neutralisierung des gesamten
CO2-Footprints durch Klimaschutz-Zertifikate +++ zertifiziert und überwacht durch den TÜV Nord +++

Wir beraten Sie gerne. Terminvereinbarungen unter Tel. 0 18 01/56 57 58*
oder per e-Mail an klimaschutz@esb.de
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Beitrag zum Klimaschutz:

Rund 4.000 Tonnen CO2-
Einsparung pro Jahr realisiert
Zwischenbilanz des Programms für mehr Energieeffizienz in Bayerisch-Schwaben

Rund 25.000 energiesparende Straßenleuchten in 166 Gemein-
den, Energieausweise für rund 280 öffentliche Nicht-Wohnge-
bäude in 78 Kommunen, mehr als 140 Energieberatungen, En-
ergieeffizienz-Projekte an rund 50 Schulen in Bayern - dies
sind einige Ergebnisse des Programms für mehr Energieeffizi-
enz in Bayerisch-Schwaben, das die Lechwerke (LEW) 2008
gestartet haben. Durch die bereits umgesetzten Maßnahmen
werden bereits jetzt rund 4.000 Tonnen klimaschädliches CO2
pro Jahr eingespart. Weitere 5.000 Tonnen CO2 pro Jahr
könnten bei der Umsetzung energetischer Sanierungstipps für
kommunale Gebäude eingespart werden.

Anlässlich des Klimagipfels
der Vereinten Nationen, der in
Kopenhagen stattfand, zogen die
Lechwerke eine Zwischenbilanz
der Initiative, in die LEW bis
2010 zehn Millionen Euro inve-
stiert. Die Lechwerke setzen das
Programm im Rahmen des bun-
desweiten 150-Millionen-Euro-
Energieeffizienzprogramms der
RWE-Gruppe um.

Programminhalte

Die Inhalte des Programms
beziehen sich auf sechs Berei-
che, für die LEW nun Zwi-
schenergebnisse vorlegt:
Energieeinsparungen bei öf-
fentlichen Gebäuden: Im Rah-
men des Programms wurde mit
finanzieller Beteiligung der je-
weiligen Gemeinden bei rund
280 öffentlichen Nicht-Wohn-
gebäuden, etwa Schulen oder
Rathäusern, ein umfangreicher
Energiecheck durchgeführt. Er-
gebnis sind Energieausweise,
die Auskunft über den spezifi-
schen Energiebedarf eines Ge-
bäudes geben sowie Hinweise
für energetische Sanierungen
enthalten. Bei Berücksichtigung
aller Sanierungstipps können
durch den geringeren Energie-
verbrauch bis zu 5.000 Tonnen
CO2 pro Jahr vermieden wer-
den. Weitere Energieausweise
werden derzeit erarbeitet.
Im Bereich der Straßenbeleuch-
tung unterstützt LEW Kommu-
nen unter anderem bei der ener-

gieeffizienten Umrüstung der
Lampen. Bis dato wurden bei
knapp 25.000 Straßenleuchten in
166 Gemeinden in Bayerisch-
Schwaben moderne Energiespar-
lampen eingesetzt. Der Stromver-
brauch für die Straßenbeleuch-

Straßenbeleuchtung in einem
Neubaugebiet vollständig mit
der neuen LED-Technologie
ausgerüstet – als eines der er-
sten in ganz Bayern. LED-
Leuchten brauchen bis zu zwei
Drittel weniger Strom als her-
kömmliche Leuchten. Die Lech-
werke fördern im Rahmen des
Energieeffizienzprogramms
auch mittelständische Unter-
nehmen mit Energiesparkon-
zepten. Das so genannte Ener-
giecontrolling hilft Energie-
einsparpotenziale aufzudecken.
Bei 38 Unternehmen ist die
Technik bereits im Einsatz.

Wärmepumpen

Im Bereich der Wärmepum-
pen haben die Lechwerke ein
Programm zur Technologiever-
breitung und zur Schaffung von
Marktanreizen aufgelegt. Die
Wärmepumpe ist ein besonders
effizientes und umweltfreundli-
ches Heizsystem, das seine En-
ergie zu 75 Prozent aus der Um-
welt bezieht und dabei ganz oh-
ne fossile Brennstoffe aus-
kommt. Die Vorteile der Tech-
nik haben die Fachleute der
LEW in Vorträgen auf Messen
und bei Energieberatungen dar-
gestellt. Außerdem wurde der
Einbau von Wärmepumpen im
privaten Umfeld und auch bei
großen Projekten gefördert.

So wurden mehrere große
Gewerbeobjekte und Wohnan-
lagen neu mit Wärmepumpen
ausgerüstet. Im neuen Fußball-
stadion des FC Augsburg sorgen
zwei Großwärmepumpen für
die CO2-neutrale Versorgung
des Stadions mit Wärme – eines
der weltweit ersten Stadien mit
dieser Technik. Pro Jahr werden
durch dieses innovative Ener-
giekonzept rund 600 Tonnen
CO2 eingespart. Die Lechwerke
haben das Konzept gemeinsam

mit den Stadtwerken Augsburg
umgesetzt.

Der Einsatz für die Wärme-
pumpe zahlt sich aus, der Mark-
tanteil des Heizsystems nimmt
stetig zu – heute wird etwa jeder
dritte Neubau, in manchen Neu-
gebieten jeder zweite, mit einer
Wärmepumpe ausgerüstet. We-
sentlicher Bestandteil des Pro-
gramms ist auch die Informa-
tionskampagne Energieeffi-
zienz mit unterschiedlichen Be-
ratungsleistungen, die persön-
lich, schriftlich oder über Onli-
ne-Medien angeboten werden.
Beispiele hierfür sind individu-
elle Beratungen bei Energie-
sparberatungen vor Ort, Veran-
staltungen für Bauherren und
Renovierer, die telefonische Be-
ratung im Kundenservice oder
die Online-Energieberatung via
Internet.

Bis dato haben im Rahmen
des Programms rund 140 Ener-
gieberatungen in ganz Baye-
risch-Schwaben stattgefunden.
Projekte in Schulen runden
das LEW-Programm ab und
verfolgen das Ziel, Schülerin-
nen und Schüler frühzeitig an
das Thema Energieeffizienz
heranzuführen. Im Vordergrund
steht der Wettbewerb „Pack’s an
– gemeinsam geht’s schlauer“.
Das Konzept: Schüler sollen
Projekte entwickeln und umset-
zen, mit denen sie möglichst
viele Menschen in ihrem Um-
feld zum bewussten Umgang
mit Energie bewegen.

Zweite Runde

2008 fand der Wettbewerb zum
ersten Mal statt: Rund 50 Schulen
in ganz Bayern nahmen teil. Der-
zeit läuft die zweite Runde des
Wettbewerbs. „Für unsere Kun-
den und Partner sind wir die Ex-
perten für Energie – dieses Ver-
trauen wollen wir natürlich erfül-
len. Gleichzeitig haben wir als fest
mit der Region verbundenes Un-
ternehmen ein ureigenes Interesse
an unserer Umwelt.Auch deshalb
stehen bei uns die Zukunftsthe-
men schonender Umgang mit
Ressourcen und Klimaschutz
ganz oben auf der Agenda“, be-
gründet LEW-Vorstandsmitglied
Paul Waning das Energieeffi-
zienzprogramm. �

Die LEW unterstützen Kom-
munen auch bei der energie-
effizienten Umrüstung der
Straßenbeleuchtung. ��

tung in den Gemeinden sinkt da-
durch um rund 5,8 Millionen Ki-
lowattstunden Strom pro Jahr –
dies entspricht rund 3.300 Tonnen
klimaschädlichem CO2, das in
der Erzeugung vermieden wird.

Im Rahmen des Programms
unterstützt LEW auch Pilotpro-
jekte im Bereich der Straßenbe-
leuchtung: So wurde in Kissing
mit Unterstützung der LEW die

Erdgaspreise unter
dem Niveau von 2005

Nach drei Preissenkungen in Folge muss die Erdgas Südbay-
ern GmbH (ESB) ihre Erdgaspreise zum 1. Januar 2010 für ein
Viertel der Kunden leicht erhöhen. Mit dem Plus von 0,14 Cent
brutto pro Kilowattstunde sind die künftigen ESB-Preise im-
mer noch unter dem niedrigen Niveau von 2005.

„Wir haben unsere Preise in
diesem Jahr deutlicher als viele
andere Energieversorger gesenkt.
Die Kehrseite ist, dass wir jetzt
wieder etwas erhöhen müssen“,
erklärt Martin Heun, Leiter Han-
del und Vertrieb bei der ESB, den
Hintergrund der Preisanpassung.

Drei Etappen

Seit Februar 2008 purzelten die
ESB-Preise in drei Etappen für ei-
nen durchschnittlichen 3-Perso-
nen-Haushalt um rund 35 Pro-
zent. Ab 1. Januar 2010 wird die
Kilowattstunde um 2,7 Prozent
beziehungsweise um 0,14 Cent
brutto mehr kosten. Bei einem
Jahresverbrauch von rund 20.000
Kilowattstunden schlägt dies mit
28 Euro pro Jahr zu Buche. Die
Preisanpassung betrifft nur ein
Viertel der ESB-Privatkunden.
Wer sich zum Beispiel kürzlich
für den FIX- oder CAP-Tarif ent-

schieden hat, profitiert von einer
vertraglichen Preisgarantie min-
destens bis zum 30. Juni 2010.

Verbesserter Service

Martin Heun: „Unsere Erdgas-
preise sind ungefähr wieder auf
einem Niveau von vor fünf Jah-
ren - Service und Produkte ha-
ben sich dagegen enorm weiter-
entwickelt“. Nach der Ein-
führung des günstigen Onlineta-
rifs „klick&spar“ zu Jahresbe-
ginn, dem FIX- und dem CAP-
Tarif im Juli, bietet die ESB seit
Oktober auch CO2-neutrales
Erdgas an. Das Erdgas mit dem
„Klimaplus“ ist für einen Auf-
schlag von 0,3 Cent (brutto) er-
hältlich und kann mit jedem Ta-
rif beliebig kombiniert werden.
Mehr zu den ESB-Preisen
und -Zusatzangeboten unter
www.esb.de/privatkunden/
preise-und-produkte/ ��

Entwicklung der Erdgaspreise bei einem durchschnittlichen
Jahresverbrauch von 20.000 kWh (Kilowattstunden). Die
Bruttopreise sind bezogen auf den Vario-Tarif bzw. den
Spartarif PRO. Quelle: Erdgas Südbayern GmbH

Gemeinsam stark:

Drei bayerische Kommunen teilen
sich ein Geothermie-Kraftwerk

Aschheim, Feldkirchen und Kirchheim sind
„Energie-Kommunen“ des Monats Dezember

Die bayerischen Gemeinden Aschheim, Feldkirchen und
Kirchheim sind für ihr gemeinsames Engagement als „Ener-
gie-Kommunen“ des Monats Dezember 2009 ausgezeichnet
worden. Mit diesem Titel würdigt die Agentur für Erneuerba-
re Energien vorbildliche kommunale Energieprojekte und
stellt sie unter www.kommunal-erneuerbar.de ausführlich vor.

Die drei benachbarten Gemein-
den im Landkreis München be-
wiesen Mut zur Innovation, als
sie 2008 das erste interkommuna-
le Erdwärmeprojekt in Deutsch-
land gründeten – die „AFK-Geo-
thermie GmbH“. Das Ziel des
Projekts: 85 Grad heißes Ther-
malwasser aus Tiefen von 2700
Metern unter dem Alpenvorland
soll künftig die umweltfreundli-
che Wärmeversorgung von rund
80 Prozent der insgesamt 26.000
Einwohner gewährleisten.

Rund 6.000 Gebäude

„Wir spüren, dass die Bürger
starkes Vertrauen in ihre Gemein-
den setzen, die hinter diesem Pro-
jekt stehen“, freut sich Thomas
Fröhlich, Geschäftsführer der
AFK-Geothermie. Derzeit sind
bereits 333 Gebäude an das Heiz-
werk mit 6,9 Megawatt Leistung
angeschlossen, das Ende Novem-
ber 2009 seinen Betrieb aufnahm.
Das Fernwärmenetz und die En-
ergiezentrale werden kontinuier-
lich erweitert, so dass im Endaus-
bau rund 6.000 Gebäude versorgt
werden können.

Bestimmend für das Geother-
mievorhaben waren von Anfang
an nicht nur ökologische, sondern
auch ökonomische Motive: „Die
Unabhängigkeit von Öl und Gas
und somit die Hoheit über die
Energiepreise steht für uns an
zweiter Stelle, gleich hinter dem
Klimaschutz-Argument“, betont
Fröhlich.

Das zukunftsweisende Kon-
zept der drei Gemeinden erkannte
auch die bundeseigene Förder-
bank KfW und gewährte der
AFK-Geothermie GmbH ein
Darlehen über 19,2 Millionen so-
wie einen Tilgungszuschuss von
6 Millionen Euro.

Die Kleinen ganz groß

„Aschheim, Feldkirchen und
Kirchheim beweisen, dass auch
kleine Kommunen gemeinsam
Großes bewirken können“, betont
Jörg Mayer, Geschäftsführer der
Agentur für Erneuerbare Ener-
gien, anlässlich der Auszeich-
nung zur „Kommune des Mo-
nats“. „Erdwärme aus großer Tie-
fe zu nutzen, ist mit erheblichen
Anfangsinvestitionen verbunden,
die eine einzelne Kommune
meist überfordern würden. Doch
mit vereinten Kräften lässt sich
damit eine absolut klimafreundli-
che und langfristig hoch profita-
ble Energiequelle erschließen“,
so Mayer.

Die Agentur für Erneuerbare
Energien wird getragen von den
Unternehmen und Verbänden der
Erneuerbaren Energien-Branche
und unterstützt durch die Bundes-
ministerien für Umwelt und für
Landwirtschaft. Sie betreibt die
bundesweite Informationskampa-
gne „deutschland hat unendlich
viel energie“, die unter der
Schirmherrschaft von Prof. Dr.
Klaus Töpfer steht. �
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Was sind Ideale ohne Taten?

Wie viel Unterstützung brauchen
Unterstützer?

In einer Gemeinschaft gibt
man seine Energie an andere.

Alle Partner des Thüga-Netzwerks
engagieren sich in ihrer Region für eine
zuverlässige Versorgung mit Strom, Gas,
Wasser oder Wärme. Doch die 19.200 Mitar-
beiter leisten noch mehr: Viele von ihnen in-
vestieren ihre persönliche Energie in ein
soziales Projekt in den Städten und Gemein-
den, in denen sie leben. Das unterstützen wir
mit der Initiative „EFA – Energie für andere“.
Interessiert? Mehr Informationen erhalten
Sie unter: www.thuega.de
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Kommunen stehen hinter
Thüga-Kauf

Frankfurter OB Petra Roth zur Aufsichtsratsvorsitzenden gewählt
Der Kauf der Thüga AG von der E.ON AG durch das kommu-
nale Erwerberkonsortium Integra/KOM9 ist Ende 2009 vollzo-
gen worden. Die dazugehörigen Verträge sind unterzeichnet,
der Kaufpreis ist entrichtet. Die Thüga AG wurde über die Thü-
ga Holding GmbH & Co. KGaA erworben. Nach der Zustim-
mung aller erforderlichen Gremien auf der Käufer- bzw. Ver-
käuferseite sowie der Genehmigung durch das Bundeskartell-
amt wurde der Aufsichtsrat bestellt.

In der konstituierenden Sitzung
des Aufsichtsrates wurde die
Oberbürgermeisterin der Stadt
Frankfurt am Main und Vorsit-
zende desAufsichtsrates der Mai-
nova AG, Dr. h. c. Petra Roth, zur
Vorsitzenden des Aufsichtsrates
der Thüga Holding GmbH & Co.
KGaA gewählt. Satzungsgemäß
wird der Aufsichtsrat aus 21 Mit-
gliedern bestehen – davon 14 auf
Anteilseignerseite und 7 auf der
Arbeitnehmerseite.

Der Vorstand der Thüga AG
wird seine erfolgreicheArbeit auf
dieser Basis unter der Leitung
von Ewald Woste als Vorstands-
vorsitzendem fortsetzen. Der Vor-
stand der Thüga AG wird eben-
falls die Geschäftsführung der
Thüga Holding GmbH & Co.
KGaA übernehmen.

Blick über Stadtgrenzen

Im Rahmen einer Pressekonfe-
renz bekräftigten die Oberbür-
germeister der Kommunen als
Anteilseigner der Integra- und
KOM9-Konsorten nochmals aus-
drücklich ihre Zustimmung zum
Thüga-Kauf. Dr. h.c. Petra Roth,
Oberbürgermeisterin der Stadt
Frankfurt und Vorsitzende des
Aufsichtsrates der Mainova AG:
„Ohne die enge und vertrauens-
volle Zusammenarbeit der Stadt-
oberhäupter wäre dieses Ergebnis
wohl nicht zustande gekommen.“
Dieses Ergebnis zeige darüber
hinaus, so die Oberbürgermei-
sterin, die auch dem Deutschen
Städtetag vorsteht, dass die Kom-
munalpolitik sehr wohl über die
Stadtgrenzen hinaus denken und
gestalten könne. Mit Blick auf die
energiewirtschaftliche Bedeutung
des Thüga-Kaufs hob Petra Roth
hervor: „Der neue Stadtwerke-
Verbund ist strategisch hoch be-
deutsam. Die Stellung der lokalen
Energieversorger im Markt wird
dadurch gestärkt und die kommu-
nale Daseinsvorsorge gesichert.“

Dr. Helmut Müller, Oberbür-
germeister der Stadt Wiesbaden
und Vorsitzender desAufsichtsra-
tes der ESWE Versorgungs AG:
„Die Rekommunalisierung der
Thüga AG ist ein Novum in der
‚Energiegeschichte’ der Bundes-
republik. Für uns als Partner der
neuen Thüga, aber auch für die
Kommunen, ergeben sich dabei
große Chancen. Vor dem Hinter-
grund des sich verschärfenden
Wettbewerbs auf den Energie-
märkten können wir regionalen
Versorger und Stadtwerke unsere
Interessen in einem starken Ver-
bund sehr viel nachhaltiger
vertreten. Gemeinsam wollen
und werden wir Antworten auf
die Herausforderungen der Zu-
kunft finden. Durch den Zusam-
menschluss profitieren die Ver-
braucher in Form sicherer, ko-
stengünstiger und nachhaltiger
Versorgungssicherheit und die
Mitarbeiter der Partnerunterneh-
men durch Sicherung ihrer Ar-
beitsplätze. Übergeordnetes Ziel
ist die Wahrung der Wertschöp-
fung vor Ort – dicht am Kunden
und damit im besten Sinne des
Wortes ‚kommunal’“.

Vor einem Umbruch

Stephan Weil, Oberbürgermei-
ster der Stadt Hannover: „Mit
dem Verkauf der E.ON-Stadtwer-
ketochter Thüga AG steht der
deutsche Energiemarkt vor einem
Umbruch. Für die Verbraucherin-
nen und Verbraucher ist der Ver-
kauf an die beiden kommunalen
Konsortien Integra und Kom9 ei-
ne gute Entscheidung. Damit sind
die Stadtwerke in der Lage, ihre
Marktposition auszubauen. Erst-
malig entsteht in Deutschland ein
kommunaler Energiekonzern -
und die aktuellen Gründungen
von Energieversorgern durch
Städte und Gemeinden sind erst
der Anfang einer neuen Rekom-
munalisierungswelle. Dieser Trend

wird sich auch in Zukunft fortset-
zen. Denn: Die Energiepolitik der
Zukunft ist ohne leistungsfähige
Stadtwerke so gut wie nicht denk-
bar. Fest steht, dass die Bürgerin-
nen und Bürger mit großer Mehr-
heit bei Strom, Gas und Wasser
durch ein kommunales Unterneh-
men versorgt werden wollen und
sind laut einer Studie des Ver-
bands kommunaler Unternehmen
mit 70 Prozent deutlich gegen ei-
ne Privatisierung von kommuna-
len Unternehmen.“

Maßgeblicher Faktor
in der Standortpolitik

Dr. Ulrich Maly, Oberbürger-
meister der Stadt Nürnberg und
Vorsitzender des Aufsichtsrates
der N-ERGIEAktiengesellschaft:
„Durch den Kauf der Thüga ha-
ben die Städte und Gemeinden
über ihre Stadtwerksbeteiligun-
gen Verantwortung für die Ge-
staltung einer leistungsfähigen,
wirtschaftlichen und umwelt-
verträglichen Energieversorgung
übernommen. Wir haben ein Zei-
chen gesetzt, dass es uns ernst ist,
die energiepolitischen Herausfor-
derungen der Zukunft aus kom-
munaler Sicht entscheidend und
nachhaltig mit zu gestalten. Gera-
de in Zeiten der Globalisierung
ist es wichtig, dass energiepoliti-
sche Entscheidungen über wichti-
ge Dinge wie Infrastrukturein-
richtungen vor Ort und im kom-
munalen Konsens gefällt werden.
Umweltverträgliche und kosten-
günstige Energieversorgung ist
ein maßgeblicher Faktor in der
Standortpolitik für Bürger und
Unternehmen.“

Dr. Dieter Salomon, Oberbür-
germeister der Stadt Freiburg und
Vorsitzender des Aufsichtsrates
der badenova AG & Co. KG:
„Freiburg hat 1972 den Start-
schuss für die erste Minderheits-
beteiligung der Thüga in der
Nachkriegszeit an einem kom-
munalen Versorger und damit für
das heutige Thüga-Modell gege-
ben. Was bei der früheren ‚Frei-
burger Energie- und Wasserver-
sorgung’ begann und bei badeno-
va fortgesetzt wurde, ist zu einer
Erfolgsstory in vielen Städten ge-
worden. Die Thüga war und ist
ein verlässlicher Partner der
Kommunen. Mit der Übernahme
der Gesellschaft in kommunalen
Besitz schärfen wir das regionale
und kundennahe Profil unse-
rer Versorgungsunternehmen und
schaffen den Wandel von einem
Versorger zu einem Energie-
dienstleister mit einer ökologi-
schen Ausrichtung!“

Eckpfeiler für Wachstum

„Wir blicken zurück auf einen
sehr erfolgreichen Prozess des
Beteiligungserwerbs. Wir freuen
uns sehr, dass es uns gelungen ist,
in einem kurzen Zeitraum eine
der größten und komplexesten
Transaktionen der deutschen
Energiebranche unter Dach und
Fach zu bringen,“ so Michael
Feist, Sprecher der Konsorten.
„Nun werden wir gemeinsam mit
der Thüga Eckpfeiler für Weiter-
entwicklung und Wachstum auf
Basis des erfolgreichen Thüga-
Modells konkretisieren.“

Das bestehende starke kommu-
nale Netzwerk, das durch die Be-
teiligungen der Thüga an mehr-
heitlich kommunalen Energiever-
sorgungsunternehmen gebildet
wird, wird auch zukünftig erhal-
ten, gestärkt und weiter ausgebaut
werden. Der Ausbau von Koope-
rationsfeldern der Beteiligungs-
unternehmen mit der Thüga wird
die Stärkung der Wettbewerbs-
fähigkeit bestehender und Wachs-
tum in neuen Geschäftsfeldern er-
möglichen. �

Stadtwerke planen deutlichen
Ausbau der Stromerzeugung

Die Stadtwerke wollen die eigene Stromerzeugung in den nächs-
ten Jahren deutlich ausbauen. Nach den aktuellen Zahlen des
Verbandes kommunaler Unternehmen (VKU) zur Stromerzeu-
gung der deutschen Stadtwerke, befinden sich derzeit Kraft-
werkskapazitäten von 3.501 MW im Bau oder im konkreten Ge-
nehmigungsverfahren. Davon entfallen immerhin 36 Prozent
auf den Ausbau erneuerbarer Energien.

Insgesamt handelt es sich dabei
um Investitionen von 6,42 Milli-
arden Euro und entspricht ei-
ner Steigerung der kommuna-
len Stromerzeugung von rund 26
Prozent.

Erzeugungsoligopol

Im Moment haben Stadtwerke
eine Kraftwerkskapazität von ins-
gesamt 13.300 Megawatt (MW)
installierter Netto-Leistung. Dies
entspricht zehn Prozent der in
Deutschland installierten Kraft-
werksleistung (Nettoengpasslei-
stung) von 132.700 MW. „Damit
wird deutlich, dass der deutsche
Energieerzeugungsmarkt von den
großen Energiekonzernen domi-
niert wird. Das Erzeugungsoligo-
pol der großen Konzerne wider-
spricht einem funktionierenden
Wettbewerb im Energiemarkt“,
so der VKU-Hauptgeschäftsfüh-
rer Hans-Joachim Reck.

Mit den Zahlen verbindet der
VKU die Aufforderung an die
neue Bundesregierung, den Aus-

bau einer zukunftsfähigen, nach-
haltigen und dezentralen Energie-
versorgung durch Stadtwerke
nicht zu gefährden.

Großes Fragezeichen

Etwaige Laufzeitenverlänge-
rungen dürfen nicht dazu führen,
dass die Bemühungen der Stadt-
werke für mehr Wettbewerb im
Erzeugungsmarkt konterkariert
werden. Durch die ursprüngliche
Ausstiegsplanung war immerhin
geplant, rund 20.000 MW instal-
lierte Kraftwerksleistung schritt-
weise vom Markt zu nehmen. Die
mittelfristigen Planungen der
Stadtwerke für neue Kraftwerks-
kapazitäten müssen daher mit ei-
nem großen Fragezeichen verse-
hen werden. Derzeit ist unklar, in
welcher Weise und Höhe Zusatz-
gewinne durch längere Laufzei-
ten zugunsten eines diversifizier-
ten Erzeugungsmarktes abge-
schöpft werden und wie sich die
Laufzeitenverlängerungen kon-
kret auswirken. �
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Bayern ist Schlusslicht bei
der Windkraft-Nutzung

Der Freistaat hätte das zehnfache Potenzial
Fachtagung von Hochschule und Ostwind-Gruppe

Regensburg. (osr) Gerade die kommunale Ebene zeigt immer
mehr Interesse an der Nutzung der regenerativen Ressource
Wind. Hochschule Regensburg und die Ostwind-Gruppe ka-
men zusammen mit der Agentur für Erneuerbare Energien
dieser wachsenden Nachfrage entgegen und veranstalteten eine
Fachtagung, bei der an die 200 Interessenten aus bayerischen
Landkreisen, Städten und Gemeinden Fachinformationen aus
erster Hand erhielten.

Etwas überrascht war selbst Ul-
rich Lenz von der Ostwind-Un-
ternehmensleitung über die vielen
Gäste aus allen Regionen des
Freistaats. Andererseits entspre-
che dies ganz eindeutig seiner Er-
fahrung, dass gerade in den Kom-
munen und Landkreisen, bei den
Stadtwerken und kommunalen
EVU immer mehr Interesse an
der Nutzung der CO2-freien, re-
generativen und regionalen Res-
source Wind entstehe.

Lenz machte dafür im Wesent-
lichen drei Gründe aus. Die Nut-
zung der Windenergie sei Voraus-
setzung dafür, dass Bayern seine
Klimaziele erreichen kann, dar-

unter die Erhöhung des Anteils
erneuerbarer Energiequellen von
heute 20 auf 30 Prozent bis 2020.
Weiter sei die Nutzung der Wind-
energie ein zentrales Element für
eine sichere, unabhängige und de-
zentrale Strom- und Energiever-
sorgung der Zukunft, die zuneh-
mend in der Hand der Kommu-
nen und ihrer Stadtwerke liege.
Und schließlich bedeute die Nut-
zung regionaler und dezentraler
Energiequellen aus Sonne, Wind,
Wasser, Biomasse und Geother-
mie regionale Wertschöpfung, si-
chere zukunftsträchtige Arbeits-
plätze und stärke den heimischen
Wirtschaftsstandort.

Neuer Studiengang

Hochschulpräsident Professor
Dr. Josef Eckstein berichtete von
einem neuen Studiengang „Er-
neuerbare Energien und Energie-
effizienz“, für den sich 800 junge
Menschen beworben hätten; mit
300 Studenten wurde jetzt gestar-
tet. Mit diesem Studiengang rea-
giere man auf den erheblichen
Bedarf in diesem Bereich und
biete man eine langfristige Per-
spektive. Parallel dazu werde
man das Thema Gebäudeklimatik
forcieren. Eckstein: „Unser er-
klärtes Ziel ist es, die ökologische

Verantwortung an der Regens-
burger Hochschule auszubauen.“

StandortemitKüstenpotenzial

„Bayern und Baden-Württem-
berg sind die absoluten Schluss-
lichter bei der Windenergienut-
zung, mit jeweils lediglich 400
Megawatt installierter Leistung“,
stellte Claudia Grotz vom Bun-
desverband Windenergie heraus.
Dabei liege das Potenzial in Bay-
ern den Berechnungen ihres Ver-
bands nach bei 4500 Megawatt,
erzeugt in 1500 Windkraftanla-
gen. Das Windpotenzial sei je-
denfalls gegeben, meinte Grotz,
die deutlich über 2000 Volllast-
stunden im Jahr für möglich hält,
„Standorte mit Küstenpotenzial“.
Die Höhen in Oberfranken, Mit-
telfranken, Oberpfalz,Allgäu und
Bayerischer Wald nennt sie als
Beispiele.

In Deutschland decken 25 000
Megawatt installierter Wind-Lei-

Ein Forum für die Windkraft in Bayern bot die erste Regensburger
Fachtagung „Windkraft regional“, ausgerichtet von der Hochschu-
le und der Ostwind-Gruppe. Von links: Präsident Professor Dr.
Josef Eckstein, Gisela Wendling-Lenz und Ulrich Lenz. Bild: osr

stung sieben Prozent des Strom-
bedarfs. Bis 2020 sei eine Ver-
doppelung möglich. Durch den
Ausbau des Einsatzes aller erneu-
erbaren Energien könnte deren
Anteil auf 30 Prozent steigen. Die
Branchen-Prognose, so Grotz, sei
noch deutlich zuversichtlicher
und liege gar bei 47 Prozent. Bay-
ern ist bei der Nutzung der Wind-
kraft mit 0,65 Prozent am Strom-
verbrauch allerdings heute noch
auf dem Stand eines Entwick-
lungslands.

Doch Ostwind-Chef Lenz sieht
„ganz optimistisch in die Zu-

kunft“, seit er jetzt die erste
Baugenehmigung in Bayern für
fünf Windkraftanlagen mit zehn
Megawatt Leistung in Händen
hält.

Das Projekt soll nahe Hof an
derA93 verwirklicht werden. Mit
zwei weiteren Baugenehmigun-
gen rechnet Lenz Anfang näch-
sten Jahres: einer für den Raum
Regensburg und einer im Land-
kreis Neumarkt. Und auch Ste-
fan Schneidawind, Prokurist der
Stadtwerke SÜC, verriet den
Zuhörern, dass er in Coburg ein
Projekt mit Ostwind vorhabe. �

Für einen ganz neuen Blick ins All wird der neue Fulldome-Pro-
jektor 2010 im Nicolaus-Copernicus-Planetarium, Nürnberg, sor-
gen. Mit einem Betrag von 800.000 Euro unterstützen die Städti-
schen Werke Nürnberg als Hauptsponsor den Kauf des neuen
Projektors. Bei der Jubiläumsveranstaltung zur Gründung der
Städtische Werke Nürnberg GmbH vor 50 Jahren übergab Her-
bert Dombrowsky, Vorsitzender der Geschäftsführung der StWN,
an die Kulturreferentin der Stadt Nürnberg, Prof. Dr. Julia Leh-
ner, einen von der Künstlerin Michaela Biet-Weber gestalteten
Stein, der den neuen Projektor symbolisiert. �

50 Jahre Städtische
Werke Nürnberg

Nürnberg hat im Nicolaus Copernicus Planetarium das 50-jähri-
ge Bestehen der Städtische Werke Nürnberg GmbH (StWN) ge-
feiert. Festredner waren der Aufsichtsratvorsitzende der StWN,
Oberbürgermeister Dr. Ulrich Maly, Herbert Dombrowksy, Vor-
sitzender der Geschäftsführung von StWN, und Professor Dr. Ru-
dolf Hickel von der Universität Bremen.

Im Dezember 1958 entschied
der damalige Nürnberger Stadtrat
einstimmig, die Städtischen Wer-
ke Nürnberg in eine GmbH um-
zugründen. Rückwirkend zum
1. Januar 1959 wurde die neue
Gesellschaft am 28. Dezember
1959 in das Handelsregister ein-
getragen, ebenso wie die beiden
damaligen StWN-Tochterunter-
nehmen, EWAG Energie- und
Wasserversorgung AG und VAG
Verkehrs-Aktiengesellschaft
Nürnberg. Mit dieser Umgrün-

dung bewiesen die Stadtväter
Weitblick und kreierten ein Mo-
dell, das bis heute Bestand hat.

Bis in die 1930er Jahre waren
die Energie- und Wasserversor-
gung sowie der öffentliche Perso-
nennahverkehr in Nürnberg als
Regiebetriebe ein nichtselbständi-
ger Teil der Stadtverwaltung. 1934
wurden die beiden Betriebe erst-
mals zu den Städtischen Werken
Nürnberg zusammengefasst und
schließlich 1938 in ein Eigenbe-
triebsmodell umstrukturiert, was
sie erstmals unabhängig vom
Haushaltsplan der Stadt machte.

Jedoch erst die Umgründung
im Jahre 1959 in Eigengesell-
schaften stattete die Städtischen
Werke und ihre beiden Töchter
VAG und EWAG mit eigener
Rechts- und Geschäftsfähigkeit
aus. Ziel der Umstrukturierung
waren raschere Entscheidungs-
prozesse in den Unternehmen
und mehr Wirtschaftlichkeit.

Um steuerliche Vorteile nutzen
zu können, wurden die Städti-
schen Werke als Holding einge-
richtet. Dieses Konzept erlangte
als „Nürnberger Modell“ bundes-
weite Bekanntheit und wurde von
vielen Kommunen teilweise oder
ganz übernommen. Es hat sich
bis heute bewährt.

Heute wie vor fünfzig Jahren
ist esAnspruch der StWN und ih-
rer Unternehmenstöchter, hohe
Qualität zu wettbewerbsfähigen
Preisen zu bieten. Von Anfang an
waren die Städtischen Werke,
EWAG und VAG über die Gren-
zen Nürnbergs hinaus tätig: Was-
serlieferverträge mit Erlangen,
Gaslieferungen in weite Teile

Mittelfrankens oder die Straßen-
bahn- und spätere U-Bahn-Ver-
bindung nach Fürth sind nur Bei-
spiele dafür.

Die Verkehrstochter VAG ko-
operiert auf der Suche nach tech-
nischer Optimierung eng mit der
Industrie. Beispielsweise testete
und erwarb sie in den 1992er Jah-
ren den deutschlandweit ersten
erdgasbetriebenen Linienbus und
erprobte Busse mit Brennstoffzel-
len- und jüngst mit Hybridtech-
nik. Mit dem Ausbau der U2 bis
zum Flughafen im Jahre 1999
war Nürnberg die erste deutsche
Stadt mit einer direkten U-Bahn-
Linie zum Flughafen. 2008 nahm
die VAG die in Deutschland erste
vollautomatische U-Bahn in Be-
trieb und erregte mit der weltweit
ersten konventionellen U-Bahn,
die bei laufendem Betrieb aufAu-
tomatik umgestellt wird, interna-
tionales Aufsehen. Ebenfalls ein
Novum war der Mischbetrieb mit
konventionellen und automati-
schen Fahrzeugen auf einer Linie.

Die seit 2004 im StWN-Kon-
zern integrierte wbg Nürnberg
GmbH erarbeitet immer wieder
neue Wohnformen, die den sich
wandelnden gesellschaftlichen
Anforderungen gerecht werden.
Aktuelle Beispiele sind das Mo-
dellprojekt „Wohnen in allen Le-
bensphasen“ am Nordostbahnhof
oder das Modellprojekt Olga für
selbstbestimmtes Wohnen im Al-
ter. Die wbg ist Vorreiterin bei der
energieeffizienten Gebäudesanie-
rung. Projekte wie das 3-Liter-
Haus am Jean-Paul-Platz, das
Niedrigenergiehaus in der Berna-
dottestraße oder das Konzept für
die geplante energetische Sanie-
rung der Parkwohnanlage West
wurden über die Grenzen Nürn-
bergs hinaus bekannt und mit
Preisen ausgezeichnet.Außerdem
leistet die wbg mit ihrer Photo-
voltaik-Initiative einen wichtigen
Beitrag zum Klimaschutz. In die-
sem Jahr gelang es dem Projekt,
die 1.000 Kilowatt-Peak-Grenze
zu überschreiten. Mit dieser
Strommenge können über 270
Drei-Personen-Haushalte ein
ganzes Jahr mit Strom aus Sonne-
nenergie versorgt werden. Zu-
kunftsweisend ist auch die Ent-
scheidung, die Immobilienkom-
petenz der Stadtwerke bei der Re-
al Estate Tochter wbg anzusie-
deln; dadurch wird die Betreuung
aller Stadtwerke-Immobilien in
einer Hand konzentriert.

Der Nürnberger Energie- und
Wasserversorger EWAG hielt in
den 1950er Jahren als einziges
Stadtwerk in Deutschland Akti-
en an einer Kohlezeche, um die
Erzeugung von Stadtgas sicher-
zustellen. Die sukzessive Um-

stellung von Stadt- auf Erdgas
schloss die EWAG 1975 ab und
leistete damit bereits einen
wichtigen Beitrag zum Klima-
schutz. Auch ihr konsequenter
Fernwärmeausbau trug zur Re-
duzierung des Kohlendioxid-
ausstoßes bei – vor allem seit
der Umrüstung des Heizkraft-
werks Sandreuth von Kohle-
auf Erdgasbefeuerung. Diese
2005 abgeschlossene 90-Millio-
nen-Investition verdoppelte bei
fast gleichem Energieeinsatz die
Stromproduktion und reduzierte
die CO2-Emissionen um jähr-
lich 140.000 Tonnen. Ein Vier-
tel des Wärmebedarfs der Stadt
Nürnberg wird heute mit Fern-
wärme gedeckt; diese weist die
höchstmögliche Energieeffizi-
enz aus.

Mit der Gründung des Zweck-
verbands Wasserversorgung
Fränkischer Wirtschaftsraum
(WFW) im Jahre 1966 unter-
nahm die EWAG gemeinsam
mit vielen Partnern in der Regi-
on den entscheidenden Schritt,
um die Trinkwasserversorgung
Nürnbergs auf Dauer zu ge-
währleisten.

Ein maßgebender Schritt zur
Sicherung der Zukunftsfähig-
keit im Wettbewerbsmarkt war
der Zusammenschluss von
EWAG mit dem Fränkisches
Überlandwerk AG (FÜW) zur
N-ERGIE Aktiengesellschaft
im März 2000. Heute zählt die
N-ERGIE zu den zehn größten
Stromversorgern in Deutsch-
land und ist trotz intensivem
Wettbewerb bundesweit erfolg-
reich: 2008 setzte sie bereits 41
Prozent der Stromabgabe außer-
halb des Netzgebietes ab. Mit
ihrer Beteiligung am Kauf der
Thüga AG im Oktober 2009
nahm sie eine weitere Weichen-
stellung in Richtung Zukunfts-
sicherung vor und trägt mit da-
zu bei, dieses erfolgreiche Netz-
werk aus kommunalen Energie-
unternehmen zu erhalten und
auszubauen.

„Eine hohe Versorgungssi-
cherheit bei Energie und Was-
ser, hohe Qualität und hoher Si-
cherheitsstandard beim öffentli-
chen Nahverkehr sowie ein at-
traktives und energiebewusstes
Wohnangebot bilden zentrale
Wirtschaftsfaktoren für Nürn-
berg und die Region. Sie si-
chern Wettbewerbsfähigkeit
und Arbeitsplätze“, resümierte
Herbert Dombrowsky beim
Festakt und Ulrich Maly hob
hervor: „Neben seiner Ver-
pflichtung zur Daseinsvorsorge
steht der StWN-Konzern für
Flexibilität, Wirtschaftlichkeit
und Innovation“. �

BayWa kauft MHH Solartechnik
Entscheidender Schritt zur Umsetzung der

Wachstumsstrategie im Bereich erneuerbare Energien

Die MHH Solartechnik GmbH in Tübingen gehört nunmehr zum
Münchner BayWa-Konzern: Zum 1. Januar 2010 wird die 100-
prozentige BayWa-TochterGreen Energy GmbH vorbehaltlich der
Zustimmung der zuständigen Kartellbehörden alle Anteile an der
MHH Solartechnik von der SunwaysAG, Konstanz, übernehmen.

„Mit diesem Zukauf stößt die
BayWa das Tor weit auf, um zu ei-
nem der führenden Handelshäuser
für erneuerbare Energien in Euro-
pa zu werden“, betont Vorstands-
vorsitzender Klaus Josef Lutz. In-
nerhalb weniger Monate habe das
Unternehmen nachAufwind Neue
Energien GmbH „nun eine zweite,
für die Umsetzung unserer an-
gekündigten Wachstumsstrategie
bedeutende Akquisition im Be-
reich erneuerbare Energien ge-
macht“. Die Übernahme von
MHH Solartechnik stelle eine er-
hebliche Stärkung der Marktposi-
tion für die BayWa dar.

„Damit können wir die Wachs-
tumspotenziale auf diesem Sektor
auch im Hinblick auf die Kunden-
ansprache konsequent für unseren
Geschäftserfolg nutzen“, so Lutz
weiter. Prognosen gingen davon
aus, dass im Jahr 2020 über 100
Gigawatt (GW) Strom aus erneu-
erbaren Energien erzeugt werden
(2008: knapp 40 GW).

„Die MHH hat eine ausgewie-
sene Expertise bei Beratung, Ver-
kauf und Bau von PV-Anlagen.
Mit dem Erwerb von MHH bau-
en wir nicht nur weiter Know-
how aus, sondern werden neue
Kundensegmente erschließen

und Kostenvorteile, zum Beispiel
im Einkauf, nutzen“, erklärt der
für Energie zuständige BayWa-
Vorstand Roland Schuler. Außer-
dem sei vereinbart worden, eine
Projektierungsgesellschaft zwi-
schen BayWa und der Sunways
AG zu gründen, an der die
BayWa mehrheitlich beteiligt
sein wird. Mit dieser Gesell-
schaft, die Photovoltaik-Projekte
im Bereich mittelgroßer bis
großer Solaranlagen und Solar-
parks entwickeln, planen und um-
setzen soll, will die BayWa die
Wertschöpfungskette des Ge-
schäftsfeldes erneuerbare Energi-
en vergrößern.

Die MHH Solartechnik ist mit
vier Standorten in Deutschland
(Tübingen, München, Nürnberg,
Duisburg) vertreten und hat ins-
gesamt 60 Mitarbeiter. Das liefe-
rantenunabhängige Unterneh-
men ist im Groß- und Einzelhan-
del von Photovoltaik-Anlagen
tätig und zählt zu den weltweit
größten Händlern für namhafte
Markenhersteller. Die Schwer-
punkte der Vertriebstätigkeiten
liegen in Europa in den Benelux-
staaten, in Tschechien, Italien,
Griechenland, Schweiz und
Österreich. �

http://www.bls-bayern.de
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Lechmuseum Langweid

Die Lechwerke sind nicht nur der sichere und zuverlässige Energieversorger
in Bayerisch-Schwaben, sondern übernehmen auch Verantwortung für die Region.
Zum Beispiel als Investor, Arbeitgeber, Ausbilder, Auftraggeber und Sponsor.

Mehr Informationen unter www.lew.de

REGIONAL. ENGAGIERT. LEW.

Auch 2010 in Bayern:

„Sozialstrom“ für Bedürftige
Regensburg (obx) - Vor vier Jahren hat E.ON Bayern, der
größte regionale Stromversorger im Freistaat, ein bundesweit
einmaliges und in Branchenkreisen nicht unumstrittenes Mo-
dell eingeführt: Sozial schwache Menschen bekommen den
Strom billiger. Ein Nachweis über die Befreiung von den Rund-
funkgebühren genügt. Inzwischen hat sich das Modell durch-
gesetzt: Vier Jahre nach dem Start ist das Modell zu einer ech-
ten Erfolgsgeschichte geworden. Mehrere tausend bayerische
Haushalte nutzen bereits das Angebot. Jetzt kündigte E.ON
Bayern Vertrieb an, das Angebot auch 2010 fortzusetzen.

Bundesweit hat das Modell aus
dem Freistaat bereits zahlreiche
Nachahmer gefunden:Andere re-
gionale E.ON-Vertriebsgesell-
schaften wie die von E.ON Mitte
und E.ON edis bieten inzwischen
ebenfalls einen „Sozialtarif“.

Funktionsweise

Das Modell funktioniert so:
Wer bei den Beratungsstellen der
Diakonie oder der Caritas nach-
weist, dass er von den GEZ-Ge-
bühren befreit ist, dem räumt

E.ON Bayern einen monatlichen
Rabatt von neun Euro auf seine
Stromrechnung ein. Für viele
keine große Summe, doch für et-
liche ein Betrag, der im Porte-
monnaie bereits weh tut, wie
Bayerns Landes-Caritasdirektor
Prälat Karl-Heinz Zerrle festge-
stellt hat: „Dass so viele Men-
schen den Sozialrabatt in An-
spruch nehmen, zeigt, dass es
auch im reichen Bayern zuneh-
mend Armut gibt.“

E.ON Bayern Vertrieb über-
nehme mit dem Hilfsangebot so-

ziale Verantwortung, die die Ge-
sellschaft von jedem Unterneh-
men der Privatwirtschaft erwarte.
Armut müsse von der Politik, der
Wirtschaft und gesellschaftlichen
Gruppen mit großen und kleinen
Maßnahmen und Projekten be-
kämpft werden, so Zerrle.

Viel Zuspruch

„Der Sozialrabatt ist eine gute
Sache“, findet auch der Präsident
des Diakonischen Werkes in Bay-
ern, Dr. Ludwig Markert. Gerade

jetzt in der wirtschaftlich schwie-
rigen Zeit sei es wichtig, Kunden
mit geringem Einkommen zu ent-
lasten, sagte E.ON-Bayern-Ver-
triebsgeschäftsführer Otmar Zis-
ler bei derAnkündigung zur Fort-
führung des Modells, das E.ON
Bayern vor vier Jahren in enger
Zusammenarbeit mit den Sozial-
verbänden Caritas und Diakoni-
sches Werk entwickelt hatte. „Für
unserAngebot haben wir viel Zu-
spruch erhalten, auch von Kun-
den, die nicht von dem Angebot
profitieren“, erklärte Zisler.

Stromkunden von E.ON Bay-
ern Vertrieb können Anträge auf
Gewährung des Sozialrabatts
auch in Zukunft direkt bei den Be-
ratungsstellen der Diakonie oder
der Caritas stellen. �

Kurze Wege und
kleiner Verbrauch

SÄBU aus Biessenhofen baut
energieeffizienten Kindergarten in Neuried

Im bayerischen Neuried geht man in Sachen Kinderbetreuung
neue Wege. Weil immer mehr junge Familien in die Gemeinde
ziehen, war eine zusätzliche Einrichtung mit Kindergarten und
-krippe dringend notwendig geworden. Imke Friedrich, die
Architektin der Gemeinde, entwarf ein Kinderhaus ohne Flu-
re, in dem die Räume zwar großzügig bemessen, aber von übe-
rall her schnell zu erreichen sind.

Die Verantwortlichen hatten
strenge Vorgaben zu berücksichti-
gen, denn das neue Kinderhaus
entspricht als öffentliches Ge-
bäude der kürzlich novellierten
Energieeinsparverordnung (EnEV
2009). Solarthermische Hei-
zungsanlagen und eine Photovol-
taikanlage helfen nun dabei, den
Energiebedarf um die geforderten
30 Prozent zu senken.

Die Architektin Imke Friedrich
verfolgte bei dem Haus die Idee,
einen großen Gruppenraum als
gemeinschaftliches Zentrum zu
schaffen, von dem aus alle Ne-
benräume direkt zu erreichen
sind. „Alles ist auf die praktische
Nutzung der Bewohner ausge-
richtet“, formuliert es die Archi-
tektin. Das neue Gebäude grenzt
an ein Neubaugebiet im Osten
von Neuried und bietet nun 74
Ganztages- und Kindergartenkin-
dern auf zwei Etagen Platz. 840
Quadratmeter groß ist das neue
Haus, das gesamte Grundstück
mit dem großen Garten misst
3165 Quadratmeter. Rund 2,5
Millionen Euro hat die Anlage
insgesamt gekostet, wobei die
Landesregierung die Baumaß-
nahme mit 660.000 Euro subven-
tionierte.

Basismaterial Holz

Was man dem auffälligen Bau
auf dem ersten Blick nicht an-
sieht: Er ist in Hybridbauweise
errichtet, das Basismaterial Holz
wurde mit Beton und Stahl kom-
biniert. „An die Spannbetondecke
beispielsweise konnten wir direkt
die Akustikunterdecke befesti-
gen, ohne dass zusätzliche Brand-
und Schallschutzmaßnahmen
nötig waren“, erklärt Machacek.
„Außerdem wird dadurch das
Eigenschwingungsverhalten ge-
genüber einer Holzbalkendecke
deutlich reduziert.“

Das Biessenhofener General-
unternehmen SÄBU war eines
der wenigen, das dieAnforderun-
gen zu dem Bau erfüllte. „SÄBU
hatte einen exakten Bauzeiten-
plan, der auf den Tag genau aus-
gearbeitet war“, berichtet Archi-
tektin Friedrich. Lediglich fünf-
einhalb Monate dauerte es, bis
das Kinderhaus bezugsfertig war.
„Dank der gut organisierten Bau-
leitung und der zuverlässigen

Handwerker konnten wir unser
Ziel erreichen“, sagt Friedrich.
„Es wäre schön, wenn jedes Bau-
vorhaben so ablaufen könnte.“

Systembauweise

SÄBUs Konzept ist die Sy-
stembauweise: Die einzelnen Sy-
stemelemente eines Gebäudes
fertigen die Mitarbeiter im Bies-
senhofener Werk an, wo sie wet-
terunabhängig arbeiten können.
Dort werden die Wände bereits
entsprechend gedämmt und, so-
weit es technisch möglich ist, die
Fassaden auf die geschlossenen
Bauteile aufgebracht sowie die
Fenster eingesetzt. Erst dann wer-
den die einzelnen Teile verladen
und zum Bauplatz geliefert. Die
Montage des Gebäudes vor Ort
dauerte dadurch gerade einmal
zwei Wochen - was der Vorstel-
lung der Architektin, den Bau
möglichst schnell fertig zu stel-
len, sehr entgegenkam. „Uns
kommt es vor allem darauf an, die
Wünsche und Pläne der Bauher-
ren und der Architekten zu ver-
wirklichen“, so Machacek.

Energiesparmaßnahmen

Auch die geplanten Energie-
sparmaßnahmen konnten auf-
grund der speziellen Bauweise
umgesetzt werden. „Durch den
Holzbau und die starke Däm-
mung haben wir sehr niedrige
Verbrauchswerte erreicht“, so
Imke Friedrich. Als öffentlicher
Bauherr ist die Gemeinde ver-
pflichtet, nach der neuen EnEV
und dem Erneuerbaren Energien
Wärmegesetz zu bauen. Weil es
besonders nachhaltig, kosteneffi-
zient und energiesparend ist, ent-
spricht das Konzept der Hybrid-
bauweise der EnEV 2009. Diese
schreibt vor, den Primärenergie-
bedarf (Heizung und Warmwas-
ser) um 30 Prozent zum zulässi-
gen Bedarf zu verringern. Auch
die Wärmedämmung muss 15
Prozent mehr leisten als bisher.

Für das Neurieder Kinderhaus
plante Friedrich eine solarthermi-
sche Heizungsanlage mit Holzpel-
lets ein. Hinzu kam eine Photovol-
taikanlage. „Wir speisen unseren
gewonnen Strom in das Netz ein
und haben dadurch jeden Monat
auch Einnahmen“, so Friedrich.�

Stadt Ingelheim, DRK und Diakonie:

Gemeinsame Sache
Unterschleißheim/Ingelheim: Dass in Kommunen mehrere Ge-
bäude durch Contracting über eine Heizzentrale mit Wärme
versorgt werden, ist nichts Besonderes mehr – aber, dass sich
eine Stadt, das DRK und die Diakonie zusammentun, um drei
Gebäudekomplexe mit Wärme versorgen zu lassen, ist noch
immer ein Novum.

Die im Landkreis Mainz-Bin-
gen gelegene Stadt Ingelheim
wird im Volksmund gern die Rot-
weinstadt genant. Doch seit Ende
Oktober 2009 hat die 26.000 Ein-
wohner-Stadt noch eine Beson-
derheit zu bieten: Die städtische
Pestalozzischule, eine Grundschu-
le mit 320 Schülern und 20 Leh-
rern, das Diakoniekrankenhaus
mit 133 Betten und die neue Seni-
orenresidenz Carolinenhöhe des
DRK werden durch eine gemein-
same Heizzentrale im Rahmen
eines Wärmelieferungsvertrages
durch die Südwärme mit Wärme
versorgt. „Das gemeinsame Be-
streben aller Beteiligten, nicht nur
eine wirtschaftliche, sondern vor
allem auch umweltverträgliche
Lösung zu realisieren, die eine re-
gionale Wertschöpfung ermög-
licht, wird durch die gemeinsame
Wärmeversorgung umgesetzt“,
so Rudi Maier, Vorstand der Süd-
wärme, bei der Inbetriebnahme.

Entstehungsgeschichte

Die Entstehungsgeschichte die-
ses Projekts geht zurück ins Jahr
2008. Da die Heizungsanlage des
Diakoniekrankenhauses am Ran-
de der Nutzungsdauer angelangt
war, erstellte das Südwärme-
Kompetenzzentrum Helmut Her-
bert GmbH & Co. aus Bensheim
Anfang 2008 ein Energiekonzept
zunächst nur für das Kranken-
haus. In einem zweiten Schritt
wurden nun die Gebäude in un-
mittelbarer Nachbarschaft in die
Überlegungen mit einbezogen.

Die sinnvollste Variante

Die Heizung der benachbarten
Pestalozzischule stand kurz vor
dem Austausch und der DRK-
Kreisverband Mainz-Bingen er-
stellt in unmittelbarer Nachbar-
schaft gerade seine neue Seni-
orenresidenz der vierten Genera-
tion, für die natürlich auch eine
passende Wärmeversorgung be-
nötigt wird. Südwärme unter-
suchte nun verschiedene Versor-
gungsvarianten. Dabei stellte sich
die gemeinsame Nahwärmever-
sorgung dieser drei Gebäude in
Form einer Heizzentrale zur Süd-
wärme auf dem Grundstück des

Krankenhauses auf der Basis von
Holzhackschnitzeln, sowohl öko-
logisch, als auch ökonomisch als
sinnvollste Variante heraus. Die-
ser Lösungsvorschlag wurde im
Februar 2008 den drei Beteiligten
im Rathaus der Stadt Ingelheim
überzeugend präsentiert. Das Er-
gebnis ist ein über 20 Jahre lau-
fenderWämelieferungsvertrag mit
der Südwärme, der Ende 2008
mit den drei Partnern unterzeich-
net werden konnte.

Südwärme-Konzept

Für den Bau und eigenverant-
wortlichen Betrieb der Anlage
zeichnet das regionale Südwär-
me-Kompetenzzentrum, die Fir-
ma Helmut Herbert GmbH &
Co.aus Bensheim, verantwort-
lich. Die dauerhafte Versorgung
mit dem Brennstoff Holzhack-
schnitzel sichert der regionale
Biomasse-Energie-Netzwerk-
Partner, die Firma Marco Ternis
aus Sargenroth. Damit ist aus
diesem Südwärme-Konzept der
Wärmeversorgung dreier großer
Gebäude in Ingelheim ein Projekt
aus der Region für die Region
geworden. Eine größtmögliche
Wertschöpfung innerhalb der Re-
gion konnte erzielt werden.

Die Umwelt jedoch profitiert
am meisten von diesem zukunfts-
weisendenHeizungskonzept.Durch
den Einsatz modernster Heiztech-
nik und die Verwendung des rege-
nerativen Brennstoffs Holzhack-
schnitzel kann nun eine jährliche
CO2-Einsparung gegenüber den
Altanlagen von ca. 650 Tonnen
pro Jahr erzielt werden.

Das entspricht einer Fahrlei-
stung mit dem Auto bei einem
CO2-Ausstoß von 160 g/km
(derzeitiger Flottenverbrauch in
Deutschland) von ca. 4.050.000
km jährlich. Die Heizungsanlage
besteht in der Nahwärmezentrale
aus einem Biomassekessel mit
800 kW, einem Öl-Niedertempe-
raturkessel für Spitzenlasten mit
2000 kW.

Das Brennstofflager ist ca. 130
m3 groß. Die Übergabestationen
umfassen für das Diakoniekran-
kenhaus 1.075 kW, für die Pesta-
lozzischule 640 kW und für die
Seniorenresidenz 200 kW. �

Kongress in Bochum:

Geothermie trotzt der
Wirtschaftskrise

Zum zweiten Mal tagte der GeothermieKongress in Bochum,
Nordrhein-Westfalens erklärter „Geothermie-Hauptstadt“.
Rund 600 Vertreter aus Wirtschaft und Wissenschaft, staatli-
chen Institutionen trafen sich im RuhrCongress.

„Die Dynamik ist der Geother-
mie trotz Wirtschaftskrise nicht
abhanden gekommen“, sagte
Hartmut Gaßner, der Präsident des
Bundesverbandes, „und das nicht
nur hierzulande. Weltweit wächst
die Nachfrage nach dieser zuver-
lässigen, die heimische Ver-
sorgung sichernden und klima-
tauglichen Energiequelle.“

Gaßner geht davon aus, dass et-
wa im oberflächennahen Bereich
in 2009 dem Vorjahr vergleichba-
re Absatzzahlen erreicht werden.
„Absatzrückgänge in der Form
wie sie in den vergangenen Mona-
ten von anderen Erneuerbaren En-
ergieträgern zu hören waren, ha-
ben wir mit unseren Angeboten
nicht zu verzeichnen. Und das, ob-
wohl die Bautätigkeit insgesamt
zurückgegangen ist.“

Preisstabilität

Aber gerade wegen der Vortei-
le der Systeme, nämlich langfri-
stige Preisstabilität und Wirt-
schaftlichkeit, drängten immer
mehr Interessenten auf den Ein-
satz von Erdwärmeanlagen für
ihre Gebäude. „Dabei sind die
positiven Effekte, die von den er-
neut gestiegenen Rohölpreisen
ausgehen werden, noch gar nicht
berücksichtigt.“ Wer bauen möch-
te, fände in der Erdwärme immer
eine treue und wirtschaftende
Partnerin, von den ökologischen

Reizen einmal ganz abgesehen.
Von dieser Entwicklung profi-

tieren würden, neben den unmit-
telbar mit der Planung und Errich-
tung der Anlagen befassten Un-
ternehmen, vor allem der Maschi-
nenbau mit seinen Herstellern von
Bohrgeräten und die Produzenten
von Wärmetauschrohren für Erd-
wärmekollektoren und Erdwärme-
sonden.

NeueAbsatzchancen

Auch der weltweite Boom tiefer
geothermischer Anlagen biete
dem deutschen Maschinenbau
neue Absatzchancen, aber auch
der hiesigen Branche insgesamt.
Mittlerweile gebe es vier Anlagen
im Betrieb (Neustadt-Glewe, Un-
terhaching, Landau, Simbach am
Inn), eine weitere (Bruchsal)
stünde unmittelbar vor der Inbe-
triebnahme und mindestens zehn
befänden sich, vor allem in Süd-
bayern, in der Umsetzungsphase.
Aber selbst im Norddeutschen
Tiefland hätten zwei Stadtwerke
(Emden, Münster-Bispingen) an-
gekündigt, mit neuen petrother-
mischen Verfahren geothermi-
sche Energie in mehr als 4000 m
Tiefe zu erschließen. „Ich halte
es daher nur für folgerichtig,“ so
Gaßner, „dass nun auch der
Frankfurter Flughafen angekün-
digt hat, eigenen Strom aus der
Erde zu beziehen.“ �
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die Bedeutung des Umwelt-
schutzes.

Für Führungskräfte
und Unternehmer

Den Entscheidern von heute
bietet das Ökologiezentrum
Weiterbildungsangebote zu The-
men wie Personalführung, Wis-
sensmanagement, Changema-
nagement, Unternehmenskultur
und Umweltmanagement. Zu-
sätzlich zu den Seminaren steht
ein regelmäßiger Informations-
Imbiss auf dem Programm: Hier
können sich Führungskräfte,
Unternehmerinnen und Unter-
nehmer austauschen und über
verschiedenste Themen infor-
mieren.

Fachkraft für Naturwaren

Im Ökologiezentrum wird
auch die berufliche Ausbildung
zur „Fachkraft für Naturwaren“
angeboten. Sie dauert sechs
Monate und vermittelt Inhalte,
die für die gesamte Bio-Bran-
che relevant sind. Der theoreti-
schen Ausbildung folgt ein
Praktikum über zwei Monate.
Wie bei allen Veranstaltungen
ist dabei die verantwortungsvol-
le Arbeit an einer lebenswerten
Zukunft ein vorrangiges Ziel
dieser Ausbildung.

Ganzheitlicher Ansatz

Mehrtägige Massage-Works-
hops sind ein Beispiel dafür,
wie sich auch Gesundheit und
Wohlbefinden in das Konzept
des Zentrums einfügen. In
kleinen Gruppen lernen die
Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer, sich zum Beispiel auf die
Bedürfnisse des Partners oder
der Partnerin einzustellen –
worin wiederum der Grundsatz
eines verantwortungsbewuss-
ten und respektvollen Mitein-
anders, der das Ökologiezen-
trum wesentlich prägt, seinen
Ausdruck findet.

Die aktuellenAus-, Weiter- und
Fortbildungsangebote mit ganz-
heitlichem Ansatz bergen noch
viel Potenzial für die Zukunft.
Potenzial, das Interessierte im
Großraum München bequem nut-
zen können, denn das Zentrum
für Umweltbildung, ökologische
Arbeits- und Lebensweise ist nur
14 Kilometer von Fürstenfeld-
bruck entfernt und von München
aus mit der S-Bahn zu erreichen.
Mit der Bahn gelangen die Kurs-
teilnehmer über Geltendorf ans
Ziel und mit dem Auto über die
A 96. Selbstverständlich gibt es
Geh- und Fahrradwege. �

Kompetenzzentrum Umwelt KUMAS:

Auszeichnung offizieller
Leitprojekte 2009

Vom innovativen energieeffizienten und ressourcenschonenden
Graphitbaustoff ECOPHIT® über die Entwicklung und Herstel-
lung einer Korrosionssonde für Müll- und Biomasseverbren-
nungsanlagen bis hin zur energie- und materialoptimierten Hart-
verchromung in der Galvanik reichte diesmal der Bogen ausge-
zeichneter Innovationen des Kompetenzzentrums Umwelt e. V.
(KUMAS) inAugsburg. Bereits seit 1998 werden jährlich Urkun-
den für innovative Verfahren, Produkte, Dienstleistungen, Anla-
gen, Konzepte, Entwicklungen oder Forschungsresultate verge-
ben, die in besonderem Maße geeignet sind, die vorhandene Um-
weltkompetenz der Region zu demonstrieren.

Nach der Begrüßung durch
Paul Waning, Vorstandsmitglied
der Lechwerke AG, nahmen die
diesjährigen Gewinner aus der
Hand von Dr. Hermann Teufel,
Erster Vorsitzender des KUMAS
e.V., ihre Urkunden in Empfang.
KUMAS-Leitprojekt 2009 ist
zunächst COPHIT® – Der neue
Graphitbaustoff für die Gebäude-
technik (Projektträger: SGL
Technologies GmbH, Expanded
Graphite Meitingen). ECO-
PHIT® ist ein neuer, auf Basis
von expandiertem Naturgraphit
hergestellter Werkstoff, der eine
effektive und umweltfreundliche
Gebäudetemperierung aufgrund
seiner extrem schnellen und
gleichmäßigen Temperaturvertei-
lung ermöglicht. ECOPHIT® ist
der zukunftsweisende Basiswerk-
stoff für Klimadecken, Flächen-
temperatursysteme und Latent-
wärmespeicher.

Eine weitere Auszeichnung er-
hielt das Projekt „Die Korrosion
im Blick – Online Korrosionsmo-
nitoring in Großfeuerungsanla-
gen“ (Projektträger: Corrmoran
GmbH,Augsburg,AMUAnwen-
derzentrum Material- und Um-

weltforschung der Universität
Augsburg). Das Korrosionspro-
blem in Müll- und Biomassever-
brennungsanlagen verursacht im-
mense Kosten. Durch die Ent-
wicklung einer Korrosionssonde
imAnwenderzentrum für Materi-
al- und Umweltforschung der
Universität Augsburg – AMU –
ist es erstmals gelungen, Korrosi-
on im Abgas von Verbrennungs-
anlagen in Echtzeit zu messen.
Mit dem Einsatz dieser Sonde
kann die Betriebsweise von Ver-
brennungsanlagen energetisch
optimiert und eine Kostenredu-
zierung vorgenommen werden.
Die wirtschaftliche Verwertung
dieser neu entwickelten Korrosi-
onssonde hat die Corrmoran
GmbH mit Sitz im Umwelt-Tech-
nologischen Gründerzentrum in
Augsburg übernommen.

Preisträger

„Variable-High-Speed Hart-
chromanlage HCr 21” heißt der
dritte Gewinner. Projektträger
ist die Thoma Metallveredelung
GmbH, Heimertingen. In der
Galvanik werden mit Hilfe elek-

Ökologiezentrum in Türkenfeld
nimmt seineArbeit auf

Eröffnung des Zentrums für Umweltbildung, ökologische
Arbeits- und Lebensweise - Alle Lebensbereiche unter einem Dach

Am 16. Januar 2010 wird in Türkenfeld im Landkreis Fürsten-
feldbruck das Zentrum für Umweltbildung, ökologische Ar-
beits- und Lebensweise eröffnet. Ab 10 Uhr sind Interessierte
eingeladen, sich über die Arbeit und das Konzept des Ökologie-
zentrums zu informieren. Das Zentrum wird unter dem Motto
„Lebenslanges Lernen“ ökologisch orientierte Aus-, Weiter- und
Fortbildungen anbieten, von denen Menschen aus ganz unter-
schiedlichen Lebensbereichen profitieren werden. Damit greift
das Zentrum ein wichtiges Ziel der Europäischen Union auf.

Das Verständnis für ökologi-
sche Zusammenhänge in allen
Lebensbereichen zu fördern und
auf diesem Wege zu nachhaltiger
Lebensweise anzuregen, ist er-
klärtes Ziel des Ökologiezen-
trums. In den neu bezogenen
Räumen sollen Initiativen zu den
unterschiedlichsten Themen ar-
beiten: Ökologische Landwirt-
schaft, Umwelt- und Naturschutz,
nachwachsende Rohstoffe, ver-

trägliche Energiemodelle, inter-
kultureller Austausch und sinn-
volle Arbeitsstrukturen und -pro-
zesse werden in den Fokus
gerückt. Außerdem sollen Netz-
werke entstehen und im Zentrum
den Freiraum finden, den sie zu
ihrer Entwicklung brauchen.

Viele Menschen erreichen

Initiatorin Britta Herreiner:

„Wir möchten mit unserem Bil-
dungsangebot alle Menschen
erreichen, die lernen wollen, im
Einklang mit ihrer natürlichen
Umwelt zu leben. Denn ge-
meinsam Erfahrungen sam-
meln, Zusammenhänge verste-
hen und Dinge begreifen, das
erhöht die Lebensqualität von
Jugendlichen genau wie die von
Müttern oder Unternehmern.“

Das Projekt des Ökologiezen-
trums ist nicht das erste, das
Britta Herreiner realisiert hat.
Ihr Engagement gilt der Um-
welt. Und ihre Bildungsangebo-
te für Unternehmen, Massage-
kurse oder die Ausbildung zur
Fachkraft für Naturwaren spie-
geln das breite Spektrum wider,
das im Zentrum für Umweltbil-
dung, ökologische Arbeits- und
Lebensweise angeboten wird.
In Zusammenarbeit mit ganz
unterschiedlichen Kooperati-
onspartnern soll die Angebots-
palette stetig erweitert werden.

Arbeit in der Natur

Von Beginn an dabei ist das
Wildholz-Projekt. Der Graphik-
designer und Arbeitserzieher
Ewald Schadt hat erkannt, dass
vor allem Arbeiten in und mit
der Natur Langzeitarbeitslosen
mit Beschäftigungshemmnissen
eine Chance auf Beschäftigung
geben, die ihren Möglichkeiten
und Bedürfnissen angemessen
ist. Die Zusammenarbeit mit
dem Ökologiezentrum eröffnet
den Arbeitslosen den Weg zu
wertvollen Synergien.

Kinder haben das Wort

Auch Kinder sind im Zen-
trum willkommen. Nach dem
Vorbild der Kinder-Universitä-
ten, die sich seit 2002 an Uni-
versitäten und Fachhochschulen
etablieren konnten, sollen Kin-
der für die Umwelt begeistert
werden. Wenn Fachleute aus al-
len Wissensbereichen Kindern
und Jugendlichen wissenschaft-
liche Zusammenhänge lebens-
nah erklären, dann sind Fragen
und aktives Mitgestalten er-
wünscht: Exkursionen, gemein-
sames Kochen oder Umwelt-
Projektarbeiten sensibilisieren
die Entscheider von morgen für

Noch vor wenigen Jahren kannte die Lärmforschung nur den
hohen Lärmpegel als Gradmesser für Gesundheitsprobleme
durch Lärm. Heute weiß man, dass die in Dezibel (dB) gemes-
sene Lärmstärke nur zu einem Drittel dafür verantwortlich ist;
auch Frequenz, Dauer und Veränderlichkeit des Lärms spielen
eine Rolle. Foto: obx-medizindirekt

Die Pein der leisen Töne
Weshalb selbst geringer Dauerlärm zu Schlafstörungen,

Diabetes und Herzinfarkt führen kann

Regensburg (obx-medizindirekt) – Dass lauter Lärm das
Gehör beeinträchtigt, ist bekannt. Aber über die Schädigungen
durch leisere Töne wissen die meisten Menschen kaum Bescheid.
Diese Erkenntnisse sind auch relativ neu. Heute wissen die Ex-
perten, dass störend empfundene Geräusche, wie etwa ein trop-
fender Wasserhahn, das Brummen eines Transformators oder
das gedämpfte Wummern des Straßenverkehrs auf Dauer eine
verheerende Wirkung auf die Gesundheit haben können.

Entscheidend ist, dass Geräu-
sche subjektiv als Belästigung
empfunden werden. Dann rea-
giert der Körper auf sie mit Aus-
schüttung von Stresshormonen,
was zur Erhöhung der Choles-
terin- und Triglyzeridspiegel
und der Blutgerinnungsfaktoren
führen kann. Bleibt eine mäßige
Lärmbelästigung über Jahre hin-
weg bestehen, kann dies die Ent-
wicklung von Schlafstörungen,
Bluthochdruck, Herzinfarkt und
Diabetes begünstigen.

Vielfältige Faktoren

Noch vor wenigen Jahren
kannte die Lärmforschung nur
den hohen Lärmpegel als Grad-
messer für Gesundheitsprobleme
durch Lärm. Heute weiß man,
dass die in Dezibel (dB) gemesse-
ne Lärmstärke nur zu einem Drit-
tel dafür verantwortlich ist; auch

Frequenz, Dauer und Veränder-
lichkeit des Lärms spielen eine
Rolle. Und natürlich die persönli-
che Einstellung zum Lärm.

Deshalb wird Fluglärm bei
gleicher Lautstärke von den
meisten schlimmer empfunden
als Straßenverkehrslärm. Und
deshalb kann ein Eisenbahn-
liebhaber problemlos neben ei-
nem Rangierbahnhof wohnen –
der Lärm ist eher Musik für sei-
ne Ohren. Dagegen empfinden
Anwohner die abendlichen
Klänge einer Dixielandkapelle
im benachbarten Biergarten als
unerhörte Belästigung.

Der Mensch ist weitgehend,
aber nicht ganz machtlos ge-
genüber Lärm. Natürlich sollte
er es vermeiden, Dauerbelastun-
gen über 85 Dezibel ausgesetzt
zu sein. Schon bei Lärmstärken
von 65 dB beginnen viele Men-
schen, Kopfschmerzen zu ent-
wickeln. Die Schädigungsgren-
ze, bei der Hör- und Gleichge-
wichtsstörungen auftreten, be-
ginnt aber bereits bei 80 bis 90
dB. Die Schmerzgrenze wird bei
etwa 120 dB erreicht. Wer sich
durch leise Töne gestört fühlt,
kann einen Kunstgriff anwen-
den, indem er z. B. durch etwas
lautere, aber angenehme Radio-
musik das Uhrticken oder den
tropfenden Wasserhahn übertönt.
Wer allerdings glaubt, ein
Schlafmittel löse sein Problem,
der irrt: Lästige Töne wirken
auch unterbewusst im Schlaf. �

Klimasymposium der Versicherungskammer Bayern:

Klimawandel – Wie können die
Folgen bewältigt werden?

Am 23. Februar 2010 lädt die Versicherungskammer Bay-
ern zu ihrem fünften Klimasymposium nach München ein.
Experten aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft disku-
tieren über neueste Forschungsergebnisse in der Schaden-
prävention und stellen erfolgreiche Praxisbeispiele vor.

Die zunehmenden Unwetter, Stürme und Überschwemmun-
gen sind symptomatisch für den Klimawandel. Weltweit und
regional wird die Anzahl der durch Klimakatastrophen verur-
sachten Schäden weiter steigen. Der versicherte Schaden
durch Naturgewalten kletterte in den vergangenen 50 Jahren
auf das Vierzehnfache. In Deutschland betrug der Schaden von
1970 bis 2007 rund 42 Milliarden Euro, davon war etwa ein
Drittel versichert. Allein der Sturm „Kyrill“ verursachte im
Jahr 2007 bundesweit Schäden in Höhe von 2,4 Mrd. Euro.

Welche Maßnahmen zur Risikovorsorge gibt es, die die Ge-
fahren und Folgekosten von Unwettern reduzieren? Und wie
lassen sich im Ernstfall Katastrophen effizient managen? Die-
sen und vielen weiteren Themen widmet sich das Symposium
im Hauptgebäude der Versicherungskammer Bayern in der
Warngauer Straße 30. Anmeldung unter presse@vkb.de. �

Umweltminister Söder:

Eine Milliarde neue
Bäume bis 2015

Eine Milliarde Bäume sollen gegen den Klimawandel gepflanzt
werden. Das ist eine von vielen Maßnahmen, die die Regionen
der „Climate Group“ in Kopenhagen beschlossen haben. Bay-
ern ist erstmals dabei. Dr. Markus Söder, Umweltminister:
„Wir wollen Premium-Land für Klimaschutz werden, uns mit
den besten und innovativsten Regionen messen.“

Der Freistaat ist der „Climate
Group“ beigetreten, einem in-
ternationalen Verbund von Re-
gionen und Wirtschaftsunter-
nehmen. Damit steht Bayern in
einer Reihe mit in der Umwelt-
politik führenden Regionen wie
Kalifornien, Quebec, Monaco

oder South Australia. Es brau-
che eine enge Zusammenarbeit
der Regionen, betonte Söder bei
der Unterzeichnung des Bei-
trittsabkommens in Kopenha-
gen. „Bayern setzt mit dem Bei-
tritt zur „Climate Group“ ein
starkes Signal für den Klima-
schutz.“

Starkes Signal

Wirksame Klimapolitik sei
nur möglich, wenn alle politi-
schen Ebenen zusammenarbei-
ten. Die Regionen müssten bes-
ser in die internationalen Ver-
handlungen eingebunden wer-
den, forderte der Umweltmini-
ster. „Bis zu 80 Prozent der
Maßnahmen im Klimaschutz
erfolgen in den Regionen.“
Bayern ist laut Söder mit der

Was wie viel
Lärm entfaltet

Atmen - 10 dB
Stille (bis zu) - 20 dB
Nächtliches Froschquaken -
64 dB
Vorbeifahrender Pkw - 80 dB
Krähender Hahn - 85 dB
Vorbeifahrender Zug - 90 dB
Presslufthammer - 105 dB
Disco und Rockkonzerte -
110 dB
Walkman (bis zu) - 115 dB
Düsenflugzeug - 120 dB. �

trischen Stroms Oberflächen
metallisch beschichtet. Durch
intelligente Stromführung, op-
timierte Kontaktbildung und
umfangreiche Wärmerückfüh-
rungsmaßnahmen ist es nun ge-
lungen, das galvanische Hart-
verchromungsvefahren energe-
tisch zu verbessern und dadurch
einen Beitrag zum Klimaschutz
zu leisten, Schadstoffe zu ver-
meiden oder zu verringern und
den Einsatz natürlicher Roh-
stoffe zu begrenzen. DK

sensiblen Ökoregion der Alpen
vom Klimaschutz besonders be-
troffen. „Deshalb wollen wir
auf jeden Fall bis 2030 auf unter
fünf Tonnen CO2-Verbrauch im
Jahr kommen.“ Zudem fordert
Bayern einen Sanktionsmecha-
nismus, einen Klimasicherheits-
rat, der für die verbindliche
Umsetzung der Ziele sorgt.

Die „Climate Group“ ist ein
internationaler Zusammenschluss
von Regionen, Nichtregierungs-
organisation! en und Unterneh-
men, die sich zu aktiver Klima-
politik bekennen. „Das Netz-
werk der Climate Group ist für
Bayern und bayerische Firmen
ein wichtiger „Wettbewerb der
Ideen“. Derzeit sind rund 40 Re-
gionen Mitglieder der Climate
Group. Vielfältige internationale
Kontakte nutzen laut Söder auch
der bayerischen Wirtschaft. Im
Freistaat gibt es rund 2.000 über-
wiegend mittelständische Betrie-
be im Bereich der Umwelttechno-
logie; dazu kommen rund 5.000
Handwerksbetriebe im Umwelt-
schutz. Bayern hat knapp 20 Pro-
zent Anteil am deutschen Markt
für Umweltgüter. 2007 waren das
bereits 12 Mrd. Euro. �
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AUSWERTENÜBERMITTELNERFASSENPLANEN

Gute Ausbildung des Maschinenführers ist eine der Vorausset-
zungen für sicheren, kostengünstigen und Bestand schonenden
Einsatz des Harvesters. ��
Harvesterfahrer:

Ausgebildet oder
angelernt?

Gut ausgebildete Harvester- und Forwarderfahrer sind Ga-
ranten für wenig Schäden an Bäumen und Waldboden. Zudem
kennen qualifizierte Maschinisten den Gefahrenbereich und
sie sind die Voraussetzung für eine sichere Arbeitserledigung.
Harvester sind Hightechmaschinen, die in der Lage sind, Bäu-
me schnell, kostengünstig, bestandsschonend und vor allem si-
cher zu fällen und aufzuarbeiten. Doch wer bedient die Ma-
schine? Sind die Fahrer genügend ausgebildet, um das Potenti-
al der Maschine auszunutzen?

Viele negative Erfahrungen
mit dem Harvester sind auf
ungünstigen Einsatzzeitpunkt,
die falsche Maschinenauswahl
und Mängel in der Bedienung
zurückzuführen. Gut ausgebilde-
tes Fahrpersonal ist den schwie-
rigen Einsatzbedingungen besser
gewachsen. Untersuchungen ha-
ben ergeben, dass die Belastung
durch Stress bei ausgebildetem
Fahrpersonal geringer ist, als bei
Ungelernten.

Was hat der Waldbesitzer von
einem gut ausgebildeten Harve-
sterfahrer? Der Maschinist ist

sensibilisiert für forstliche Fra-
gen und besitzt Kenntnisse über
ökologische Zusammenhänge.
Das waldbauliche Wissen kann
die Kosten für die Einsatzbetreu-
ung und Kontrolle senken. Es
sind weniger Schäden mit gerin-
geren Folgekosten im Bestand
zu befürchten.

Aus- und Fortbildungskurse
für Forstmaschinenfahrer wer-
den von verschiedenen forstli-
chen Bildungseinrichtungen in
Deutschland und Österreich an-
geboten.

Meinrad Fußeder, LBG NOS

Bereits bei vielen Kunden rund um die Uhr erfolgreich im Ein-
satz: Das Mobidat Telematiksystem. Hier das Bedienteil für’s
Lkw-Cockpit. Foto: MOBIWORX

Mobidat-Telematiklösung
von MOBIWORX

Durch genaue Datenerfassung Zeit und Kosten sparen

MOBIWORX-Kunden zie-
hen ein positives Fazit aus den
bisherigen Einsätzen. Mobidat-
Geräte zeichnen alle gefahrenen
Strecken auf und werten die Ar-
beiten aus. Dies führt zu wirt-
schaftlichen Einsätzen mit einer
hohen Effizienz und dient eben-
so als Beleg gegenüber dem
Bürger.

MOBIDAT Telematiksyste-
me haben einen ganzheitlichen
Ansatz. Die Datenerfassung, -
auswertung und -weiterverar-

beitung ermöglicht die automa-
tisierte, passgenaue Aufberei-
tung von Tätigkeitsberichten,
Abrechnungen (auch erbrachte
Dienstleistungen) und Analy-
sen. Das System ist sehr flexibel
und kann an die Bedürfnisse der
Anwender angepasst werden.
Bereits nach wenigen Arbeits-
durchgängen amortisiert sich
ein MOBIDAT-Gerät und über-
zeugt ebenso durch seine einfa-
che Handhabung wie durch sei-
ne ganzjährige Nutzbarkeit. �

Garten München vom 3. bis 9. März:

Einzigartige Inszenierungen
Die Garten München, eine der größten Gartenausstellungen
im bayerischen Raum, lockt Hobbygärtner und Naturliebha-
ber aus dem Winterschlaf. Sieben Tage lang, vom 3. bis 9. März
2010, zeigt die Ausstellung für Gartengestaltung und Garten-
kultur einzigartige Inszenierungen für Garten, Balkon und
Terrasse. In der Halle A6 der Neuen Messe München geben
Gartenprofis Anregungen, wie aus der eigenen Grünfläche ein-
kleines Paradies entstehen kann.

Gestaltung nach Maß gehört zu
den Schwerpunkten der Garten
München. Thematisch angelegte
Showgärten laden Messebesucher
ein, sich inspirieren zu lassen und
ihren Traum vom eigenen grünen
Glück zu realisieren. Direkt vor
Ort stehen den Besuchern Exper-
ten beratend zur Seite und helfen,
bei individuellen „Gartenproble-
men“ passende Lösungen zu fin-
den. Mit kreativen Ideen lassen
sich Garten, Balkon oder Terrasse
in einen gemütlichen Wohnraum
im Freien verwandeln.

Bei der Gestaltung der eigenen
Ruhezone im Grünen zählt nicht
nur eine genaue Planung, sondern
auch der Einsatz passender Ac-
cessoires und Pflanzen. Der Mix
aus Materialien und eine liebevoll
ausgesuchte Dekoration sind un-
verzichtbare Elemente für ein-
stimmiges Gesamtbild. Mit dem
Angebotsbereich Gartenkultur
präsentiert die Garten München
Dekoratives für Tisch und Garten
sowie die entsprechende Ausstat-
tung und Möblierung. Dazu
gehören beispielsweise Wind-

und Wasserspiele, Feuerstellen,
Pflanzgefäße, Stein- und Metall-
objekte.

Bunt, farbenfroh und eine Au-
genweide wird sie wieder sein,
die große Blumenschau im Her-
zen der Garten München 2010.
Und dennoch wird alles anders
als im Vorjahr, denn es wird keine
klassischen Frühlingsblüher ge-
ben, sondern ein Blütenmeer aus
flammenden Kätchen, Usamba-
raveilchen, Freesien oder Duft-
pelargonien. Schließlich heißt das
Motto in diesem Jahr „Blühendes
Afrika“. Und dort haben zahlrei-
che, hierzulande inzwischen hei-
mische Blumen und Pflanzen
ihren Ursprung. Ein Beispiel hier-
für ist die Geranie: Die in Europa
beliebte Balkonpflanze kommt
ursprünglich aus Südafrika.

Auch Experten von Fachver-
bänden und -organisationen bie-
ten ein ausführliches Beratungs-
angebot an. Sie geben Auskunft
zu ihren Fachgebieten und sorgen
mit informativen Vorträgen für
ein abwechslungsreiches Büh-
nenprogramm. DK

Neue Formen
städtischen Gärtnerns

Tagung in der Evangelischen Akademie Tutzing

Nachbarschaftsgärten, Interkulturelle Gärten, Klein-, Kraut-
und Schulgärten, Guerilla Gardens: Überall boomt die Lust am
Eigenanbau und an nachbarschaftlichen Begegnungen im Grü-
nen. Welche neuen Formen des städtischen Gärtnerns in den
vergangenen Jahren entstanden sind und was sie über mögliche
Zukunftsaussichten der Stadt aussagen, damit beschäftigte sich
die Tagung „Urbane Landwirtschaft und Gärten. Zur Zukunft
der Stadt“ in der Evangelischen Akademie Tutzing.

Namhafte Referenten widme-
ten sich den unterschiedlichen
Aspekten des Gärtnerns. Neben
Naturerleben und ästhetisch-
bildlichen und historischen Di-
mensionen ging es auch um
Klimarelevanz und nachhaltige
Stadtentwicklung. Die Tagung
fand in Kooperation mit der
Umweltarbeit der Evangelisch-
Lutherischen Kirche und der
katholischen Kirche in Bayern
statt.

Selbstversorgung

Spätestens seit Michelle Oba-
ma einen Bio-Küchengarten am
Weißen Haus angelegt hat, ge-
winnt das Thema immer mehr an
Terrain. Eigenversorgung hat -
nicht nur in der Krise - eine neue
Bedeutung erhalten und wird
auch und gerade von jüngeren
Leuten kreativ angeeignet. Hier
wird im Kleinen bereits vorweg-
genommen, was die künftige
Entwicklung im großen Stil er-
fordert: nachhaltige Lebensstile
und neue Wohlstandsmodelle,
die weniger von materiellem
Überfluss geprägt sind als von
dem Verständnis für die eigenen
Lebensgrundlagen sowie der Be-
gegnung und dem miteinander
Tätigsein. So ist der Anbau von
Nahrungsmitteln „auf der eige-
nen Parzelle“ nicht nur gesund
und vorteilhaft für das Klima, er
bietet auch im sozial-kulturellen
Sinn kreativ herausfordernde
Optionen für neue Kulturen des
Miteinanders.

Eine Art Megatrend

Christa Müller von der Stif-
tungsgemeinschaft anstiftung-er-
tomis in München umriss in ih-
rer Begrüßung das Potential ur-
banen Gärtnerns für den Umbau
der postmodernen Industriege-
sellschaft und für eine postfossi-
le Stadtgestaltung. Die Bewe-
gung sei eine Art Megatrend.
Städtische Eigenversorgung er-
mögliche nicht nur den Zugang
zu gesunden Lebensmitteln und
sinnvollen Tätigkeitsfeldern,
sondern schaffe auch Raum für
das bürgerschaftliche Engage-
ment von unterprivilegierten
Menschen im Themenfeld der
nachhaltigen Stadtentwicklung.

In Deutschland machen seit ei-
nigen Jahren die Interkulturellen
Gärten Furore. Sie gelten des-
halb als erfolgreiche Integra-
tionsprojekte, weil sie zur Parti-
zipation anregen und Gestal-
tungsmacht verleihen. Denn
nicht nur der Boden muss umge-
pflügt und neu gestaltet werden,
sondern auch die heterogene so-
ziale Gemeinschaft, und darüber
hinaus der Stadtteil, in dem der
Garten liegt.

Teil einer sozialen Bewegung

Dr. Marit Rosol vom Frank-
furter Institut für Humangeogra-
fie sprach über Community Gar-
dens und City Farmers in Nord-
amerika. Urban farming zur
Selbstversorgung und als Teil ei-
ner sozialen Bewegung ist dort
ein starker Trend, der schon An-
fang der 1970er mit der Green

Guerilla- und Community Gar-
den-Bewegung begann. In New
York beispielsweise gibt es heu-
te 780 Community Gardens, in
Toronto ca. 100. Diese wer-
den oft ehrenamtlich und ge-
meinschaftlich organisiert, aber
meist in enger Zusammenarbeit
mit den städtischen Kommu-
nen. Entsprechend der ver-
gleichsweise größeren Notwen-
digkeit gibt es in Nordamerika
längst kommunale Koordinati-
onsstellen und städtische Pro-
gramme wie „Food share“, was
in etwa den bundesweiten
„Tafeln“ entspricht.

Inspirierende Bilder

Prof. Dr. Susanne Hauser vom
Berliner Institut für Geschichte
& Theorie der Gestaltung zeigte
vielfältige inspirierende und pro-
vozierende Bilder zur Ästhetik
urbaner Agrarlandschaften, be-
gonnen bei mittelalterlichen
städtischen Nutzgärten über die
Kriegs- und Notgärten der letz-
ten Weltkriege (Kartoffelacker
vorm Berliner Reichstag 1947),
über Land Art Projekte, städti-
sche Bienenhaltung bis hin zu
utopischen Entwürfen wie
www.agropolis-münchen.de und
sciencefictionhaften Architektur-
entwürfen.

Beispiel Dessau

Am Beispiel Dessau zeigte
Heike Bruckner von der dortigen
Stiftung Bauhaus den zur globa-
len Mega-Urbanisation gegen-
teiligen Trend von schrumpfen-
den Städten, wie z. B. in Ost-
deutschland verbreitet. Dessau
als drittgrößte Stadt in Sachsen-
Anhalt schrumpft von 100.000
Einwohnern 1990 über 80.000
Einwohner 2000 auf voraus-
sichtlich 52.000 Einwohner
2015. Abrisse und gestaltender
Rückbau schaffen neue Brachen
und Leerräume.

Die Stadtverwaltung hat im
Zuge der Internationalen Bau-
ausstellung 2002 auch mit Bür-
gerbeteiligung (Zukunftswerk-
stätten) eine Umbau-Strategie
unter dem Motto „Wo Gebäude
fallen, entsteht Landschaft“ ent-
wickelt. Die Kampagne „400qm
Dessau“ animiert und unterstützt
Bürger, Flächen kostenlos in
Kultur zu nehmen („Bürger-
Claims“).

Urbane Praxis

Diverse Workshops mit Inputs
aus der urbanen Praxis rundeten
die gut besuchte Tagung ab. Ein
Workshop war dabei den 1999
initiierten Münchner Krautgär-
ten gewidmet: Dort werden lan-
ge vielfältige Gemüsereihen
vom Landwirt besät bzw. be-
pflanzt, dann quer parzelliert und
als 60 qm-Parzellen an Bürger
für eine Saison verpachtet. Die
Pächter können hacken, ernten,
bei Bedarf nachpflanzen. Von 60
qm können etwa 200 kg Gemüse
geerntet werden. Bei einer Pacht
von 2 Euro/qm sind dies hohe
Einkünfte für den Bauern; somit
ergibt sich eine win-win-Situa-
tion. 2009 gab es in der Landes-
hauptstadt 13 Krautgärten mit
ca. 700 Parzellen und einer
Fläche von ca. 5,5 ha. Mün-
chen agiert als Vermittler zwi-
schen Landwirt und Nutzer, es
gibt eine Koordinationsgruppe
mit einer festen Stelle dafür. DK

Unternehmen wollen
auf Elektroautos setzen

Trend zum Leasing ungebrochen

Kirchheim - Unternehmen wollen in Firmenfuhrparks künftig
verstärkt auf Elektroautos setzen. Während die Nutzung von
Elektroautos in deutschen Dienstwagen-Flotten aktuell nahezu
gegen Null geht, wollen in den nächsten drei Jahren neun Prozent
mindestens ein solches Fahrzeug in Dienst stellen. Im gesamteu-
ropäischen Vergleich soll dieser Wert sogar auf 18 Prozent steigen.
Dies ist ein Ergebnis des „Barometers 2009“, einer telefonischen
Umfrage des Corporate Vehicle Observatory (CVO) http://www.
corporate-vehicle-observatory.de in zwölf europäischen Ländern.

Der exponentielle Anstieg wird
laut der Studie für Unternehmen
jeder Größe vorhergesagt. Bei
kleinen Firmen mit weniger als
zehn Mitarbeiter steigt der Wert
auf zehn und bei Firmen mit zehn
bis 99 Beschäftigten auf sechs. Bei
mittleren Unternehmen liegt der
Prozentsatz bei fünf und bei
großen Unternehmen ab 1.000
Mitarbeitern gar bei 14 Prozent.
Erklärt werden könne diese breite
Absichtserklärung unter anderem
damit, dass die Entscheider mit ei-
nem steigenden Angebot attrakti-
ver Fahrzeuge rechnen.

Steuereinsparungen

„Die E-Autos müssen auch
preislich mit herkömmlichen Fahr-
zeugen mithalten können, denn nur
wenige werden bereit sein, einen
allzu hohen Umweltbonus drauf-
zulegen“, so Ralf Woik, verant-
wortlich für den CVO in Deutsch-
land. Seien diese Bedingungen er-
füllt, könnten sich Elektroautos
durch ihren geringeren Wartungs-
aufwand, Steuereinsparungen und
den Beitrag zur gesamten CO2-
Senkung für Flotten lohnen.

Die Studie brachte auch hervor,
dass der Trend zum Leasing unge-
brochen ist. Der Anteil der Unter-
nehmen, die ihre Dienstwagen
über diese Finanzierungsform an-
schaffen, liegt in diesem Jahr bei

42 Prozent und damit fast gleich-
auf mit dem Kauf (45 Prozent).
Die Entwicklung geht damit zu
Lasten des Autokredits, der nur
mehr einen Anteil von 13 Prozent
hat.

Leasing verteilt sich in diesem
Jahr zu gleichen Teilen auf Lea-
sing mit Restwertvertrag und Lea-
sing mit Kilometervertrag. Die
Wachstumsdynamik des Kilome-
tervertrags in den nächsten drei
Jahren ist vor allem bei Großunter-
nehmen mit mehr als 1.000 Mitar-
beitern besonders hoch. Hier wer-
den 54 Prozent prognostiziert -
beim Restwertvertrag liegt dieser
Wert bei Null. Mit 25 Prozent sind
die fest kalkulierbaren Kosten in
größeren Firmen der Hauptgrund
bei der Entscheidung für Leasing
mit Kilometervertrag und Service-
leistungen.

Trendindikator

In der gesamtwirtschaftlich an-
gespannten Situation spielen auch
die Fuhrparks eine wichtige Rolle
als Trendindikator. Gefragt nach
konkreten Reaktionen auf die Kri-
se nennen nur sechs Prozent eine
Flottenverkleinerung; in ganz Eu-
ropa sind es zehn Prozent. Kraft-
stoffeinsparungen (14 Prozent)
und geringere Motorgröße (sieben
Prozent) werden öfter genannt.
Grundsätzlich ist bei den Flotten

ein verhaltenes Wachstum zu er-
warten. „Das Barometer zeigt,
dass die Unternehmen auf Mobi-
lität offenbar auch in schwierige-
ren Zeiten nicht verzichten können
und wollen“, meint Woik. �



KOMMUNALES VERKEHRSWESEN z ÖPNV12 GZ14. 01. 2010

VDV-Buchvorstellung:

Differenzierte Bedienung
im ÖPNV

Flexible Bedienungsweisen als Baustein eines marktorientierten Leistungsangebotes
Der demographische Wandel stellt den Öffentlichen Personen-
nahverkehr vor neue Herausforderungen. Im 15. Band der
Blauen Buchreihe des VDV „Differenzierte Bedienung im
ÖPNV“ bereitet sich der Verband Deutscher Verkehrsunterneh-
men auf den Rückgang und die Alterung der Bevölkerung vor.

In der Publikation geht es
um wichtige Fragen: Wie lässt
sich in ländlichen Gebieten mit
schrumpfender Bevölkerungs-
zahl noch ein bezahlbarer ÖPNV
aufrecht erhalten? Wie können
Busse und Bahnen mit individua-
lisierten Angeboten den Bedürf-
nissen des wachsenden Anteils
von Senioren entgegen kommen?
Fakt ist: Flexible Bedienungs-
weisen mit kleinen Fahrzeugen,
die teilweise ohne Bindung an
Fahrplan und Linienweg be-
darfsgerecht bis vor die Haustür
vorfahren, können ein Lösungs-
weg sein. Ein wichtiges Ele-
ment bei flexiblen Bedienungs-
weisen ist die Informationstech-
nologie, denn durch moderne
Telematiksysteme können die
Kunden besser informiert und
die Anschlüsse genauer gesteu-
ert werden.

Stärkere Individualisierung

Erst durch das Zusammenwir-
ken der herkömmlichen Linien-
verkehre mit Bussen und Bahnen
sowie der verschiedenen Formen
flexibler Bedienungsweisen, die
nur durch Anmeldung eines
Fahrtwunsches aktiviert werden
(auch Bedarfsverkehre genannt),
ist der ÖPNV in der Lage, die
meisten Mobilitätswünsche der

Bevölkerung in Stadt und Land
zu erfüllen, auch in Zeiten und
Räumen schwacher Nachfrage.
Denn die flexiblen Bedienungs-
weisen wie zum Beispiel Anruf-
Sammeltaxen (AST), Taxibus
und Rufbus (beispielhaft sind
in Bayern Freising und Erding
genannt), verschieben die be-
triebswirtschaftlichen Grenzen,
bis zu denen ein ÖPNV-Ange-
bot überhaupt noch politisch zu
vertreten ist, zu Gunsten der
Fahrgäste und ermöglichen eine
stärkere Individualisierung der
Verkehrsangebote.

Differenzierte Bedienung

Damit bietet die Differenzierte
Bedienung laut VDV sowohl
Möglichkeiten für die Sicherung
von ÖPNV-Bedienungen trotz
schwacher Nachfrage als auch für
Angebotsausweitungen und neue
Serviceangebote. Bei diesem An-
satz wird der Linienverkehr -
nach wie vor das Grundgerüst des
ÖPNV - durch kleinere, flexibel
operierende Fahrzeuge und spezi-
elle Angebote entweder ganz er-
setzt, überlagert oder ergänzt. Die
Überlagerung dient der Verdich-
tung im Fahrplan eines ausge-
dünnten Linienverkehrs. Ergän-
zungen des Linienverkehrs kom-
men dort in Betracht, wo die Lini-

enverkehrsmittel aufgrund der
Fahrzeuggrößen, der beengten
Straßenverhältnisse oder der ge-
ringen Einwohnerdichte - viel-
fach eine Folge disperser Sied-
lungsstrukturen – noch nie ver-
kehren konnten.

Besondere Zielgruppen

Ergänzend zum Linienverkehr
sind auch zusätzliche Angebote
für besondere Zielgruppen mög-
lich wie z. B. für Menschen mit
Behinderungen, die den regulären
ÖPNV nicht nutzen können oder
Premiumangebote mit höherem
Preis und höherem Bedienungs-
komfort. Als Komfortverbesse-

rifs beigetragen. Dieser mache es
möglich, mit einem Fahrausweis
Zug und Bus zu benutzen.

Beispiele

Dass herkömmliche Linienver-
kehre und flexible Bedienungs-
weisen sich in unterschiedlichster
Weise miteinander kombinieren
lassen, zeigen folgende Beispiele:
z Am Stadtrand wird abends
und am Wochenende eine Busli-
nie zurückgezogen; auf dem letz-
ten Streckenabschnitt fahren statt-
dessen auf Bestellung Taxen nach
Fahrplan und bringen die Kunden
bis vor die Haustur.
z Im Fahrplan wird ein durch-
gängiger Stundentakt angeboten -
in den Berufs- und Schülerver-
kehrszeiten fahren Linienbusse,
zwischen diesen Zeiten kommt
ein Kleinbus nur auf Bestellung.
(Während der Schulferien kommt
eventuell den ganzen Tag über ein
Fahrzeug nur auf Bestellung).
z Im Landkreis fahren Linien-
bus und Großraumtaxi in der
Hauptverkehrszeit parallel zuein-

Wenn es mit den flexiblen Be-
dienungsweisen gelingt, auch in
Räumen und Zeiten schwacher
Verkehrsnachfrage ein akzepta-
bles Fahrtenangebot zu erstellen,
dadurch Autofahrten zu substitu-
ieren und durch Bündelung meh-
rerer Fahrgastwünsche auf eine
Fahrt den spezifischen Kraft-
stoffverbrauch zu verringern, ist
laut Publikation noch ein weite-
rer Gewinn für die Umwelt er-
reicht. Allerdings sind bei einer
Umweltbilanz auch die Leer-
fahrten von und zu den Einsatz-
orten sowie die Umwegfahrten,
um weitere Fahrgäste aufzuneh-
men bzw. abzusetzen, ins Kalkül
einzubeziehen - ebenso wie der
Parksuchverkehr beim MIV.

„Andererseits“, gibt der VDV
zu bedenken, „darf man den Bo-
gen nicht überspannen“: Geringe-
re spezifische Kraftstoffverbrau-
che als im privaten Pkw entstün-
den u. a. durch die Bündelung
mehrerer einzelner Fahrgastwün-

sche zu einer Fahrt. Je mehr Indi-
vidualisierung und Flexibilisie-
rung des ÖPNV auch in Räumen
und Zeiten ausreichender Nach-
frage verlangt werde, desto mehr
Bündelungsfähigkeit und damit
Kraftstoff-Einsparpotenzial gehe
verloren.

Keine Standardlösungen

Ausdrücklich weist der Ver-
band Deutscher Verkehrsunter-
nehmen darauf hin, dass es für
die Anwendung der Differen-
zierten Bedienung keine allge-
mein gültigen Standardlösun-
gen gibt. „Vielmehr muss der
Planer alle bekannten und er-
probten ‚Werkzeuge’ geschickt
nutzen, um zu einem für Kun-
den, Aufgabenträger und Ver-
kehrsunternehmen passenden
‚Maßanzug’ zu kommen.“ Da-
bei sollten Gestaltung und Re-
gie des Ganzen immer „in einer
Hand“ bleiben. DK

Ombudsstelle Nahverkehr Bayern:

Positive Bilanz
nach fünf Jahren

Seit fünf Jahren können sich Fahrgäste mit Beschwerden an
die Ombudsstelle Nahverkehr Bayern wenden. „Während es in
der ersten Zeit nur vereinzelte Anfragen gab, melden sich heu-
te nahezu täglich 1-2 Kunden bei uns“, zog Gerrit Poel, Ge-
schäftsführer des VDV-Bayern und zugleich einer der beiden
Ombudsleute eine positive Bilanz der fünfjährigen Tätigkeit.
Zusammen mit Horst Schilling vom Landesverband Bayeri-
scher Omnibusunternehmer e. V. (LBO) bearbeitet er Kun-
denbeschwerden, soweit sie den öffentlichen Personennahver-
kehr auf Straße und Schiene betreffen.

Im Dezember 2004 hatten der
Verband Deutscher Verkehrsun-
ternehmen in Bayern und der
Landesverband Bayerischer Om-
nibusunternehmen e. V. (LBO)
die Ombudsstelle gegründet. Sie
versteht sich als Beschwerdestelle
in zweiter Instanz. Das heißt,
Fahrgäste müssen sich zunächst
einmal direkt mit ihrem Unter-
nehmen um eine Einigung be-
müht haben. Die Arbeit der Om-
budsstelle wird von einem Beirat
begleitet, in dem auch der Ver-
kehrsclubDeutschlande.V. (VCD)
und der Landesverband Bayern
von Pro Bahn e. V. vertreten sind.
Dessen Vorsitzender, Dr. Mat-
thias Wiegner, begrüßt diese
Form des zusätzlichen Services
für die Fahrgäste: „Nach meinem
Eindruck leisten die eine gute Ar-
beit zum Wohle der Fahrgäste.
Und das ist ja ganz in unserem
Sinne.“

Vielfältige Kundeneingaben

Die Palette der Kundeneinga-
ben ist dabei sehr breit. Sie reicht
von der Unzufriedenheit der
Fahrgäste mit der Pünktlichkeit
von Zügen über überfüllte Fahr-
zeuge bis hin zum Fahren ohne
gültigen Fahrschein, wobei Letz-
teres mit Abstand den Schwer-
punkt bildet. Nach fünf Jahren
Erfahrung in dieser Tätigkeit wis-
sen die Ombudsleute jedoch sehr
genau, wie stichhaltig die ange-

führten Gründe hierfür sind. Dazu
Gerrit Poel: “Wenn jemand drei-
zehn Jahre nach Einführung des
Bayerntickets zu uns kommt und
behauptet, er wüßte nicht, daß
dieser Fahrschein erst nach 09:00
Uhr gilt, dann sind wir schon sehr
skeptisch. Die zeitliche Ein-
schränkung dieses Tickets wird
nun wirklich ausreichend kom-
muniziert.“

Ganz anders verhält es sich,
wenn langjährige Abo-Kunden in
Umzugsfällen Probleme wegen
Doppelabrechnungen haben. Poel
weiter: „Es ist nicht nachvoll-
ziehbar, dass man einem lang-
jährigen Kunden, der im Umzugs-
streß vergessen hat, sein Abo
rechtzeitig zu kündigen, nach dem
Umzug seinAbo oder zwei Mona-
te doppelt berechnet, obwohl er es
beim gleichen Unternehmen auf
einer anderen Relation ohne Un-
terbrechung fortführt.“

In vielen Fällen entscheidet die
Ombudsstelle schließlich zu
Gunsten der Kunden.Aber es gibt
auch Grenzen, so z. B. dort, wenn
ein Kunde sich in einem Fall zeit-
gleich an verschiedene Einrich-
tungen und Behörden wendet.
„Postwurfsendungen haben bei
uns keine Chance. Gerade weil
wir uns bei der Meinungsbildung
mit verschiedenen Stellen un-
terhalten, bekommen wir sehr
schnell heraus, wenn wir in dieser
Form mißbraucht werden.“ so der
Ombudsmann. �

Bayerischer ÖPNV-Preis 2010
Am 5. Februarendet die Bewerbungs- und Empfehlungsfrist für
den Bayerischen ÖPNV-Preis 2010.Teilnahmeunterlagen gibt es
im Internet unter www.bayern-takt.de/Nahverkehrspreis.

Der 6. Bayerische Nahverkehrskongress mit der Verleihung des
ÖPNV-Preises durch Bayerns Verkehrsminister Martin Zeil findet
am 24. März 2010 in München statt. Renommierte Experten werden
sich in Vorträgen, Diskussionen und Workshops unter dem Motto
„Eisenbahnverkehr in Deutschland - wo kneift’s? Probleme und
Lösungsansätze“ mit aktuellen Themen aus allen Bereichen des
ÖPNV befassen. �

rung lassen sich dem VDV zufol-
ge auch die Fälle verstehen, wo
trotz größerer Verspätungen der
Zubringerlinie der Anschluss als
„garantiert“ ausgewiesen ist, aber
das planmäßige Anschlussver-
kehrsmittel nicht über die verein-
barte Wartezeit hinaus zurückge-
halten werden konnte. Hier kom-
men vorwiegend Sammeltaxen
zur „Weiterbeförderung“ der
Umsteiger zum Einsatz, um die
Kundengarantie einzulösen. Die-
ser Rubrik ebenfalls zugeordnet
werden können Fahrten mit
zunächst unbekannter Abfahrt-
zeit, z. B. wegen variablem Ver-
anstaltungsschluss (Theater-Sam-
meltaxen). Sie bringen die Fahr-
gäste punktgenau bis zu ihren
Fahrtzielen (meist die Haustür).

Busvorlaufbetrieb

Flexible Bedienungsweisen sind
auch als Busvorlaufbetrieb vor-
stellbar – man denke an die Er-
schließung eines Neubaugebietes.
Während der Bauphase könnte
zunächst mit flexiblen Bedie-
nungsarten operiert werden, spä-
ter (nach Bezug vieler Wohnein-
heiten bzw. bei Erreichen einer
definierten Nachfrage) wäre ein
Ersatz durch eine Buslinie mög-
lich.

Als echtes Erfolgsmodell wird
in der Handreichung die Regio-
bus-Linie R 53 der Regionalver-
kehr Münsterland GmbH (RVM)
beschrieben. Nach deren Anga-
ben stiegen die Fahrgastzahlen in
den vergangenen Jahren stetig.
1997 wurde eine nur unregel-
mäßig bediente und kaum nach-
gefragte Buslinie in eine vertakte-
te Taxibus-Linie umgewandelt.
Bereits nach drei Jahren entfiel
die Notwendigkeit der vorherigen
Bestellung, aus der T53 wurde
die R53. Die Rückumstellung
brachte einen weiteren Fahrgast-
schub. 2001 nutzten täglich 147
Fahrgäste die Verbindung, ein
Jahr darauf waren es 257 und bei
der kürzlich erfolgten Zählung
waren es 316. Aus einer Buslinie
wurde erst eine Taxibuslinie, die
dann wieder dank reger Nachfra-
ge in eine reguläre Buslinie um-
gewandelt wurde.

Zum Erfolg der Linie haben
nach Auffassung des Unterneh-
mens unter anderem die guten
Zug- bzw. Busanschlüsse an den
Endpunkten der Linie sowie die
Einführung des Münsterland-Ta-

ander, der Bus verbindet die
großen Orte direkt miteinander,
das Großraumtaxi klappert die
kleinen Siedlungen beiderseits
der Linie ab; in den Schwachver-
kehrszeiten fährt nur das Groß-
raumtaxi, dabei werden Um-
wege in Kauf genommen.
z In einem anderen Kreisgebiet
verbindet der Linienbus die gro-
ßen Orte direkt miteinander, Ta-
xen fahren auf Bestellung die
Fläche an der Strecke ab und
bringen Fahrgäste zu dem Linien-
bus bzw. verteilen sie von den
Bushaltestellen in die Fläche.

Erleichterter Betrieb

Inzwischen stehen mit den neu-
en Medien, wie beispielsweise
Handy oder Telematik, Mittel zur
Verfügung, um Fahrgastinforma-
tion, Bestellung und Betrieb von
flexiblen Bedienungsweisen zu
erleichtern. Die Umweltfreund-
lichkeit des ÖPNV ist bekannt:
Einem durchschnittlichen Kraft-
stoffverbrauch der heutigen Pkw-
Flotte von 6,6 l pro 100 km und
Fahrgast stehen 2,0 l beim Bus
gegenüber. Die Schadstoffbela-
stung der Luft verhält sich hierzu
mindestens proportional.

In dieser Rechnung ist schon
die geringe Besetzung der Busse
in der Gegenlastrichtung sowie in
den Schwachlastzeiten und der
entsprechend erhöhte Pro-Kopf-
Verbrauch an Kraftstoff berück-
sichtigt (in der Hauptverkehrszeit
beträgt der spezifische Verbrauch
des Busses durchschnittlich 0,5
l/100 km und Fahrgast).

Aus Umweltsicht noch besser
als der 2,0 l-Durchschnitt wird
der ÖPNV, wenn bei schwacher
Nachfrage kleinere Fahrzeuge
mit geringerem Kraftstoffver-
brauch eingesetzt werden, nur die
Kurse gefahren werden, auf de-
nen tatsächlich ein Fahrtwunsch
besteht, nur die Streckenabschnit-
te befahren werden, auf denen
tatsächlich ein Fahrgast mitfahren
will und schließlich zwischen
dem Einsteige- und dem Ausstei-
gepunkt die Fahrtstrecke ab-
gekürzt werden kann, wenn un-
terwegs kein weiterer Fahrgast
ein- oder aussteigen will. „Inso-
fern sprechen auch ökologische
Gründe dafür, flexible Bedie-
nungsweisen einzusetzen und
dadurch den Umweltvorteil, den
der ÖPNV bereits bietet, weiter
zu vergrößern“, betont der VDV.

Sonderzugfahrt zeigt
Schienenpotenziale in Bayern
Wie kann man besser nachvollziehen, mit welchen Herausforde-
rungen und Potenzialen der Schienenverkehr verbunden ist, als
selbst mit der Bahn zu fahren? Mit einer Sonderzugfahrt unter-
nahm der Bayerische Bauindustrieverband genau dies und bot
über 120 hochrangigen Teilnehmern aus Kommunen, Wirtschaft,
Industrie, Politik und Presse ein einmaliges Erlebnis.

Während der Fahrt informierten
Experten „live“ über die jeweili-
gen Besonderheiten der Strecken-
abschnitte. So führte die „BOB
(Bayerische Oberlandbahn) die
Gäste von der Metropole Mün-
chen in den ländlichen Raum, fuhr
auf den Güterverkehrsstrecken der
Wackerchemie und des Regens-
burger Hafens und brachte sie über
Freising wieder zurück nach Mün-
chen. Dies öffnete die Augen für
so manche Sachverhalte, die als
„normal“ hingenommen werden.

Burghausen ist Deutschlands
zweitgrößter Chemiestandort. Die
25 angesiedelten Unternehmen er-
wirtschaften mit ihren über 25.000
Beschäftigten jährlich ein Gesamt-
umsatzvolumen von mehr als 8
Mrd. Euro, das sind sechs Prozent
des deutschen Chemieumsatzes.

Klares Defizit

„Wir sind stark!“, freut sich da-
her Anton Steinberger von der
Burghauser Gesellschaft für Wirt-
schaftsförderung, gibt aber zu be-
denken: „Dafür braucht es eine
gute Logistik, d. h. effiziente We-
ge auf Schiene, Straße und Was-
ser“. Wer solche beeindrucken-
den Zahlen hört, den verwundert
es sehr, dass die „Global Player“
von Burghausen diese Leistungen
auf einer Bahnstrecke bewältigen
müssen, die man wohlwollend
nur als idyllisch bezeichnen kann:
Sie ist nicht elektrifiziert, nur ein-
gleisig und führt, oftmals ohne
Lärmschutz direkt an Wohnhäu-
sern vorbei.

Mit der Kraft von zwei Loks

Die Dieselloks mit ihren 1.800
Tonnen schweren Kesseln müssen
Kurven und Anhöhen bewältigen.
Die schweren Güterzüge müssen
daher mit der Kraft von zwei Loks
fahren, um den „Pieracher Berg“
zwischen Tüßling und Burghau-
sen zu bezwingen und sie müssen
vor all den unbeschrankten Bahn-
übergängen laut Signal geben. All
dies kostet Zeit, denn unter sol-
chen Bedingungen können die Zü-
ge nur ganz langsam fahren oder
müssen sogar auf Abstellgleisen
warten, bis endlich die Gegenzüge
vorbeigefahren sind. Unvorstell-
bar, dass dieser Strecke Teil der
TEN 17, also des Transeuropäi-
schen Verkehresnetzes sein soll.

„Flaschenhals“ beseitigen

Die Kosten für die erforderli-
chen Maßnahmen des so genann-
ten „Ausbauabschnitts 38“ werden
mit 2,8 Milliarden Euro angesetzt.
Dies umfasst z. B. die Elektrifizie-
rung der Strecke, den zweigleisi-

ger Ausbau oder wenigstens den
Bau von Überholgleisen. Das ist
auch dringend notwendig, denn
für die Wacker-Chemie ist die ex-
terne Logistik der „Flaschenhals“.
Ihre interne Logistik haben sie
längst selbst optimiert, denn: „Die
teuersten Güter sind die, die nicht
pünktlich zum Kunden kommen“,
weiß Dr. Siegfried Kiese als Leiter
der Materialwirtschaft bei der
Wacker-Chemie nur zu gut.

Trimodale Zentren

Karl Fischer, Geschäftsführer
des Logistik Kompetenz Zen-
trums in Prien (LKZ) schaut neid-
voll auf die viergleisigen Aus-
baustrecken im österreichischen
Inntal und auf die vielen Güterver-
kehrszentren in Italien. Von dieser
Investitionsfreude in die Schiene
profitieren auch die Nutzer in Bay-
ern. So hat die Republik Öster-
reich beispielsweise 1,5 Millionen
Euro Fördermittel für die Elektrifi-
zierung der Schienenstrecke zwi-
schen dem Regensburger Ost-
Bahnhof und dem Regensburger
Hafen investiert. Denn, so Joa-
chim Zimmermann von der Bay-
ernhafen Gruppe, andere Zuschüs-
se gebe es nicht. Es sind die Unter-
nehmen selbst, die z.B. die Um-
schlagtechnik modernisieren oder
mit eigenen Zügen fahren. Die
Bayernhäfen arbeiten als trimoda-
le Zentren, die die Güter lagern,
puffern und ihren Transport über
Schiene, Straße und Wasser orga-
nisieren.Wie schnell so eineVerla-
dung von Lkw und Schiff auf die
Schiene geht, davon konnten sich
die Teilnehmer der Sonderzug-
fahrt vor Ort ein Bild machen.

Konzepte für die Fläche

35 Millionen Passagiere nutzen
letztes Jahr den Airport, so Dr.
Michael Kerkloh vom Flughafen
München. Immerhin 34 % davon
würden mit S-Bahn oder Zug an-
bzw. abreisen. „Doch leider“, so
gab derVorsitzende der Geschäfts-
führung zu bedenken „fehlt uns
die Fernanbindung mit der Schie-
ne – eigentlich überall sonst Stan-
dard, denn dann kann jeder Ver-
kehrsträger seine Stärken voll aus-
spielen“. So fordert Kerkloh einen
Ausbau der West-Ost-Verbindung
bei gleichzeitigerVerknüpfung mit
dem Flughafen. Von der Anbin-
dung an den Beschäftigungsmotor
Flughafen könnte seiner Meinung
nach vor allem Ostbayern profitie-
ren. Dies zeigt:Auch wenn derzeit
die Diskussionen anhand von Ein-
zelprojekten wie „Erdinger Ring-
schluss“ oder „Neufarner Spange“
geführt werden - für die Zukunft
braucht es Gesamtkonzepte. �
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bvse-Jahrestagung in Bonn:

Positionen für die Zukunft
Im Rahmen seiner diesjährigen Jahrestagung feierte der bvse-
Bundesverband Sekundärrohstoffe und Entsorgung e.V. auf dem
Petersberg in Bonn seinen 60. Geburtstag. Weit mehr als 300 Mit-
glieder und Gäste hatten sich zu den Festivitäten eingefunden. Un-
ter dem Motto „Seit 60 Jahren: Sekundärrohstoffe sind unser Ge-
schäft!“ wurde jedoch nicht nur gefeiert, sondern auch wichtige
Positionen für die Zukunft der Branche formuliert.

Anlässlich des 60-jährigen Ver-
bandsjubiläums wagte der bvse
mit seinen Ehrenpräsidenten
Heinz de Fries und Dr. Alfred
Voßschulte zunächst einen Blick
zurück in die lebendige Ver-
bandsgeschichte. Da in krisenge-
schüttelten Zeiten Entscheidun-
gen meist unter schwierigsten Be-
dingungen, schnell und beherzt
getroffen werden müssen, war es
für die Gäste außerdem sehr auf-
schlussreich, den Ausführungen
des Extrembergsteigers Reinhold
Messner zu lauschen, für den sol-
che Bedingungen die Regel sind.

Neben der Kür hatte auch die
Pflicht einen festen Platz im Pro-
gramm der diesjährigen Jahres-
tagung. So stand das Thema
„Tauschähnlicher Umsatz“ ganz
oben auf der Tagesordnung. Trotz
vehementer Proteste hat die Poli-
tik der Sekundärrohstoff-, Recyc-
ling- und Entsorgungsbranche
diese neue steuerrechtliche Rege-
lung auferlegt. Der bvse bat des-
halb den Steuerfachmann RA
Guido Theissen, darüber kompe-
tent zu informieren.

Wichtige Diskussion

Nachdem die Europäische Ab-
fallrahmenrichtlinie verabschie-
det worden ist, steht nun eine
neue wichtige Diskussion an.
Wann endet dieAbfalleigenschaft
der verschiedenen Sekundärroh-
stoffe?, lautet die Frage. Für
Schrotte sind diese Beratungen
im vollen Gange, für Altpapier
wird der Diskussions- und Ent-
scheidungsprozess absehbar be-
ginnen. Andreas Versmann von
der Europäischen Kommission,
Generaldirektion Umwelt, be-

richtete hierüber aktuell den Teil-
nehmern der bvse-Jahrestagung.

Eine weitere Neuregelung steht
an. Im April 2010 wird die elek-
tronische Nachweisführung
Pflicht für gefährliche Abfälle.
Jörg Rüdiger von der NGS mbH
gab deshalb einen Überblick über
dieses Thema und Andreas
Münch vom bvse-Mitgliedsunter-
nehmen BSB Recycling GmbH
schilderte, wie die betriebliche
Einführung des elektronischen
Begleitscheinverfahrens funk-
tionieren kann.

Wie bvse-Präsident Burkhard
Landers in seiner Grundsatzrede
verdeutlichte, müssen bei der an-
stehenden Novellierung des Kreis-
laufwirtschafts- und Abfallgeset-
zes drei zentrale Ziele erreicht
werden: Gesicherte Stoffströme
hinsichtlich der Quantität und vor
allem auch der Qualität, eine Stei-
gerung des Einsatzes von heimi-
schen Sekundärrohstoffen sowie
der Erhalt bzw.Ausbau des Know-
how-Vorsprungs in der Welt.

„Wenn wir diese Ziele verfol-
gen, sichern wir den ökologi-
schen und ökonomischen Erfolg
der Kreislaufwirtschaft für die
Zukunft. Schließlich sind die Se-
kundärrohstoffe die einzige nach-
haltige Rohstoff-Ressource, über
die wir in Deutschland langfristig
verfügen. Das ist auch der Grund,
warum die stoffliche Verwertung
im Vordergrund stehen muss, oh-
ne die Tür für eine ergänzende
hochwertige thermische Verwer-
tung zuzuschlagen. Und dazu
gehört untrennbar die getrennte
und flächendeckende Erfassung
der wertvollen Sekundärrohstof-
fe“, erklärte Landers, der klar
machte, dass das Thema Sekun-

därrohstoffe nicht nur entschei-
dend für seinen Verband, sondern
auch von „strategischer Bedeu-
tung“ für industriell geprägte
Volkswirtschaften sein werde.

Die Weichen stellen

Landers zufolge kann es in der
gegenwärtigen Wirtschaftskri-
se nicht nur darum gehen, Kon-
junkturprogramme aufzulegen.
Vielmehr müsse die Krise genutzt
werden, um die Weichen für eine
erfolgreiche und wachstumsstar-

VDV, BDE und DB Schenker Rail zum Schienengüterverkehr:

Für Entsorgungsindustrie
immer interessanter

Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV), der
Bundesverband der Deutschen Entsorgungs-, Wasser- und
Rohstoffwirtschaft (BDE) sowie DB Schenker Rail haben bei
einer gemeinsamen Fachtagung in Potsdam über die vielfälti-
gen Möglichkeiten der Zusammenarbeit von Entsorgern und
Güterbahnen diskutiert. „Die Entsorgungs- und Rohstoff-
wirtschaft gehört zu den Zukunftsmärkten mit großen
Wachstumspotenzialen“, sagte BDE-Präsident Peter Kurth.
Der Schienengüterverkehr sei geradezu prädestiniert, große
Mengen über weite Entfernungen zu transportieren.

„In den vergangenen Jahren hat
sich die Zahl derAblagerungsstel-
len in Deutschland drastisch redu-
ziert. In den sechziger Jahren wa-
ren es noch über 50.000. Jetzt gibt
es noch 150 Deponien und 69 be-
triebene Müllverbrennungsanla-
gen“, sagte Dr. Martin Henke, Ge-
schäftsführer des VDV. „Diese
Konzentration und Mengenbünde-
lung führt zu einer Steigerung der
Wettbewerbsfähigkeit der Schiene
in diesem Wachstumsmarkt.“

Auf der Veranstaltung „Ent-
sorgungslogistik auf der Schie-
ne“ wurden mehrere erfolgreiche
Beispiele aus der unternehmeri-
schen Praxis vorgestellt. Diese
zeigten das Leistungsportfolio
der Güterbahnen bei dem Trans-
port von Haus- und Sperrmüll
über kontaminierte Böden und
Filterstäube, bis hin zur Konzi-

pierung anspruchsvoller Trans-
port- und Logistikkonzepte im
neuen Marktsegment Ersatz-
brennstoffe.

Stephan Strauss, Leiter des
Marktbereichs Baustoffe, Indu-
strie- und Konsumgüter bei DB
Schenker Rail fasst zusammen:
„Insbesondere vor dem Hinter-
grund der anspruchsvollen An-
forderungen und der engen recht-
lichen Rahmenbedingungen ist
die Schiene ein starker Partner
für die Entsorgungsindustrie -
auch international.

Die gemeinsame Informations-
veranstaltung in Potsdam hatte
das Ziel, interessierten Verladern
aus der Abfall- und Entsorgungs-
industrie konkrete Verlagerungs-
möglichkeiten vorzustellen und
über Fördermöglichkeiten zu in-
formieren. �

ke Zukunft zu stellen. Deshalb
dürften nicht die scheinbar billig-
sten Lösungen favorisiert wer-
den. Eine verantwortete Ressour-
cenwirtschaft erfordere eine
ganzheitliche Betrachtung, um
das bestmögliche ökonomische
und ökologische Ergebnis zu er-
zielen. Aus diesem Grunde plä-
diert der bvse dafür, dass es auch
in Zukunft beim Grundsatz der
Eigenverantwortlichkeit der Ab-
fallerzeuger und -besitzer bleiben
sollte. Dies habe in den vergange-
nen Jahren zu einem verstärkten
Bewusstsein über Abfallanfall
und die Problematik der Entsor-
gung beigetragen.

Wie der Präsident zudem be-
merkte, könne es angesichts der

In unmittelbarer Nähe zu Einfamilienhäusern befinden sich acht
Unterflurcontainer für Glas, Leichtverpackungen und Papier. ��

Bürgerservice in Vaterstetten:

HoheAkzeptanz der
Unterflur-Sammelstelle
Für das Umweltamt der Gemeinde Vaterstetten in der Region
München müssen zwingende Gründe vorliegen, statt einer
Wertstoffinsel ein in der Anschaffung viel teueres unterirdi-
sches Wertstoffsammelsystem aufzustellen. So geschehen in ei-
nem neu erschlossenen Wohngebiet. Hier geht man von einer
hohen Akzeptanz der jetzt installierten Unterflur-Sammelstel-
le von PAUL WOLFF aus, denn bislang hat sich in unmittelba-
rer Nachbarschaft niemand beschwert. „Und das ist erfah-
rungsgemäß ein gutes Zeichen.“ berichtet der Leiter des Um-
weltamtes Dr. Wolfgang Kuhn.

Die oberbayrische Gemeinde
mit ihren 22.000 Einwohnern ist
durch ihre Nähe zur Großstadt
München sehr urban orientiert
und hat soeben – neben 30
Wertstoffinseln und zwei Wert-
stoffhöfen – ihr viertes Unter-
flursammelsystem in einem
neuen Wohngebiet erhalten. Im
Rahmen der Erschließung durch
einen privaten Bauträger ge-
schah dies im Konsens mit dem
Umweltamt. „Außerdem war es
ein wichtiges Verkaufsargument
für den Träger, denn die ange-
henden neuen Anwohner waren
mehrheitlich gegen eine Wert-
stoffinsel und dem damit ver-
bundenen Lärm und Schmutz“,
erinnert sich Dr. Kuhn. „Keiner
hat gerne eine Wertstoffinsel in
seiner Nachbarschaft.“

Erfahrungsgemäß bieten kon-
ventionelle Wertstoff-Sammel-
plätze Anlass für wilde Beistel-
lungen von Müll, Plakatierungen
und Graffitis, sie verursachen
Lärm und verbreiten unange-
nehme Gerüche. Er fügt hinzu:
„Auch aus gestalterischen Grün-
den sind wir als zuständiges Um-
weltamt bemüht, Wertstoffcontai-
ner und Müllgroßbehältern an öf-
fentlichen Straßen und Plätzen
gut zu integrieren.“

Hoher Stellenwert

Für Vaterstetten hat Umwelt-
politik schon einen hohen Stel-
lenwert. So hatte die Gemeinde
beispielsweise mit dem ersten
Wertstoffhof im Landkreis
Ebersberg Ende der 80-er Jahre
eine landkreisweite Vorreiter-
rolle in der Abfallwirtschaft ein-
genommen. Erst 2008 wurde ei-
ne moderne, überdachte Wert-
stoffentsorgungsanlage in Be-
trieb genommen.

Insgesamt acht Unterflurcon-
tainer für Glas, Leichtverpa-
ckungen und Papier – in unmit-

telbarer Nähe zu den Einfa-
milienhäusern – wurden von
PAUL WOLFF, dem Speziali-
sten für Abfallsammelstellen,
geliefert. Die 4-m³-Papiercon-
tainer sind in 5 m³-Beton-
schächte eingebaut. Somit kann
man später auch einen größeren
Container in diesen Schacht
einsetzen. Erstmalig kam das
Unternehmen in Vaterstetten
zum Zuge – Preis und Qualität
waren entscheidend.

Die gestalterischen Beein-
trächtigungen für das architekto-
nische Gesamtbild sind gering,
da nur der Einwurfschacht sicht-
bar ist. „Auch muss man beden-
ken, dass im städtischen Raum
der begrenzte Platz bei der Pla-
nung immer eine große Rolle
spielt“, erläutert Dr. Kuhn.

Positive Beeinflussung

Erfahrungsgemäß wird durch
die Unterflursysteme die Bereit-
schaft zur Mülltrennung nach-
haltig positiv beeinflusst. Die
benutzerfreundlich platzierten
Einwurföffnungen bieten einen
komfortablen Zugang auch für
Kinder, ältere Mitbürger und
Rollstuhlfahrer.

„Bürgerservice“ so der Um-
weltamtsleiter, „spielt in Vater-
stetten eine große Rolle.“ Ver-
antwortungsvolle Stadtplanung
erfordert neben ökonomischer
Orientierung auch eine Ästhetik
der Baukultur. Folglich sind
weitere unterirdische Systeme
in Planung – so für das neue
Ortszentrum, welches jetzt noch
mit einer provisorischen Wert-
stoffinsel ausgestattet ist. Einen
entscheidenen Aspekt fügt der
Amtsleiter zu guter Letzt noch
hinzu: „Die Kosten für die Lee-
rung der Unterflursysteme sind
im Vergleich zu den bestehen-
den Wertstoffinseln für die Ge-
meinde gleichhoch.“ �

weltweiten Rahmenbedingungen
keinen vernünftigen Zweifel dar-
an geben, dass die Sekundärroh-
stoffversorgung der Industrie
künftig zu einem wichtigen, viel-
leicht sogar zu einem entschei-
denden Faktor für den Erfolg ei-
ner industriell geprägten Volks-
wirtschaft wird. Landers: „Es
liegt auf der Hand, dass das sicher
keine kommunale Aufgabe ist.
Das ist die Aufgabe und Ver-
pflichtung der privaten Sekundär-
rohstoffbranche. Wir haben den
Markt aus kleinen Anfängen her-
aus entwickelt, ihn gepflegt, und
die Qualität unserer Produkte
durch einen ständigen Strom von
Innovationen verbessert.“

Drittbeauftragung

Deshalb gelte für den bvse: Die
Drittbeauftragung bei der Entsor-
gung der Privathaushalte muss
die Regel sein. In sachlich wie
räumlich kleinteiligen Losen soll-
ten nach den Regeln des öffentli-
chen Vergaberechts die verschie-
denen Entsorgungsleistungen
ausgeschrieben werden. Das ent-
spreche der Gewährleistungsver-
antwortung der öffentlich-recht-
lichen Entsorgungsträger.

Der Verband ist nicht gegen
kommunale Unternehmen, aber
dann sollen sie sich auch einem
fairen Wettbewerb stellen. Das
Privileg der Inhouse-Vergabe ha-
be ausgedient. Es benachteilige
nicht nur die mittelständischen
Entsorger, sondern auch den Ge-
bührenzahler, denn nur in einem
Wettbewerb mit klaren Regeln

könne sich ein fairer Preis für
die gebotene Leistung bilden.

Für verschiedeneAbfallströme,
wie zum Beispiel Papier, Textili-
en und Schrott, haben sich laut
Landers in den vergangenen Jahr-
zehnten gut funktionierende pri-
vate Entsorgungsinfrastrukturen
herausgebildet. Dies betreffe so-
wohl die logistische Seite, als
auch die erfüllten Verwertungs-
standards. Wenn aber bestimmte
Stoffströme bereits jetzt in der
Praxis in belastbaren Märkten er-
fasst, aufbereitet und verwertet
werden, so müsse für sie auch ei-
ne gewerbliche Sammlung zuläs-
sig sein. Die durch die öffentliche
Hand sicherzustellende Entsor-
gungsinfrastruktur sei hierdurch
keineswegs gefährdet; dieAbfall-
verwertung funktioniere hier, oh-
ne dass sich der öffentlich-rechtli-
che Entsorgungsträger mit eige-
nen Mitteln einbringen muss.

Gleiches gelte auch bei der Ge-
werbeabfallentsorgung. Wie Lan-
ders hervorhob, „stellen unsere
Unternehmen jeden Tag unter Be-
weis, dass sie ihren Job mit viel
Know-how versehen. Perspekti-
visch sollte deshalb auch bei den
Abfällen zur Beseitigung die An-
dienungspflicht fallen“. Hierzu sei
eine Kooperation zwischen öf-
fentlichen Anlagenbetreibern und
privater Entsorgungswirtschaft er-
forderlich, um einerseits in der
Vergangenheit aufgebaute Anla-
genkapazitäten weiter zu nutzen,
andererseits gerade für den Mittel-
stand den direkten Zugang zu den
großen Entsorgungsanlagen si-
cher zu gewährleisten. DK

Mehr Mobilität in der Region
Eisenbahngesellschaft agilis baut moderne und

leistungsfähige Fahrzeugwerkstatt

Regensburg. (osr) An einem Mittwoch kam die Baugenehmi-
gung, Tags darauf rückten die Bauarbeiter mit ihren Fahrzeu-
gen und Maschinen an. Und mit ihnen auch Verkehrsstaatsse-
kretärin Katja Hessel und Oberbürgermeister Hans Schaidin-
ger, um den symbolischen Ersten Spatenstich zu vollziehen. Die
agilis-Eisenbahngesellschaft errichtet in direkter Nähe zum
Hauptbahnhof eine moderne und leistungsstarke Fahrzeug-
werkstatt als zentralen Betriebsstützpunkt.

Am 12. Dezember 2010 be-
ginnt für das Regionalbahnnetz
Regensburg und die Donautal-
bahn eine neue Ära: 26 fabri-
kneue, komfortable Triebfahrzeu-
ge und ein deutlich höheres Lei-
stungs- und Serviceangebot sor-
gen dann für noch mehr Mobilität
in der Region. Bayerns Staatsse-
kretärin für Wirtschaft, Infra-
struktur, Verkehr und Technolo-
gie, Katja Hessel, hieß das Toch-
terunternehmen der Hamburger
Hochbahn zum ersten Engage-
ment in Bayern willkommen.
Oberbürgermeister Hans Schai-
dinger rechnet mit einer deutli-
chen Verbesserung der Qualität
des regionalen Nahverkehrs.

„Der Wettbewerb im Schie-
nennahverkehr hat zu entschei-
denden qualitativen und quanti-
tativen Verbesserungen geführt“,
sagte die Staatssekretärin. Die
Fahrgäste profitierten zukünftig
nicht nur von schnelleren, kom-
fortableren Fahrzeugen und ei-
nem dichteren Takt, sondern vor
allem von einem erhöhten Servi-
ceangebot und viel Kunden-
freundlichkeit in allen Berei-
chen. OB Schaidinger: „Mit agi-
lis begrüßen wir einen attrakti-
ven Arbeitgeber in der Region.“

Auf 10 000 Quadratmetern
Grund, den agilis der Rewag ab-
gekauft hat, entstehen eine 130
Meter lange Eisenbahn-Werk-
statthalle für Wartung und In-

standhaltung sowie eine Wasch-
und Reinigungsanlage. Insge-
samt 100 Millionen Euro inve-
stiert agilis in Fahrzeuge und Bau-
lichkeiten, damit der Nahverkehr
im Dezember 2010 übernommen
werden kann – auf den Strecken
Neumarkt-Regensburg-Plattling
sowie Landshut-Regensburg-In-
golstadt. In der neuen Werkstatt
werden bis zu 20 Mitarbeiter mit
der Wartung und Pflege der Fahr-
zeuge beschäftigt sein. Insgesamt
wird der Standort Regensburg auf
140 Mitarbeiter ausgebaut.

Zufriedene Kunden imVisier

agilis-Geschäftsführer Diet-
mar Knerr: „Dieser Tag ist ein
großes Ereignis für unser Unter-
nehmen, das sein erstes Domizil
im Posthof bezogen hat.“ Von
diesem zentralen Betriebsstütz-
punkt aus werden nicht nur das
Regensburger Verkehrsangebot
und ab 2011 auch das Dieselnetz
Oberfranken (hier werden 70
Millionen Euro investiert) gesteu-
ert, sondern auch alle künftigen
Aktivitäten von agilis in Süd-
deutschland. „Wir werden stän-
dig daran arbeiten, unseren Ser-
vice zu verbessern, um viele
Fahrgäste von unserem Angebot
zu überzeugen“, versichert der
Geschäftsführer. Es gehe nicht
um Beförderungsfälle, sondern
um zufriedene Kunden. �

Praxisforum 2010 des MVV:

„ÖPNV ist Umweltschutz“
Mittlerweile einen festen Platz im Jahreskalender hat das
ÖPNV-Praxisforum der Münchner Verkehrs- und Tarif-
verbund GmbH (MVV). Am 10. Februar 2010 findet die
Veranstaltung, die sich vor allem an Kommunen und Auf-
gabenträger im süddeutschen Raum wendet, bereits zum
11. Mal statt. Das Leitmotiv der diesjährigen Veranstal-
tung lautet: „ÖPNV ist Umweltschutz“.

Die Tagungsteilnehmer erwarten interessante Beiträge rund
um das Thema Umweltschutz: Auf dem Programm stehen „In-
novativen Bustechnologien“, „Bike+Ride, Call a Bike und
CarSharing als Partner im Umweltverbund“, „Umweltmarke-
ting im ÖPNV“ sowie ein Beitrag zur „Umweltzone, Luftrein-
halteplanung und Lärmminderungsplanung in der Landes-
hauptstadt München“.

Das Praxisforum findet am 10.02.2010 im Le Meridien
Hotel am Münchner Hauptbahnhof von 9.30 bis 16.00 Uhr
statt. Die Tagungspauschale beträgt 95 Euro.
Information und Anmeldung: Frau Ulla Krasser, MVV
Consulting, Postfach 260 154, 80058 München, Tel.: (089)
21033-266, Fax: -297, E-mail: info@mvv-consulting.de
Internet: www.mvv-consulting.de �
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Mit Vertrauen, Nachhaltigkeit und
Steuerung die Zukunft meistern

Vor rund 250 geladenen Gästen hat Landrat Roland Schwing
beim Neujahrsempfang des Landkreises Miltenberg die Schlüs-
selfaktoren genannt, mit denen es gelingen kann, die Zukunft er-
folgreich zu meistern: Vertrauen aufbauen, Nachhaltigkeit in al-
len Lebensbereichen etablieren und effektive Steuerungsmecha-
nismen zu entwickeln.

„Prognosen sind schwierig,
vor allem, wenn sie die Zukunft
betreffen“ – mit diesem geflügel-
ten Wort des amerikanischen
Schriftstellers Mark Twain wies
Schwing darauf hin, dass es un-
möglich ist, die Zukunft voraus-
zusehen. Die Antwort auf die
Frage, wohin die Reise führt, sei
dennoch spannend – vor allem
angesichts der globalen Finanz-
krise, deren Auswirkungen noch
nicht abschätzbar seien.

Orientierung und Werte

Alarmierend ist für Schwing,
dass in den vergangenen Jahren
sehr viel Orientierung und Werte
verloren gegangen sind. Das Ver-
trauen in die Führung von Wirt-
schaft und Gesellschaft sei drama-
tisch gesunken, verdeutlichte der
Landrat anhand von Zahlen. So
sei das Vertrauen in Manager von
Großkonzernen mit acht Prozent
an einem Tiefpunkt angelangt.
„Aber Vertrauen bildet auch im
21. Jahrhundert die Grundlage un-
serer Marktwirtschaft“, sagte
Schwing, auch wenn dies in man-
chen Ohren altbacken klinge.
„Wir müssen den Grundwerten,
welche das Gerüst für unser Zu-
sammenleben bilden, eine Renais-
sance ermöglichen“, ist der Land-
rat überzeugt. Die Bibel biete
hierfür mit ihren zehn Geboten ei-
nen idealen Rahmen.

Ein weiteres Rezept für das
Meistern der Zukunft liegt für
den Landrat darin, in der Krise
langfristiger zu denken. „Wir
müssen so investieren, dass die

Renditen uns dann zugute kom-
men, wenn wir die krisenbeding-
ten Schulden tilgen müssen“,
sagte Schwing. Nur so könne
man die Ausgaben über zusätzli-
che Verschuldung gegenüber
den nachfolgenden Generatio-
nen rechtfertigen. Zu den lang-
fristigen Investitionen mit Ren-
diten zählen für Schwing Inve-
stitionen in Bildung und Qualifi-
zierung. Sage und schreibe 21,5
Milliarden Euro könnten bis
2015 eingespart werden, wenn
junge Menschen nach der Schule
besser in den Arbeitsmarkt inte-
griert würden. „Wir können es
uns nicht leisten, junge Men-
schen verloren zu geben“, so
Schwing.

Der Markt braucht Regeln

Eine Lehre aus der Krise ist für
Schwing die Tatsache, dass es ei-
nen Staat braucht, der dem Markt
Regeln setzt und für ihre Durch-
setzung sorgt. In Deutschland ha-
be man schnell gelernt – was man
am engagierten Eingreifen der
Bundesregierung gesehen habe.
Auch die gesellschaftlichen Dis-
kussionen bräuchten ein Mehr an
inhaltlicher Orientierung und Ent-
scheidung, forderte Schwing. So
müssten die Bürger in vielen Fra-
gen und Entscheidungen künftig
viel intensiver eingebunden wer-
den. „Bürgerbeteiligung kann zu
einem Innovationstreiber wer-
den“, zeigte sich der Landrat
überzeugt.

Auch der Landkreis Miltenberg
sei gefordert, seinenTeil zum Mei-

stern der Krise beizutragen, sagte
Schwing. Er müsse die vom ihm
beeinflussbaren Rahmenbedin-
gungen aktiv gestalten. Kreistag,
Landrat, Gemeinderäte und Bür-
germeister müssten sich bei der
Gestaltung der Zukunftsaufgaben
an den genannten Grundsätzen
orientieren. Den richtigen Weg ha-
be man schon eingeschlagen, sag-
te Schwing und wies auf das Zu-
kunftssymposium des Landkreises
Miltenberg hin, bei dem im Okto-
ber 2009 rund 100 Vertreter aus
Politik, Wirtschaft, Bildung und
Verbänden unter wissenschaftli-
cher Begleitung die Stärken und
Entwicklungsfelder des Landkrei-
ses herausgearbeitet hätten. Im
Jahr 2010 gelte es, nach erfolgrei-
chen und pragmatischen Lösun-
gen zu suchen und diese auch um-
zusetzen.

Johannes Oswald, Chef des
Miltenberger Elektromotoren-
herstellers Oswald, beschäftigte
sich in seiner Rede mit der Fra-
ge, ob der moderne Mensch auf
seinem Weg auf seine ur-
geschichtlichen Erfahrungen
zurückgreifen sollte oder nicht.

Dieser Frage ging Oswald an-
hand einer fiktiven Gruppe von
Homo sapiens vor einigen hun-
derttausend Jahren in der afrika-
nischen Savanne nach. Der
Mensch habe sich vom Sammler
zum Jäger entwickelt, es haben
sich Clans und Stämme ent-
wickelt. Kleine, verschworene
Gemeinschaften schlagen sich in
einer unwirtlichen, lebensfeindli-
chen Umgebung durch. Jeder hält
sich an ungeschriebene Regeln.
Diese urmenschlichen Erfahrun-
gen, so Oswald, seien über Jahr-
hunderttausende zu einem kollek-
tiven Urbewusstsein geworden.

Dass der Mensch sich seit die-
ser Zeit so verändert hat, liegt für

Oswald in der Tatsache, dass der
Mensch seit Tausenden von Jah-
ren in anonymen Massengesell-
schaften lebt. Ständig begegne
man anderen, anonymen Men-
schen, die nicht zum eigenen
Umfeld gehören. Der Zoologe
Desmond Morris habe die These
aufgestellt, dass diese Anderen
als Teil der Natur oder sogar als
Bedrohung oder Beute einge-
stuft werden. Den Menschen im
eigenen Umfeld dagegen begeg-
ne man mit Vertrauen – zurück-
zuführen auf eine uralte Traditi-
on des Menschen.

Kooperationsfähigkeit

Oswald für seinen Teil beant-
wortet die Frage, ob der Mensch
gut ist, mit einem Ja. Neben sei-
nem Verstand habe ihn vor allem
seine Kooperationsfähigkeit und
sein Altruismus über die Maßen
erfolgreich werden lassen. Dieser
Erfolg habe ihn allerdings in eine
anonyme Massengesellschaft ge-
führt. Menschen in der Anonym-
ität brauchen Regeln, die über die
natürlichen Stammesregeln hin-
ausgehen, zitierte Oswald Erfah-
rungen aus der Geschichte. Das
sei aber gar nicht so einfach. Das
Gebot „Du sollst nicht töten“ bei-
spielsweise, das eine mindestens
2000-jährige Tradition hat, werde
allgemein für gut geheißen und
dennoch beständig mit Füßen ge-
treten. Ein Blick in die Vergan-
genheit zeige, womit sich der
Mensch häufig schwer tut.

Gruppengröße: So hätten sich
urchristliche Gemeinden ab etwa
70 bis 100 Mitgliedern geteilt,
um Anonymität zu vermeiden
und persönlich in Kontakt zu
bleiben. Deshalb, so Oswald,
„erfüllt mich der Blick auf unse-
re Pfarreiengemeinschaften mit
Sorge.“

Gehorsam: Häufig sei zu erken-
nen, dass rangniedrige Gruppen-
mitglieder nicht mehr gehorchen,
sobald das Alphatier nicht da ist –
Beispiel: Das Verhalten von Kin-
dern, wenn die Eltern nicht da sind.

Landrat Schwing (l.) verlieh den Ehrenpreis von Miltenberg. ��

Thema Geschwindigkeit: Ge-
rade bei Jugendlichen entschei-
det häufig die Tatsache, wer am
schnellsten fährt oder die mei-
sten PS hat, über den Rang in der
Gruppe und damit „den Kampf
ums Weibchen.“

Komplexität des Alltags

Komplexität: Mit der großen
Zahl von Entscheidungsmöglich-
keiten muss man umgehen kön-
nen: Welchen von 100 Berufen
ergreift der Jugendliche? Welcher
Partner passt zu mir, welches von
30 Fernsehprogrammen ist für
mich geeignet? - aus stammesge-
schichtlicher Hinsicht sei das eine
totale Überforderung.

Mathematik: Für das Überle-
ben und die Fortpflanzung sei
Mathematik aus urmenschlicher
Sicht völlig überflüssig.

Klimaerwärmung: Urgeschicht-
lich läge es nahe, sich um die
Klimaerwärmung überhaupt
nicht zu kümmern – schließlich
kann man Kohlendioxid nicht
fühlen, hören und sehen. Dage-
gen, so Oswald, helfe nur eines:
Angst. Dramatisch veranschau-
lichte Folgen der Erderwärmung
könnten den Menschen beein-
drucken und Urinstinkte wecken
– im Grunde sei der Mensch
auch ein Herdentier, stän-

dig auf der Flucht vor Gefahr.
Oswalds Fazit: Die stammes-

oder urgeschichtlichen Erfahrun-
gen stecken tief im Menschen; sie
können nützlich, aber auch hinder-
lich sein.Wer sich mitVerstand für
einen Weg entscheidet, der den
Urerfahrungen nicht entspricht,
muss damit rechnen, dass es un-
gleich schwerer wird und dass in-
telligente Strategien entwickelt
werden müssen, um erfolgreich zu
sein. Der von Urerfahrungen ge-
deckte Weg dagegen gehe leicht
von der Hand. Deshalb, so Os-
wald, „sollten wir überprüfen, ob
unser Verhalten im Jahr 2010 ge-
sellschaftlich vernünftig und wün-
schenswert ist.“ �

„Volle Energie“ 2009:

Jugendliche aus Pfaffenhausen,
Augsburg und Kempten gewinnen

Die diesjährige Runde des schwabenweiten Jugendwettbewerbs
„Volle Energie“ ist entschieden: Bei der feierlichen Preisverlei-
hung in Donauwörth wurden vier Projekte aus der offenen Ju-
gendarbeit ausgezeichnet. Insgesamt hatten Jugendliche und
Betreuer 13 Projekte aus ganz Schwaben für den Wettbewerb
eingereicht. Die vier Gewinner-Projekte erhalten Preisgelder in
Höhe von insgesamt 2.500 Euro. Für alle anderen Teilnehmer
gab es Anerkennungspreise.
1. Preis (1.000 Euro): „Oase der
Friedfertigkeit – Ein Park der Ge-
nerationen“, Juze Pfaffenhausen

Der erste Preis ging an das Ju-
gendzentrum (juze) Pfaffenhau-
sen, Landkreis Unterallgäu, für
das Projekt eines Generationen-
parks – eingereicht für das The-
menfeld Politik & Engagement.
Zehn Mädchen und Jungen imAl-
ter zwischen 9 und 14 Jahren ent-
wickelten die Idee zu einer Be-
gegnungsstätte für Jung und Alt:
ein Generationenpark, in dem Ge-
selligkeit, Kommunikation und
das Naturerlebnis gefördert wer-
den. Dazu beitragen sollen unter
anderem ein Bewegungs- und Ge-
schicklichkeitsparcours sowie ein
Pavillon für Konzerte und Aktio-
nen. Mit Bürgermeister und Ge-
meinderat haben die beteiligten
Kinder und Jugendlichen Ge-
spräche zur Realisierung des
Parks geführt, den Pfaffenhause-
ner Bürgern stellten sie ihren Park
als Miniaturmodell vor. Lohn des
Engagements: Der Generationen-
park wird mit der Innerortspla-
nung „Grüne Mitte“ zusammen-
geführt und umgesetzt.
2. Preis (750 Euro): „Graffiti-
Kunst im Innenhof“, Augsburg

Mit dem zweiten Preis prä-
mierte die Jury ein Projekt des
Streetwork Süd vom Stadtjugen-
dring Augsburg aus dem Bereich
Kunst & Kultur, das sich mit dem

Thema Vandalismus beschäftigte.
Der Hintergrund: Jugendliche

waren wegen Schmierereien an
Gebäuden einer Wohnbaugesell-
schaft angezeigt worden. Das
beim Stadtjugendring angesie-
delte Projekt gab den Kindern
und Jugendlichen zum einen die
Möglichkeit, ihr Wohnumfeld
aktiv mitzugestalten. Zum ande-
ren sollten aber auch die Anwoh-
ner für Graffiti-Kunst sensibili-
siert werden. Dafür planten und
gestalten rund 40 Kinder und Ju-
gendliche im Alter zwischen 7
und 25 Jahren zusammen mit der
Graffiti- Künstlergruppe „Die
Bunten“ und der Wohnbaugesell-
schaft WSB-Bayern Graffiti-
Projekte in den Anlagen der
WSB. Der Erfolg: Die Jugend-
lichen übernehmen Verantwor-
tung für „ihre“ Kunstwerke und
damit auch für ihr Lebensumfeld.
3. Preis (500 Euro): „Kompro-
misslos – Reime gegen Gewalt“,
Kempten

Prämiert wurde außerdem ein
Projekt von Streetwork Kemp-
ten, das sich mit dem Thema Ge-
walt unter Jugendlichen ausein-
andergesetzt hat: 17 Jungs aus
Kempten, Mitglieder verschie-
dener, miteinander rivalisieren-
der Stadtteil-Gangs, produzier-
ten gemeinsam eine CD mit ihrer
eigenen Rap- Musik. Das Pro-
jekt wurde von den Jugendlichen

sehr gut angenommen und trug
dazu bei, die Spannungen zwi-
schen den verschiedenen Gangs
abzubauen.
4. Preis (250 Euro): „Jugendspiel-
platz am Hofgarten“, Kempten

Mit dem 4. Platz wurde ein für
den Themenbereich Politik &
Engagement eingereichtes Pro-
jekt des Jugendhauses Kempten
ausgezeichnet. Das Konzept: Ju-
gendliche sollten aktiv an der
Umsetzung des städtischen Be-
bauungsplans beteiligt werden
Konkret ging es um die Gestal-
tung eines neuen Spiel- und Frei-
zeitgeländes. Rund 30 Jugendli-
che im Alter zwischen 12 und 20
Jahren wurden dafür nach ihren
Wünschen und Anforderungen
befragt. In Kooperation mit dem
städtischen Bauhof und einem
Landschaftsarchitekten beteilig-
ten sie sich außerdem an der Pla-
nung des Geländes. Alle Vor-
schläge der Jugendlichen wur-
den bei der Umsetzung berück-
sichtigt. Nicht zuletzt aus diesem
Grund nehmen die Jugendlichen
ihren Spielplatz nach der Reali-
sierung nun besonders gut an.

Die vier ausgezeichneten Pro-
jekte überzeugten in besonderem
Maße durch ihre Nachhaltigkeit,
das Engagement der Jugendlichen
und ihren Bezug zum unmittelba-
ren Lebensumfeld. Die Preise
übergaben: Georg Schmid, CSU-
Fraktionsvorsitzender im Bayeri-
schen Landtag, Bezirkstagspräsi-
dent Jürgen Reichert, Manfred
Gahler, Vorsitzender des Bezirks-
jugendrings Schwaben und LEW-
Vorstandsmitglied Paul Waning.

„Die offene Jugendarbeit bietet
Jugendlichen eine Plattform für

Kreativität und Eigeninitiative
außerhalb etablierter Strukturen.
Sie können in den Projekten zei-
gen und selbst erfahren, wie sie
ihr unmittelbares Lebensumfeld
mit gestalten“, sagte LEW-Vor-
standsmitglied Paul Waning. „Das
wollen wir mit der Initiative ,Volle
Energie’ stärken. Alle für den
Wettbewerb eingereichten Projek-
te sind Zeugnisse dafür, dass Ju-
gendliche entgegen der derzei-
tigen öffentlichen Wahrnehmung,
eben doch Engagement zeigen,
Verantwortung übernehmen und
sich auch mit schwierigen The-
men auseinandersetzen - und
zwar mit voller Energie.“

Gesellschaftliche
Anerkennung

Manfred Gahler, Vorsitzender
des Bezirksjugendrings Schwa-
ben, lobte den Wettbewerb:
„Durch ihn erhalten die Projekte
der Offenen Jugendarbeit eine
öffentliche Aufmerksamkeit. Die
Jugendlichen erleben eine ge-
sellschaftliche Anerkennung für
ihr Engagement. Dies wirkt sich
wiederum stimulierend für die
Arbeit in den Jugendzentren und

Jugendtreffs in Schwaben aus.“
Die in Bayern einmalige In-

itiative „Volle Energie“ richtet
sich gezielt an alle Einrichtungen
der offenen Jugendarbeit in
Bayerisch- Schwaben. Die teil-
nehmenden Projektteams sollen
in ihren Wettbewerbsbeiträgen
zeigen, wie sie ihre Energie posi-
tiv umsetzen. Themenfelder
sind: Kultur und Kunst, Migrati-
on und Vielfalt der Kulturen,
Sucht und Gewalt sowie Politik
und Engagement. LEW finan-
ziert den Wettbewerb mit einem
Betrag von 8.000 Euro.

LEW engagiert sich als Spon-
sor beim Sport, in der Kultur so-
wie bei sozialen Projekten für
die Region. Die Lechwerke AG
gehört zur RWE-Gruppe. LEW
ist als regionaler Energieversor-
ger für rund 500.000 Kunden in
Bayern und Teilen Baden-Würt-
tembergs tätig. Die LEW-Grup-
pe beschäftigt mehr als 1.600
Mitarbeiter, ist mit 35 Wasser-
kraftwerken einer der führenden
Erzeuger von umweltfreundli-
cher Energie aus Wasserkraft in
Bayern und bietet Dienstleistun-
gen im Bereich der Telekommu-
nikation an. �

Lisa Staffa, Sara Heim, Ramona Schmid und Cordula Neß (v. l.)
vor ihrem Modell des Generationenparks. Das Projekt des
Jugendzentrums Pfaffenhausen (Landkreis Unterallgäu) hat
beim schwabenweiten Wettbewerb „Volle Energie“ den mit
1.000 Euro dotierten 1. Platz gewonnen. ��
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„So, wenn wir jetzt unseren
Neujahrsempfang hinter uns
haben, ist das neue Jahr schon
wieder etabliert.“ Mein Chef,
der Bürgermeister, feilt noch
an seiner Neujahrsrede. Ganz
oben in seinen Betrachtungen
wird stehen, dass wir mit
dem Jahreswechsel in eine
neue Dekade eingetreten sind.

Oh Schreck, höre ich da ei-
nige stöhnen, die sich noch
allzu gut an den Millenni-
ums-Zirkus vor zehn Jahren erinnern, nicht
schon wieder ein Herumreiten auf solcher Zah-
lenmystik. Dabei ist aus meiner Sicht so ein
Jahrzehnt eine dem menschlichen Maß viel
nähere Zeitspanne als ein Jahrhundert oder gar
ein Jahrtausend. Zehn Jahre sind überschaubar
und erlauben es, ebenso eine seriöse Bilanz zu
ziehen, wie sich realistische Ziele zu setzen.

Wir alle erinnern uns wahrscheinlich noch
sehr gut daran, wie unsere Lebensumstände vor

zehn Jahren waren, was wir uns vorgenom-
men haben, was wir erreichen wollten, welche
Menschen seit damals in unser Leben getreten
sind und es bereichern, aber auch welche uns
verlassen haben, so dass die Lücke schmerzt.
Dagegen kann aber kaum ein Menschenleben
ein Jahrhundert durchmessen, das mindestens
drei Generationen umfasst. Nur einen Teil da-
von nehmen wir bewusst wahr, können es aus ei-
gener Anschauung beurteilen und nur zu einem
Teil können wir es in unserem Wirkungskreis mit
aktiven Beiträgen mit gestalten. Und gar erst
ein Jahrtausend! Was würde uns mit Menschen
verbinden, die um 1010 lebten oder die 3010 le-
ben werden? Ein Dialog der Stummen im
wahrsten Sinne des Wortes. Man würde sich
nicht verstehen, weil die ganze Lebenswirklich-
keit, die Erfahrungen, Umstände und kulturel-
len Sichtweisen das Finden einer gemeinsamen
Verständnisebene wahrscheinlich unmöglich
machen würden.

Nein, nein, zehn Jahre entsprechen dem
menschlichen Horizont weit eher, auch wenn
das Ego der Menschheit natürlich darüber hin-
aus strebt. Bei Dekaden ist es übrigens anders
als bei Jahrhunderten und Jahrtausenden, bei
denen gestritten wird, ob deren Anfang von dem
00er oder 01er Jahr bestimmt wird, relativ ein-

fach zu fassen: Steht eine 0 als
letzte Ziffer der Jahreszahl, ist
der Dekadenwechsel perfekt.
Aber es gibt auch drollige Ge-
meinsamkeiten zwischen so
einer einfachen Dekade, wir
sie jetzt begonnen hat und
großen Millennarien: Im Jahr
2000 hatte jeder kleine PC-
Nutzer Angst vor der Vernich-
tung seines elektronischen
Sklaven durch die Umstellung
der Jahreszahlen von 19xx

auf 20xx. Dieser Tage fluchen hunderttausende
Plastikgeldfans, weil ihre kleinen Geldspeicher
sich an der Umstellung von 2009 auf 2010 ver-
schluckt haben. Irgendwie tröstlich für einen
fehlbaren Menschen wie mich, der jetzt noch ab
und zu mit dem Briefdatum patzt, dass auch hy-
perintelligente Programmierer an solchen Klei-
nigkeiten Schiffbruch erleiden.

Schließlich formuliert man Ziele gerne mit
dem Blick auf Dekaden, so bei der Agenda 2010
oder dem Programm Bayern 2020. Es gibt De-
kaden der Erneuerung und des Wandels. Orga-
nisationen wie die UNO, die EU oder Zusam-
menschlüsse von Kirchen proklamieren auch
gerne Dekaden, wobei diese Zeiträume nicht
immer ein kalendarisches Jahrzehnt umfassen
müssen: So stehen wir in der Dekade des Was-
sers und der Dekade der Bildung für nachhalti-
ge Entwicklung. Mit dem Jahreswechsel ist die
UN-Dekade für eine Kultur des Friedens und
der Gewaltfreiheit für die Kinder der Welt ohne
nachhaltigen Erfolg zu Ende gegangen. Hoffen
wir nicht ganz spurlos, obwohl auch die Dekade
des Gehirns erkennbar keine tiefen Spuren hin-
terlassen hat.

Mein Chef, der Bürgermeister, neigt ja nicht
dazu, einfach zu kopieren. Trotzdem will er mit
dem Schwung des neuen Jahrzehnts nach der
Weihnachtspause starten. Er formuliert an ei-
nem Aktionsprogramm „Stadt 2022“. Ganz so
sklavisch will er also der Dekade nicht folgen
und nimmt das Dutzend - schließlich ist die 12
auch eine heilige Zahl. Und zur Unterstützung
lege ich meinem Chef das heutige Kalenderblatt
mit der Erkenntnis des Erfinders Charles F. Ket-
tering hin: „Wenn du etwas machst, wie du es
seit zehn Jahren gemacht hast, dann sind die
Chancen groß, dass du es falsch machst.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Gedanken
zu Dekaden

Europäische Metropolregion München in Landshut:

Fokus auf Mobilität
Rund 200 Akteure des Vereins Europäische Metropolregion
München (EMM) sowie Repräsentanten aus Politik, Wirtschaft,
Gesellschaft, Kultur und Verwaltung diskutierten in Landshut
über Chancen und Herausforderungen im Bereich Mobilität. Im
Mittelpunkt standen dabei Begriffe wie E-Mobility, Intermoda-
lität und neue Ticket-Angebote.

Der EMM-Vorsitzende, Mün-
chens Oberbürgermeister Chri-
stian Ude, nannte in seinem
Grußwort interessante Zahlen
über die Europäische Metropol-
region München: Sie weist
knapp 5,5 Millionen Einwohner
auf, hat mit einem Durchschnitts-
alter von 41,8 Jahren die jüngste
Bevölkerung aller deutschen
Metropolregionen, beschäftigt
rund 2,5 mal so viele Menschen
in Forschung und Entwicklung
wie im Bundesdurchschnitt und
kann mit 30 Millionen Über-
nachtungsgästen die meisten
Übernachtungen pro Einwohner
in Deutschland aufweisen. Ude
betonte, man wolle die Region
nach innen vernetzen und nach
außen weithin sichtbar machen.
Ziel sei es, die Wettbewerbs-
fähigkeit auszubauen, die Attrak-
tivität der Natur- und Kultur-
landschaft zu schützen und die
Lebensqualität für die Menschen
zu erhöhen.

Auf das zentrale Tagungsthe-
ma eingehend, wies Sylvia
Hladky, Leiterin des Verkehrs-
zentrums des Deutschen Mu-
seums München, darauf hin,
dass Mobilität einen wesentli-
chen Faktor der Gesellschaft und
Wirtschaft darstellt. Der Wunsch
nach grenzenloser Mobilität
werde allerdings von einigen
Faktoren eingeschränkt: Klima-
wandel, Verkehrsdichte, demo-
graphischer Wandel oder be-
grenzte Ressourcen. Daher sei es
wichtig, über neue Ansätze zur
Stadtplanung, nachhaltige Mobi-
litätskonzepte und effizientere
Verkehrssysteme nachzudenken.
Zu den wesentlichen Wirt-
schaftsfaktoren der Region zähle
die Erreichbarkeit von außen.
Der Münchner Flughafen habe
sich zwar zu einem wichtigen
Faktor für die Ansiedlung von
Firmen entwickelt, leide aber un-
ter der Erreichbarkeit innerhalb
der Region, so Hladky.

Bessere Anbindung

Dr. Michael Kerkloh, Ge-
schäftsführer Flughafen Mün-
chen GmbH, bestätigte, dass der
Flughafen München in der Ver-
gangenheit stark gewachsen sei,
die Verkehrsinfrastruktur aber im
Vergleich mit anderen Flughäfen
nicht mehr den Standards ent-
spreche. Für eine bessere Anbin-
dung der Gebiete östlich des
Flughafens sei ein besserer
Schienenanschluss vonnöten.

Professor Dr. Carsten Gertz
vom Institut für Verkehrspla-
nung und Logistik der TU Ham-
burg-Harburg wies in seinem Im-
pulsvortrag zum Thema „Mobi-
lität in der EMM - Chancen und
Herausforderungen“ darauf hin,
dass die Anzahl der Wege, die je-
der pro Tag zurücklegt, in den
vergangenen Jahren relativ kon-
stant geblieben sei, die Weg-
strecken aber erheblich zuge-
nommen haben. Für die Zukunft
sei das „Prinzip Nähe“ wichtig:
„Kurze Entfernungen sind die
einzige Strategie, mit der wir uns
selbst dauerhaft krisenfest ma-
chen“, erklärte Gertz.

Bei einer anschließenden Podi-
umsdiskussion tauschten sich die
Teilnehmer über Angebote und
Ideen zum Thema Mobilität in der
Region aus. Als Beispiel für ein
attraktives Verkehrsangebot, das
den vielen Pendlern in der Region
das Leben erleichtert, nannte Jo-
hanna Rumschöttel, Landrätin
Landkreis München, in der Podi-
umsrunde das EMM-Ticket. Ver-
schiedene Verkehrsunternehmen
haben sich zusammengeschlossen
und bieten ein Ticket an, mit dem

Pendler über Verbundgrenzen hin-
weg reisen können. „Das Ticket
ist eine tolle Sache, die wir in Zu-
kunft noch verbessern werden“,
meinte Rumschöttel. Es soll in
Zukunft online gebucht werden
können. Das EMM-Ticket ist ein
Beispiel dafür, wie man Nutzern
das Reisen erleichtern kann und
Hürden abbaut. Die Podiumsteil-
nehmer waren sich einig, dass die
sogenannte Intermodalität, also
die Kombination unterschiedli-
cher Verkehrsmittel und Verkehrs-
systeme, eine wichtige Rol-
le spielt und weiter gefördert
werden müsse.

Intermodalität

Dazu gehört nicht nur, dass
Verkehrsträger zusammengeführt
werden, sondern auch, dass Ver-
kehrssysteme an die Anforderun-
gen des Kunden angepasst wer-
den: So soll zum Beispiel der Rei-
sende die Möglichkeit haben, am
Bahnhof für das Flugzeug einzu-
checken und in der Bahn die aktu-
ellen Flugdaten überprüfen kön-
nen. „Wir müssen uns an den An-
forderungen der Nutzer orientie-
ren und den Zugang für Fahrgäste
erleichtern“, hob Josef Brandner,
Gesellschafter der OMNIPART
Verkehrsdienstleistungen hervor.
Wünschenswert sei daher eine
Nutzerplattform, über die Infor-
mationen aller Verkehrsträger ab-
gerufen werden können.

Stadtbaurätin Prof. Dr. Elisa-
beth Merk bemerkte, ihr Arbeits-
kreis wolle die Erreichbarkeit in-
nerhalb der EMM verbessern.
Derzeit werde ein Erreichbar-
keitsatlas erstellt, der als Grund-
lage für nachhaltige Mobilität
dienen soll. „Es muss auch eine
Lebensqualität ohne Auto mög-
lich sein“, betonte Merk. Lang-
fristig wolle man die Preise für

Tickets innerhalb der EMM an-
gleichen. Aktuell laufe unter
dem Slogan „Effizient mobil“
auch das Aktionsprogramm Mo-
bilitätsmanagement: Im Zentrum
stünden innovative Marketing-
ansätze, die durch Information,
Beratung und Bildung Verhal-
tensänderungen bewirken soll-
ten: „Der öffentliche Nahver-
kehr, Radverkehr, Car Sharing
und Fahrgemeinschaften müssen
stärker genutzt werden.“

Niederbayerns Regierungsprä-
sident Heinz Grunwald plädierte
für einen Ausbau der Mobilität
für die Mitglieder im Osten der
EMM: Von Landshut aus sei
man mit der neuen Airport-Linie
schneller am Flughafen als die
meisten Münchner. Fehlen wür-
de freilich eine direkte Schie-
nenanbindung aus östlicher
Richtung.

Professor Gebhard Wulfhorst
von der TU München, Fachge-
biet für Siedlungsstruktur und
Verkehrsplanung, wies darauf
hin, dass Mobilität auch eine Ge-
staltungsaufgabe sei: „Da kann
man bereits bei jungen Leuten
ansetzen beim Weg zum Kinder-
garten oder zur Schule.“ Doch
auch bei älteren Menschen sei es
möglich, gewohnte Mobilitäts-
muster zu ändern: So gebe es
zum Beispiel ein Projekt, in dem
ältere Menschen zusammen mit
Paten für sie neue Verkehrsmittel
ausprobieren können.

Erfolgreiche Kooperation

GroßenAnklang fand eineAus-
stellung im Foyer der Stadtsäle
Bernlochner: Sie zeigte Ergebnis-
se der erfolgreichen Kooperation
verschiedener Institutionen, wie
etwa den Plan zu einem Muster-
Pendlerparkplatz, den dieArbeits-
gruppe Mobilität erstellt hat. Zu-
dem wurden Landschaftsaufnah-
men aus der Metropolregion an
die Wand geworfen, die im Rah-
men eines von der EMM ausge-
schriebenen Fotowettbewerbs
entstanden sind. DK

Netzwerk frühe Hilfen in Fürstenfeldbruck:

Grundsteinlegung
für KoKi

Positive Lebensbedingungen von Kindern und Eltern zu fördern
ist ein wichtiges Anliegen vieler Menschen und der gesetzliche
Auftrag der Jugendhilfe. Mit der koordinierenden Kinder-
schutzstelle KoKi, dessen „Grundstein“ nunmehr gelegt wurde,
will der Landkreis Fürstenfeldbruck dazu beitragen, dass die
Entwicklung und die Betreuung der Kleinsten optimal gefördert
und ihr Schutz weiter verbessert wird. Ebenso sollen die Eltern
in ihrer Erziehungsaufgabe unterstützt und gestärkt werden.

In erster Linie steht hinter KoKi
der Landkreis Fürstennfeldbruck
als örtlicher Jugendhilfeträger.
Der Freistaat Bayern hat ein För-
derprogramm zur Unterstützung
der Kommunen bei der Errich-
tung koordinierender Kinder-
schutzstellen aufgelegt. Um früh-
zeitigen und effektiven Schutz zu
erreichen, ist eine möglichst
flächendeckende Einführung von
KoKis vorgesehen. Zielgruppen
sind angehende Eltern sowie El-
tern mit Säuglingen und Kleinkin-
dern, insbesondere im Alter von 0
bis 3 Jahren. Zudem ist für die
Verzahnung aller Beteiligten von
öffentlichen und freien Trägern
des Jugend- und Gesundheitswe-
sens einAnsprechpartner als steu-
erndes Bindeglied nötig.

Diese Aufgabe will KoKi im
Landkreis Fürstenfeldbruck er-
füllen. Mögliche Netzwerkpart-
ner sind unter anderem Kinder-
betreuungseinrichtungen, Spiel-
und Krabbelgruppen, Angebote
von Lern- und Spielprogram-
men, Frühförderstellen, das Kli-
nikum Fürstenfeldbruck, Heb-
ammen, Fachärzte der Kinder-
und Frauenheilkunde sowie Er-

ziehungs-, Schwangeren-, und
Familienberatungsstellen.

Fürstenfeldbrucks stellvertre-
tende Landrätin Gisela Schneid
hob vor etwa 200 Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern aus den Be-
rufsgruppen, die mit werdenden
Eltern und Familien mit Kindern
von 0 bis 3 Jahren in Kontakt
sind, die gesamtgesellschaftliche
Verantwortung für den Schutz
von Kindern hervor. Sie unter-
strich die Zielsetzung, den Land-
kreis äußerst kinder- und famili-
enfreundlich zu gestalten und mit
KoKi einen wesentlichen Beitrag
dazu zu leisten.

Prävention wichtig

Die Entstehungsgeschichte
und Bedeutung der Koordinie-
renden Kinderschutzstellen in
Bayern wurde von Regierungsdi-
rektorin Isabella Gold vom
Bayerischen Sozialministerium
beschrieben. Sie betonte in die-
sem Zusammenhang die Wich-
tigkeit der Prävention durch früh-
zeitiges Erkennen möglicher Ri-
sikofaktoren bevor es zu Ver-
nachlässigung oder gar Miss-

handlung kommt. „Die enge Ver-
zahnung von Gesundheits- und
Jugendhilfe ist eine unabdingba-
re Voraussetzung für den präven-
tiven Kinderschutz“, stellte Gold
fest. An seine Grenzen stoße der
Arbeitsauftrag von KoKi bei um-
fangreicher und längerfristiger
Beratung, Hilfen zur Erziehung
und bei Kindeswohlgefährdung:
Hier werde der Fachbereich Fa-
milienhilfe im Jugendamt des
Landratsamtes tätig.

Über Vernetzung als Basis
frühzeitiger Unterstützungsange-
bote und die Voraussetzungen
hierfür referierte Alexandra Sann
vom Nationalen Zentrum frühe
Hilfen. Die Besonderheit der er-
sten drei Lebensjahre als äußerst
sensible und für die gesamte
Entwicklung prägende Phase sei
der wesentliche Grund, dass Hil-
fe und Unterstützung früh anset-
zen sollten. Bei diesen „frühen
Hilfen“ stehe die Förderung ei-
ner gedeihlichen Eltern-Kind-
Beziehung im Vordergrund. Ju-
gendamtsleiter Peter Schmelzer
beschrieb seinerseits die Eck-
punkte der Arbeit der Koordinie-
renden Kinderschutzstelle. Er
verdeutlichte, wie bedeutsam es
sei, belastete Eltern so früh wie
möglich zu unterstützen.

Wie das Konzept der koordinie-
renden Kinderschutzstelle konkret
umgesetzt wird, erläuterten die
beiden Sozialpädagoginnen Ulri-
ke Kornacher und Brigitte Maier,
indem sie erste Erfahrungen und
weitere Planungen vorstellten.
Fest steht das Angebot eines mo-
natlichen Treffens für alle interes-
sierten Netzwerkpartner sowie die
Kontaktaufnahme zu allen Kin-
derkrippen im Landkreis. Eben-
falls in Planung sind themenbezo-
gene Veranstaltungen, beispiels-

weise zum Datenschutz. Weiter-
hin werden die Sozialpädagogin-
nen in verschiedenen Arbeitskrei-
sen und bei runden Tischen mit
Akteuren aus dem Gesundheits-

bereich sowie anderen familien-
bezogenenAnbietern die Weichen
für ein Konzept „Netzwerk frühe
Kindheit“ im Landkreis Fürsten-
feldbruck stellen. DK

Erfolgreiche Bilanz für den Stimmkreis
Augsburg-Land-Dillingen

Die Jahreswende gibt Anlass, Rückschau zu halten. Was im
letzten Jahr von der CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag in
enger Verbindung zur Bayerischen Staatsregierung geleistet
worden ist, gilt insbesondere auch für den Stimmkreis Augs-
burg-Land-Dillingen.

Für die Arbeit des Haushaltsausschussvorsitzenden Georg
Winter bedeutet dies vor Ort konkret: Im Bereich Bildung
konnten die Modernisierungen an den Gymnasien Dillingen,
Wertingen und Lauingen dank unterschiedlicher Sonderpro-
gramme wie Konjunkturpaket II und Investitionsprogramm
Zukunft, Bildung und Betreuung (IZBB) mit Hilfe von Abge-
ordnetem Winter optimal umgesetzt werden.

Der Anbau der Kindertagesstätte St. Martin in Gundelfingen
(im Bild) wurde vor kurzem eingeweiht. 30 neue Krippenplät-
ze konnten mit Hilfe des Investitionsprogramms „Kinderbe-
treuungsfinanzierung“ eingerichtet werden.

Im Bild (von links) mit Kindern und Erzieherinnen: Stadt-
pfarrer Frank Schneider, MdL Georg Winter, Kämmerer Ger-
hard Tiefenbacher und Bürgermeister Franz Kukla. ��
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Kindergarteneinrichtungen

¬ Produktion + Vertrieb GmbH & Co. KG
Industriestraße 1 · D-97285 Röttingen
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• Abfallbehälter
• Absperrpfosten
• Fahrradständer
• Sitzbänke u.a.

LANGER s. Wartehallen/Außenmöblierungen

Streuautomaten und Schnee-
pflüge für den Winterdienst

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger
Fax: (02773)82218 · Telefon: (02773)82256+82224

Winterdiensttechnik, die
begeistert – weltweit!

Gmeiner GmbH
Daimlerstraße 18

92533 Wernberg-Köblitz
Tel.: +49 (9604) 93267-0
info@gmeiner-online.de
www.gmeiner-online.de

Ihr Kontakt zur Anzeigenabteilung:

Telefon (08171) 9307-13

Inserierenbringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de
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Briefmarkenverkauf ist
Vertrauenssache

Briefmarkenauktionshaus Schulz
Frauentorgraben 73, 90443 Nürnberg, Telefon 0911/2406870

Spiel-, Sportgeräte +
Skateanlagen

¬ Produktion + Vertrieb GmbH & Co. KG
Industriestraße 1 · D-97285 Röttingen

Tel. (0 93 38) 89-0 · Fax (0 93 38) 89-199
E-Mail eibe@eibe.de · www.eibe.net

Entdecke die Welt des Spielens

Fahnenmasten/Fahnen

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@hugo-knoedler.de
Internet: www.hugo-knoedler.de

Geschenke für Neugeborene

Alles in Textil ..... bestickt — gewoben —
bedruckt — individuell gefertigt !

z. B. bestickte Baby-Handtücher mit dem Logo Ihrer Stadt
als Begrüßungsgeschenk des Bürgermeisters

Kerler GmbH
Schwanthaler Straße 100, 80336 München

Tel.: 0049(0)89 / 543 29 890, Fax: (0)89 / 543 43 587
post@kerler.de www.kerler.de
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Absperrpfosten

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Vorschau auf GZ 3
In unserer Ausgabe Nr. 3, die am 28. Januar erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:
zz Kommunale Baupolitik
zz Kommunalfinanzen
zz Wasserversorgung und Wasserentsorgung
zz Fremdenverkehr in Bayern
zz Kommunale und private Freizeitanlagen

Suche ab Juli 2010
eine Stelle als

Verwaltungsfachangesteller

Näheres auf meiner
Bewerber-Homepage unter:

www.oereitinger.de

StellengesuchProjektstart „Hart am Limit“ im Landkreis Erding:

Kampf dem
Komasaufen

Der Landreis Erding sagt Komasaufen den Kampf an. Wie Land-
rat Martin Bayerstorfer im Rahmen der Jahrespressekonferenz
des Landratsamts mitteilte, sei auch in seinem Landkreis die Zahl
der durch Alkohol vergifteten Jugendlichen, die stationär im
Krankenhaus behandelt werden müssen, in den vergangenen
Jahren gestiegen. Dies sei Anlass für das Vorhaben der Abteilung
Gesundheitswesen des Landratsamtes Erding, das bundesweit
laufende Projekt „HaLT“ (Hart am Limit) zu starten.

Das Projekt „HaLT“ wurde
von der „Villa Schöpflin“ ent-
wickelt und ist ein vom Bundes-
ministerium für Gesundheit ge-
fördertes und überaus erfolgrei-
ches Bundesmodellprojekt, das
darauf abzielt, auf kommunaler
Ebene durch Information und
Prävention eine erhöhte Sensibi-
lität beim Thema Alkoholkon-
sum unter Jugendlichen zu
schaffen und zugleich die Ein-
haltung des Jugendschutzes zu
gewährleisten. An elf Modell-
standorten in neun Bundeslän-
dern wurde das Projekt erprobt.
HaLT wurde von der Prognos
AG mit positivem Ergebnis wis-
senschaftlich evaluiert.

Alarmierende Zahlen

Im Jahr 2008 mussten im
Landkreis Erding 67 Jugendli-
che bzw. junge Erwachsene im
Alter zwischen 14 und 21 Jahren
auf der Intensivstation des Kreis-
krankenhauses Erding therapiert
werden. Alarmierend war dabei
insbesondere die Tatsache, dass
jeder fünfte Jugendliche unter 16
Jahre alt war; im Jahr 2009 mus-
sten sogar zwei Zwölfjährige in-
tensivmedizinisch behandelt
werden. Landrat Martin Bayer-
storfer mahnte deshalb zu einer
Kultur des genauen Hinsehens:
„Unsere Kinder und Jugendli-
chen sind die Zukunft unserer

Gesellschaft. Wir können uns
nicht erlauben, wegzusehen. Im
Gegenteil, wir müssen gegenü-
ber riskant Alkohol konsumie-
renden Jugendlichen ein Zeichen
setzen und durch maßgeschnei-
derte Suchtpräventionsangebote
die Gesundheit unserer Jugendli-
chen und somit die Gesundheit
unserer Gesellschaft erhalten.“

Alkohol ist die am weitesten
verbreitete psychoaktive Sub-
stanz unter Kindern und Jugend-
lichen. Das Durchschnittsalter
der ersten Rauscherfahrung wird
je nach Studie zwischen 13,8
Jahren und 15,1 Jahren angege-
ben. Zwar ging der regelmäßige
(mindestens einmal wöchentli-
che) Alkoholkonsum der 12
bis17-jährigen Mädchen und
Jungen in den vergangenen Jah-
ren deutlich von 21,2 % auf 17,4
% im Jahr 2008 zurück, dennoch
konsumieren 6,2 % dieser Ziel-
gruppe eine selbst für Erwachse-
ne riskante Alkoholmenge und
zeigen somit ein Trinkverhalten,
das zu schweren Alkoholintoxi-
kationen führen und damit auch
lebensbedrohlich sein kann. Un-
ter Teenagern haben sich in den
letzen Jahren Trinkrituale ent-
wickelt, bei denen der Rausch
nicht dem bekannten alterstypi-
schen Experimentieren mit Al-
kohol zuzuordnen ist, sondern es
geht darum, innerhalb kurzer
Zeit hohe Mengen Alkoholika zu

sich zu nehmen, um sich oft ge-
zielt zu betrinken.

Das Gesamtprojekt HaLT glie-
dert sich in zwei Projektteile: Mit
dem so genannten proaktiven Pro-
jektteil sind vor allem eine konse-
quente Umsetzung des Jugend-
schutzgesetzes bei Festveranstal-
tungen, in Gaststätten und dem
Handel gemeint sowie die Sensibi-
lisierung von Eltern, Lehrkräften,
Verkaufspersonal, Festveranstal-
tern etc., also die Schaffung eines
kommunal verankerten Präven-
tionsnetzwerkes. Federführend
hierfür ist das Sachgebiet Jugend,
Familie und Sport des Landrats-
amtes Erding. Im sog. reaktiven
Projektteil wiederum werden Kin-
der und Jugendliche, die bereits
durch exzessiven Alkoholkonsum
aufgefallen sind, gezielt und um-
fassend beraten (Frühintervention
auf individueller Ebene, d.h. stan-
dardisierte Gruppen-/ Einzelange-
bote für betroffene Jugendliche).
Die koordinierende Funktion hier-
für im Landkreis Erding über-
nimmt dieAbteilung Gesundheits-
wesen des Landratsamtes.

Netzwerk

Wichtige Partner für den reak-
tiven Projektteil sind Fachleute
aus einem eigens für dieses Pro-
jekt aufgebauten Netzwerk. Die-
ser Projektteil besteht aus den
Elementen Brückendienst, Risi-
kocheck, einem erlebnispädago-
gischen Teil und dem Nachsor-
gegespräch.

Die Fachleute des Netzwerkes
suchen die von einer Alkoholin-
toxikation betroffenen Jugendli-
chen auf Basis einer Schweige-
pflichtentbindung in der Klinik
auch am Wochenende und an
Feiertagen auf. Nicht nur dem
Jugendlichen, sondern auch den
Eltern wird hierbei ein Gespräch
angeboten. Es geht darum, das
Geschehene zu verarbeiten, In-
formationen und vor allem Risi-
kokompetenz zu vermitteln. Bei
Bedarf werden die Jugendlichen
und eventuell ihre Familien in
umfassendere Hilfsangebote ein-
gebunden. Zeitnah im Anschluss
an die Entlassung aus dem Kran-
kenhaus (nach dem Brückenge-
spräch) folgt ein Risikocheck
durch Prop e.V. Erding in einer
Kleingruppe betroffener Jugend-
licher, mit anschließendem „er-
lebnispädagogischen Teil“
(Hochseilgarten – Angebot von

Prop e.V. Erding oder Tauchkurs
– Angebot durch das Landrats-
amt Erding) sowie ein „Nachsor-
gegespräch“ mit dem Jugendli-
chen und bei Einverständnis
auch mit den Eltern.

Eine Zertifizierung als HaLT-
Standort ist an bestimmte Krite-
rien gebunden, die der Landkreis
Erding zum Ende des Jahres
2009 erfüllt hat. Eine Anerken-

nung als HaLT-Standort, die
auch die Voraussetzung für eine
Anschubfinanzierung durch den
Bund darstellt, wurde durch die
Abteilung Gesundheitswesen
beantragt, so dass Anfang des
Jahres 2010 das lokale „HaLT-
Netzwerk im Landkreis Erding“
unter Einbindung der gesetzli-
chen Krankenkassen aufgebaut
werden kann. DK

Nürnberg und Fürth:

175 Jahre deutsche Eisenbahngeschichte
Umfangreiches Jahresprogramm zum Bahnjubiläum

Zum Jahrestag der ersten Fahrt des von der Dampflokomoti-
ve „Adler“ angetriebenen Zugs der „Ludwigs-Eisenbahn-Ge-
sellschaft“ von Nürnberg nach Fürth im Jahre 1835 haben
Fürths Oberbürgermeister Thomas Jung und Nürnbergs
Stadtoberhaupt Ulrich Maly in einer gemeinsamen Presse-
konferenz die Programmhefte der beiden Städte zum großen
Bahnjubiläum vorgestellt.

In der 50-seitigen Broschüre
„Fürth feiert 175 Jahre deutsche
Eisenbahn“ finden sich neben den
knapp 50 Veranstaltungen auch
allerlei Historisches und spannen-
de Anekdoten rund um das The-
ma Eisenbahn. Dank der großzü-
gigen Unterstützung von Sponso-
ren hat die Stadt in Zusammenar-
beit mit zahlreichen Akteuren ein
abwechslungsreiches Programm
vorgelegt, das unter anderem Vor-
träge, Führungen, Ausstellungen,
Theater sowie Open-Air-Veran-
staltungen umfasst. Dabei soll
nicht nur allen Fürtherinnen und
Fürthern, sondern auch Besuchern
der Kleeblattstadt die Gelegenheit
gegeben werden, fleißig mitzufei-
ern und das zum Teil bei freiem
Eintritt.

Volles Programm

Den Anfang machen Vorträge
und Lesungen, ab Mitte März
nimmt der Veranstaltungsreigen
dann mit der Ausstellung „Sei
auf Draht“ im Rundfunkmuse-
um Fahrt auf und findet am 31.
Dezember mit einer Abschluss-
feier seinen Ausklang.

Zu einem der Höhepunkte des
Jahres zählt die Aktion „ZeitRei-
se“ Mitte August, zu der unter an-
derem auch der Nachbau des Lud-
wigsbahnhofs zählt. So wird das
ehemalige Prachtgebäude für
zwei Wochen zu neuem Leben er-
weckt und als historische Kulisse
für ein abwechslungsreiches Rah-

menprogramm dienen. Krönender
Abschluss wird das Eisenbahnfest
„Nächster Halt: Fürth“ am letzten
Augustwochenende sein.

Vielfältige Ausstellungen

Mit einem vielfältigen Veran-
staltungs- und Festprogramm
wartet auch die Norisstadt auf.
Ausstellungen, Installationen,
Führungen, Workshops und Ak-
tionstage mit einem Gesamtetat
in Höhe von 1,5 Millionen Euro
werden sich mit den Themen
Bahn, Mobilität und durch die
Eisenbahn vorangetriebene In-
dustrialisierung beschäftigen.
Dem folgenschwersten Kapitel
der deutschen Eisenbahnge-
schichte ist ein Projekt gewid-
met, bei dem erstmals das Doku-
mentationszentrum Reichspar-
teitagsgelände in Nürnberg mit
der Gedenkstätte Auschwitz-Bir-
kenau in Polen kooperiert. Es
zeigt unter dem Titel „Das
Gleis“, dass ohne das Transport-
mittel Eisenbahn der organisier-
te Massenmord an den Juden
nicht möglich gewesen wäre.

Eine direkte Bildübertragung
verbindet erstmals zwei Orte, die
symbolisch für Anfang und Ende
eines bis dahin beispiellosen ver-
brecherischen Handelns stehen:
Nürnberg als Ort der 1935 erlas-
senen Rassengesetze (75 Jahre
vor dem Bahnjahr 2010) und
Auschwitz als zentrale Stelle der
Vernichtung. Die aktuellen Bil-

der bringen eine Entfernung zum
Verschwinden, die damals der
Verschleierung des Mordens
diente. Im Dokumentationszen-
trum liefert eine ergänzendeAus-
stellung Fakten und Dokumente
zu der Tatsache, dass auf dem eu-
ropäischen Schienennetz unter
Federführung der Reichsbahn al-
le Hebel und Räder für die „End-
lösung“ in Bewegung gesetzt
wurden. Die Gedenkstätte Au-
schwitz-Birkenau zeigt parallel
die in Nürnberg erarbeitete
Schau „Rassenwahn – Die Nürn-
berger Gesetze 1935“.

Motor der Entwicklung

Doch in Nürnberg geht es
nicht nur um den Missbrauch der
Eisenbahn in der NS-Zeit für die
„Logistik des Todes“. Die Eisen-
bahn als Motor wirtschaftlicher
Entwicklung steht im Mittel-
punkt der Ausstellung „Die
Strecke des Adlers“ im Museum
Industriekultur, die beispielhaft
an dieser prototypischen Bahnli-
nie die Facetten der Industriali-
sierung darstellt. Eine Schau im
Planetarium, das am Startpunkt
der nicht mehr existierenden
„Adler“-Strecke liegt, themati-
siert unter der Überschrift „Vom
Adler zum Spaceshuttle“ Reisen
„auf der Erde und im Himmel“.

Auch die technische Seite und
das hochaktuelle Thema Mobi-
lität werden beleuchtet, etwa
durch einen europäischen Logi-
stik-Kongress. Überregional be-
kannte Nürnberger Kulturveran-
staltungen wie die „Blaue Nacht“,
das „Bardentreffen“ und das
„Klassik Open Air“ werden sich
2010 ebenfalls Aspekten der Ei-
senbahngeschichte widmen. DK

http://www.oereitinger.de

	bg10011401.pdf
	bg10011402.pdf
	bg10011403.pdf
	bg10011404.pdf
	bg10011405.pdf
	bg10011406.pdf
	bg10011407.pdf
	bg10011408.pdf
	bg10011409.pdf
	bg10011410.pdf
	bg10011411.pdf
	bg10011412.pdf
	bg10011413.pdf
	bg10011414.pdf
	bg10011415.pdf
	bg10011416.pdf

